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45. Sitzung 

Bonn, den 27. Mai 1966 

Stenographischer Bericht 

Beginn: 8.59 Uhr. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Die Sitzung 
ist eröffnet. 

(Die Abgeordneten erheben sich.) 

Meine Damen und Herren! Soeben habe ich die 
Mitteilung erhalten, daß nach langer schwerer 
Krankheit unser früherer Kollege Herr Dr. Her-
mann Schäfer, Vizepräsident des Parlamentarischen 
Rates, Vizepräsident des Deutschen Bundestages 
und Bundesminister für besondere Aufgaben in den 
Jahren 1953 bis 1956, gestern vormittag verstorben 
ist. 
Das Haus gedenkt in Dankbarkeit dieses allseits 

hoch geschätzten Politikers und spricht der Fraktion 
der FDP und den Angehörigen, vor allem der Witwe, 
die herzliche Anteilnahme aus. 

Sie haben sich, meine Damen und Herren, zu 
Ehren des Verstorbenen erhoben. Ich danke Ihnen. 

Wir treten nunmehr in die Tagesordnung ein. Ich 
rufe Punkt 1 auf : 

Fragestunde 

— Drucksachen V/635, V/637 — 

Wir kommen zu den Fragen aus dem Geschäfts-
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozial-
ordnung in Drucksache V/635. Zunächst rufe ich die 
Frage XI/1 der Abgeordneten Frau Korspeter auf: 

Ist die Bundesregierung in der Lage mitzuteilen, in welchem 
Ausmaße von den im Mutterschutzgesetz geschaffenen Vorsorge-
untersuchungen für werdende Mütter Gebrauch gemacht wird? 

Frau Korspeter ist im Raum. Bitte, Herr Bundes-
minister, zur Beantwortung! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich bitte, damit einverstanden zu sein, daß 
ich die beiden Fragen der Abgeordneten Frau 
Korspeter zusammen beantworte, weil sie einen 
inneren Zusammenhang haben. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Es besteht 
Einverständnis. Ich rufe also auch die Frage XI/2 
der Abgeordneten Frau Korspeter auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, ob die Inanspruchnahme der 
durch das Mutterschutzgesetz geschaffenen Vorsorgeuntersuchung 
für werdende Mütter nach Stadt- und Landgebieten unterschied-
lich erfolgt? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Die Bestimmungen des Mutterschutzgeset-
zes, die Vorsorgeuntersuchungen für werdende 
Mütter vorsehen, sind, wie Sie, Frau Kollegin, wis-
sen, erst am 1. Januar dieses Jahres in Kraft ge-
treten. In Anbetracht dieses kurzen Zeitablaufs ist 
die Bundesregierung noch nicht in der Lage, mitzu-
teilen, in welchem Ausmaß von diesen Vorsorge-
untersuchungen Gebrauch gemacht wird und ob die 
Inanspruchnahme der Vorsorgeuntersuchungen nach 
Stadt- und Landgebieten unterschiedlich ist. 
Der Bundesregierung sind zwar Äußerungen von 

ärztlicher Seite bekannt, die auf eine zu geringe 
Inanspruchnahme der Möglichkeiten der Vorsorge-
untersuchungen hindeuten. Eine zutreffende Be-
urteilung des Umfangs der geleisteten Vorsorge-
untersuchungen scheint im gegenwärtigen Zeitpunkt 
aber deswegen noch nicht möglich zu sein, weil den 
Krankenkassen Leistungsnachweise noch kaum zu-
gegangen sind. Außerdem wird zumindest das erste 
halbe Jahr seit Inkrafttreten der gesetzlichen Be-
stimmungen kein zutreffendes Bild der Inanspruch-
nahme vermitteln, weil in Fällen fortgeschrittener 
Schwangerschaft Vorsorgeuntersuchungen mög-
licherweise nicht mehr in Anspruch genommen oder 
statistisch als solche nicht mehr erfaßt werden. 
Erst die Ergebnisse des zweiten halben Jahres 

werden Aufschlüsse darüber geben, ob — und ich 
möchte annehmen, daß dies, verehrte Frau Kollegin, 
der Zweck Ihrer Anfrage ist — Maßnahmen erfor-
derlich sind, um die werdenden Mütter über die 
Möglichkeit der Vorsorgeuntersuchungen ver-
stärkt aufzuklären. Die Bundesregierung wird nach 
Ablauf dieses Jahres Erhebungen durchführen, die 
einen Überblick über die Inanspruchnahme von Vor-
sorgeuntersuchungen — auch getrennt nach Stadt-
und Landgebieten — geben sollen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zu einer Zu-
satzfrage, bitte! 

Frau Korspeter (SPD) : Herr Minister Katzer, 
wie beurteilt dann die Bundesregierung die im 
„Dienst für Gesellschaftspolitik" veröffentlichte Er-
klärung, daß man im Bundesgesundheitsministe-
rium mit Bedauern festgestellt hat, daß nach Be-
richten aus ärztlichen Kreisen die neue Möglichkeit 
für werdende Mütter, sich während der Schwanger-
schaft auf Kosten der Krankenkasse mehreren Vor-
sorgeuntersuchungen zu unterziehen, nicht entspre-
chend wahrgenommen wird? 
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Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich sagte Ihnen schon, Frau Kollegin, daß 
uns aus ärztlichen Kreisen solche Mitteilungen zu-
gegangen sind, daß aber nach unserer Auffassung 
nach so kurzer Zeit noch kein endgültiger Schluß 
darüber zulässig ist, ob die bisher bekanntgewor-
denen Tatbestände verallgemeinert werden kön-
nen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Bitte, eine 
zweite Zusatzfrage! 

Frau Korspeter (SPD) : Herr Minister, trifft 
es zu — ich könnte vielleicht annehmen, daß nach 
Ihren Aussagen davon nicht die Rede sein wird, 
aber meine Frage stützt sich doch auf eine Erklä-
rung des „Dienstes für Gesellschaftspolitik" —, daß 
in Ihrem Hause Überlegungen angestellt werden, 
daß bestimmte Leistungen nur dann gewährt wer-
den sollen, wenn die Vorsorgeuntersuchungen in 
Anspruch genommen werden? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Frau Kollegin, das hängt zusammen mit 
den Gesamtüberlegungen über die Reform der so-
zialen Krankenversicherung. Sie wissen, daß wir 
in wenigen Wochen die Ergebnisse der Sozial-
enquete vorliegen haben werden. Sie werden daher 
sicher Verständnis dafür haben, daß ich diese 
Frage zum jetzigen Zeitpunkt nicht beantworte, 
sondern sie im Gesamtzusammenhang mit der So-
zialenquete beantworten möchte. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Zu einer Zu-
satzfrage, bitte! 

Frau Rudoll (SPD) : Herr Minister, sehen Sie 
eine Möglichkeit, sowohl die betroffenen werden-
den Mütter als auch die Arbeitgeber in bezug auf 
die Vorsorgeuntersuchung durch Informationsmate-
rial, Aufklärungsschriften oder irgendeine andere 
Art der schriftlichen Information, die bis in den 
letzten Betrieb oder an die Frau herangetragen 
werden kann, aufzuklären? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ja, Frau Kollegin, ich sehe solche Möglich-
keiten sehr wohl. Sie werden noch ins Auge gefaßt. 
Wie ich vorhin schon ,auf die  Frage von Frau Kol-
login Korspeter antwortete, werden wir nach einem 
Jahr, wenn das Ergebnis der Untersuchungen vor-
liegt, die Auswirkungen genau beurteilen können 
und danngegebenenfalls gezielt solche Maßnahmen 
treffen können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Keine weitere 
Zusatzfrage. 

Ich rufe die Frage XI/3 des Herrn Abgeordneten 
Kohlberger auf: 

Wie stellt sich die Bundesregierung zur Versorgung von Arm-
amputierten mit bioelektrischen Armprothesen? 

Ist Herr Kohlberger im Saal? — Bitte, Herr Bun-
desminister. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Der Bundesregierung ist bekannt, daß 
vielerorts an der Entwicklung einer brauchbaren 
bioelektrischen Armprothese gearbeitet wird. Bevor 
Amputierte mit .der sogenannten „Elektro-Armpro-
these" versorgt werden können, müssen allerdings 
die Ergebnisse der Grundlagenforschung abgewartet 
werden. Der Amputierte ist nicht optimal versorgt, 
wenn ihm eine Prothese zur Verfügung gestellt 
wird, bei der technische Mängel auftreten können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage? 

Kohlberger (SPD) : Herr Minister, ist es nicht 
möglich, diesen 80 000 .Unterarmamputierten die 
jetzt in Osterreich entwickelte bioelektrische Pro-
these zu verschaffen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege, das betrifft Ihre dritte 
Frage. Ich möchte vorschlagen, daß ich zunächst Ihre 
beiden anderen Fragen beantworte. 

Kohlberger (SPD) : Einverstanden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Dann rufe 
ich die Fragen XI/4 und XI/5 des Herrn Abgeord-
neten Kohlberger auf: 

Inwieweit sind die 1962 unternommenen Bemühungen der 
Bundesregierung, einen Vertrag mit der UdSSR über bioelek-
trische Armprothesen abzuschließen, erfolgreich gewesen? 

Hat die Bundesregierung mit dem staatlichen Forschungs-
institut für Prothesenbau in Wien bereits Verbindung aufgenom-
men, um sich über den neuesten Stand der Entwicklung zu 
informieren? 

Bitte, Herr Minister! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ihre zweite Frage, Herr Kollege, beant-
worte ich wie folgt. 

Von der Bundesregierung wurde im Sommer 1964 
eine Delegation von Fachärzten nach Moskau ent-
sandt, um u. a. ein Angebot über den Ankauf eines 
Lizenzvertrages für die Herstellung bioelektrisch 
gesteuerter Armprothesen zu prüfen. Von einem 
Vertrag wurde Abstand genommen, weil die in der 
UdSSR hergestellte Elektro-Armprothese noch nicht 
bis zur technischen Vollreife entwickelt war. Außer-
dem erschienen die Lizenzbedingungen als unan-
nehmbar. 

Zur dritten Frage: Die Bundesregierung hat mit 
dem Forschungsinstitut in Wien Verbindung auf-
genommen. Die Verhandlungen zur Vorführung der 
in Wien entwickelten Elektroprothese sind im 
Gange. Von meinem Hause wurde dem Erfinder 
vorgeschlagen, die Prothese auf der nächsten Ta-
gung meines Beirats für Orthopädie-Technik, die in 
etwa drei Monaten hier stattfinden wird, vorzu-
stellen. Eine genauere Angabe des Tagungstermins 
ist noch nicht möglich, weil die sachlichen Vorarbei-
ten für die Tagung noch nicht abgeschlossen sind. 
Der Termin muß außerdem noch von dem Wiener 
Erfinder bestätigt werden. Sobald dieser auf den 
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Bundesminister Katzer 
Vorschlag meines Hauses eingegangen ist, wird der 
Termin mit ihm abgestimmt und die Besprechung 
durchgeführt werden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage. 

Kohlberger (SPD) : Herr Minister, können Sie 
sagen, wann die Besprechung erfolgen wird? Ist 
es nicht möglich, die in Osterreich entwickelte 
Prothese hier in Deutschland zu übernehmen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich sagte bereits, Herr Kollege: ich hoffe, 
daß wir in etwa drei Monaten die Besprechung ab-
halten können. Das hängt ja nicht allein von uns, 
sondern auch von dem Wiener Erfinder ab. Wir 
sind in einem ständigen Kontakt, und sobald Ein-
verständnis mit ihm erzielt sein wird, werden wir 
dieses Gespräch führen. Wir sind wie Sie selbst 
bemüht, möglichst schnell zu einer Regelung zu 
kommen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage XI/6 des Herrn Abgeordneten Orgaß auf: 

Welche Maßnahmen erscheinen zweckmäßig, um die gesund-
heitliche Betreuung der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz durch 
Werksärzte zu fördern? 

Ist der Herr Abgeordnete Orgaß im Hause? - 
Das ist der Fall. 

Bitte, Herr Bundesminister! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Orgaß, in Kürze werde ich 
eine Richtlinie zur werksärztlichen Betreuung der 
Arbeitnehmer und zur Einrichtung werksärztlicher 
Dienste in den Betrieben veröffentlichen. Diese 
Richtlinie ist gemeinsam mit Bundes- und Länder-
ressorts, Sozialpartnern, Sachverständigen, ärzt-
lichen und anderen Institutionen erstellt worden. 
Hiermit soll insbesondere den mittleren und größe-
ren Unternehmen empfohlen werden, die werks-
ärztliche Betreuung ihrer Arbeitnehmer in geeig-
neter Weise auszubauen. Es ist zu hoffen, daß die 
in dieser Richtlinie dargestellten Aufgaben des 
Werksarztes und der in Vorschlag gebrachte Um-
fang der werksärztlichen Betreuung zugleich die 
Ärzteschaft anregen wird, sich vermehrt für diese 
spezielle Tätigkeit zu interessieren und sich für 
die Arbeiten zur Verfügung zu stellen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Minister, können Sie 
uns heute schon sagen, ob Ihre Richtlinie in etwa 
der Empfehlung der EWG-Kommission betreffend 
den betriebsärztlichen Dienst vom 20. Juli 1962 
nachkommen wird? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Ich glaube, daß man das in etwa sagen 
kann. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage XI/7 des Herrn Abgeordneten Orgaß auf: 

In welchem Umfang ist eine vorsorgende Betreuung der  Be

-

rufstätigen am Arbeitsplatz durch andere Ärzte als Werksärzte 
gewährleistet? 

Herr Bundesminister, bitte! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Eine vorsorgende Betreuung der Berufs-
tätigen am Arbeitsplatz findet auch durch staatlich 
ermächtigte Überwachungsärzte statt, die auf 
Grund zahlreicher Arbeitsschutzverordnungen 
regemäßige ärztliche Untersuchungen durchführen; 
in der Bundesrepublik sind es zirka 900 ermächtigte 
Überwachungsärzte. 

Darüber hinaus werden nach den Vorschriften 
der Reichsversicherungsordnung in der Fassung 
des Unfallversicherungs-Neuregelungsgesetzes vom 
30. April 1963 Versicherte, deren berufliche Tätig-
keit mit außergewöhnlichen Gesundheitsgefahren 
verbunden ist, durch beauftragte Ärzte der Un-
fallversicherungsträger regelmäßig betreut. Mit 
dieser Aufgabe sind rund 1000 Ärzte beauftragt. 

Auch die allgemeine Ärzteschaft leistet durch 
Untersuchungen im Rahmen des Jugendarbeits-
schutzgesetzes und des neuen Mutterschutzgesetzes 
einen wichtigen Beitrag in der vorsorgenden Be-
treuung der Berufstätigen. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Minister, ist daran ge-
dacht, neben der ärztlichen Betreuung in Groß-
betrieben eine Möglichkeit zu suchen, auch gesund-
heitliche Schäden bei den Arbeitnehmern in mittle-
ren und kleineren Betrieben zu erfassen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege Orgaß, das ist natürlich das 
schwierigste der Probleme. Bei den Großunterneh-
men ist die Frage, wie Sie aus der Erfahrung wissen, 
in aller Regel sehr leicht zu lösen. Schwieriger ist es 
bei kleinen und mittleren Unternehmungen. Wir 
bemühen uns, dort eine Lösung zu finden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine weitere 
Zusatzfrage. 

Orgaß (CDU/CSU) : Herr Minister, wäre es nicht 
möglich, dafür zu sorgen, daß in einem anteiligen 
System mehrere Mittelbetriebe ebenfalls unter der 
Betreuung eines Arztes stehen? 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Auch solche Überlegungen werden in mei-
nem Hause angestellt. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage, Herr Abgeordneter Behrendt. 
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Behrendt (SPD) : Herr Minister, wird die Bundes-
regierung insbesondere versuchen, für die Mittel-
betriebe eine Lösung zu finden — bei den Groß-
betrieben ist es ja verhältnismäßig gut geregelt —, 
die auch den Forderungen gerecht wird, die in den 
EWG-Grundsätzen niedergelegt sind? 

Katzer Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Kollege, ich sagte schon, daß das 
nicht sehr einfach ist, daß wir uns aber bemühen 
werden, eine solche Regelung zu finden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Frage XI/8 des Herrn Abgeordneten Orgaß auf: 

Ist beabsichtigt, die in Frage XI/7 erwähnte ärztliche Betreuung 
auszubauen? 

Herr Bundesminister! 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Diese ärztliche Betreuung wird so weit 
wie erforderlich auch zukünftig auf Grund von 
Arbeitsschutzverordnungen und Unfallverhütungs-
vorschriften weiter ausgebaut, um den Schutz der 
Arbeitnehmer vor gesundheitsgefährdenden Arbei-
ten zu sichern. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Damit ist die-
ser Punkt erledigt. Ich danke dem Herrn Bundes-
minister für Arbeit. 

Ich rufe die Fragen aus dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Familie und Jugend auf, zuerst 
die Frage XIV/1 des Herrn Abgeordneten Dr. 
Lohmar: 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Resultate des Wett-
bewerbs „Jugend forscht"? 

Die Frage wird von Herrn Raffert übernommen. 
Ich bitte den Herrn Staatssekretär um Beantwor-
tung. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, die 
Bundesregierung hält die Ausschreibung und die 
Durchführung des Wettbewerbs „Jugend forscht" 
für eine anerkennenswerte Leistung und eine be-
grüßenswerte Initiative. Die Bundesregierung prüft 
zur Zeit, ob ein ähnlicher Wettbewerb nicht regel-
mäßig jedes Jahr im Rahmen ,des Bundesjugend-
planes durchgeführt werden kann. Die Bundesregie-
rung ist der Auffassung, daß durch einen solchen 
Wettbewerb das Interesse junger Menschen an Ge-
genständen der Naturwissenschaft und der Tech-
nik besonders wachgerufen und gefördert werden 
könnte. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Dr. Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, ist der Bun-
desregierung bekannt, daß in anderen Ländern die 
Jugend nicht nur in Form von Wettbewerben auf 
diese Möglichkeiten der Forschung hingewiesen 
wird, sondern daß z. B. in Großbritannien über die 
Royal Society, die auch aus öffentlichen Mitteln 

gefördert wird wie bei uns die DFG oder die Max-
Planck-Gesellschaft, die Jugend regelmäßig auf die 
Möglichkeit, in ,den Naturwissenschaften selbst 
schöpferisch mitzuarbeiten, hingewiesen wird, und 
haben Sie die Absicht, in ähnlicher Weise außer-
halb der reinen Wettbewerbe solche Dinge bei uns 
zu fördern? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, die 
Frage müßte in erster Linie an die Kultusverwaltun-
gen der Länder gerichtet werden. Was ,die Bundes-
regierung tun kann, ist beschränkt auf das, was ihr 
an Zuständigkeiten nach dem Bundesjugendplan 
eingeräumt ist. Was die Bundesregierung hier zu 
tun beabsichtigt, habe ich Ihnen soeben gesagt. 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, darf ich Sie 
daran erinnern: ich habe Sie gerade darauf auf-
merksam gemacht, daß in England Anregungen zur 
Förderung über die „Royal Society" erfolgen. Bei 
uns könnten die DFG oder die MPG in etwa damit 
vergleichbar sein. Die Gesellschaft wird in Eng-
land aus öffentlichen Mitteln gespeist. Für die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft und für die Max-
Planck-Gesellschaft gibt der Bund in gleichem Maße 
wie die Länder Gelder. Denken Sie nicht, daß die 
Bundesregierung die Möglichkeit hat, hier anregend 
zu wirken, und daß das auch in Ihren Kompetenz-
bereich fällt? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, ich 
glaube, daß ein solcher Wettbewerb, wenn ihn die 
Bundesregierung im Rahmen des Bundesjugend

-

plans durchführt, mindestens die gleichen Wirkun-
gen haben wird wie jene Maßnahmen, die Sie so-
eben im Hinblick auf Großbritannien erwähnt haben. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort zu 
einer Zusatzfrage hat Frau Geisendörfer. 

Frau Geisendörfer (CDU/CSU) : Darf ich die 
Bundesregierung fragen, ob sie nicht die Möglich-
keit sieht, die Maßnahmen zur Unterstützung des 
naturwissenschaftlichen Unterrichts in den Schulen, 
die seinerzeit von dem Bundesministerium für wis-
senschaftliche Forschung eingeleitet worden sind, 
wiederaufzunehmen. Sie sind unterbrochen worden. 
Sie erinnern sich wohl daran, daß seinerzeit Mittel 
bereitgestellt worden sind zur Ausstattung der 
Schulen mit Instrumenten und dem notwendigen 
Inventar, um auch moderne Forschung betreiben zu 
können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich bitte Sie, 
sich auf eine kurze Frage zu beschränken. Das ist 
der Sinn der Fragestunde. 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Frau Abgeordnete, soweit 
mir bekannt ist, beabsichtigt das Bundesministerium 
für wissenschaftliche Forschung, dies zu tun. 
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Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe jetzt 
die Frage XIV/2 des Herrn Abgeordneten Dr. Loh-
mar auf: 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, um begabte 
Teilnehmer des Wettbewerbs „Jugend forscht" in ihrer Aus

-

bildung und beruflichen Entwicklung nachdrücklich zu fördern? 

Sie wird übernommen vom Herrn Abgeordneten 
Raffert. 

Bitte, Herr Staatssekretär! 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Herr Abgeordneter, die 
Förderung begabter Teilnehmer des Wettbewerbs 
„Jugend forscht" kann schon jetzt nach bestehenden 
Förderungsrichtlinien und im Rahmen bestehender 
Förderungseinrichtungen erfolgen. So können be-
gabte Schüler weiterführender, allgemeinbildender 
und berufsbildender Schulen Erziehungsbeihilfen 
der Länder und der Kommunen erhalten. Nach abge-
legter Reifeprüfung könnte eine weitere Förderung 
durch das Honnefer Modell erfolgen. Außerdem 
kommen die Förderungseinrichtungen für Hochbe-
gabte in Frage. Ich verweise hierzu auf die Studien-
stiftung des Deutschen Volkes, auf das Evangeli-
sche Studienwerk Villigst, auf das Cusanuswerk, die 
Friedrich-Ebert-Stiftung, die Konrad-Adenauer-Stif-
tung und die Stiftung Mitbestimmung. Besondere 
Möglichkeiten für Wissenschaftler mit abgeschlos-
sener Hochschulbildung bestehen darüber hinaus 
durch die Verleihung von Stipendien der Stiftung 
Volkswagenwerk. 

Aber unabhängig davon, Herr Abgeordneter, ist 
die Bundesregierung bereit, zu prüfen, und zwar im 
Benehmen mit den Ländern, ob Schüler, die sich in 
besonderer Weise durch Erfolge in solchen Wett-
bewerben qualifiziert haben, besonders gefördert 
werden können. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Eine Zusatz-
frage des Herrn Abgeordneten Raffert. 

Raffert (SPD) : Herr Staatssekretär, Ihnen ist 
sicherlich klar, daß Ihre Bemerkung eben sehr all-
gemeiner Art und nicht unbedingt auf diesen Wett-
bewerb bezogen war? Meine Frage lautet: Sind Sie 
von den Veranstaltern oder von Teilnehmern dieses 
Wettbewerbs bereits auf besondere Förderungs-
möglichkeiten angesprochen worden? 

Dr. Barth, Staatssekretär im Bundesministerium 
für Familie und Jugend: Nein, bis jetzt nicht, Herr 
Abgeordneter. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe die 
Fragen XIV/3, XIV/4 und XIV/5 des Abgeordneten 
Biechele auf: 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welcher Weise und in 
welchem Umfang Schullandheimaufenthalte von Klassen und 
Jugendgruppen im Zonenrandgebiet im Jahre 1965 durchgeführt 
wurden? 

Sind die in Frage XIV/3 erwähnten Aufenthalte auch mit Mit-
teln des Bundes gefördert worden? 

Zu welchen Ergebnissen haben die Verhandlungen zwischen 
der Bundesregierung und den Landesregierungen geführt, um zur 
Förderung des besonderen politischen Bildungswertes der in 
Frage XIV/3 erwähnten Aufenthalte für junge Menschen im 
Sinne der Weckung und Stärkung des gesamtdeutschen Bewußt-
seins zu einer gemeinsamen Förderungskonzeption zu kommen? 

Der Fragesteller hat sich mit schriftlicher Beant-
wortung einverstanden erklärt. Die Antwort des 
Staatssekretärs Dr. Barth vom 25. Mai 1966 lautet: 

Frage XIV/3 
Der Bundesregierung ist nicht im einzelnen bekannt, in 

welcher Weise und in welchem Umfang Schullandheimaufent-
halte von Klassen und Jugendgruppen im Zonenrandgebiet im 
Jahre 1965 durchgeführt wurden. 

Frage XIV/4 
Die in Frage XIV/3 erwähnten Aufenthalte sind nicht unmittel-

bar mit Mitteln des Bundes gefördert worden. 

Frage XIV/5 
Die Verhandlungen zwischen der Bundesregierung und den 

Landesregierungen hinsichtlich der Förderung von Studienfahrten 
von Jugendgruppen an die Demarkationslinie zur SBZ haben zu 
folgender Absprache geführt: 
Der Bund bezuschußt aus Mitteln des Bundesjugendplans 

a) bauliche Einrichtungen am Zonenrand. Die Förderung umfaßt 
sowohl den Aus- und Erweiterungsbau bereits bestehendes 
Einrichtungen als auch die Erstellung von Neubauten, 

b) die Personalkosten für qualifizierte Betreuer sowie die An-
schaffung von Informationsmaterial u. ä. 

Die Länder gewähren Fahrkostenzuschüsse an die einzelnen 
Jugend-, Schul- und Studentengruppen, soweit der Aufenthalt 
im Zonenrandgebiet den Aufgaben der gesamtdeutschen poli-
tischen Bildung dient. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Ich rufe nun-
mehr die Fragen XIV/6, XIV/7 und XIV/8 des Herrn 
Abgeordneten Seibert auf: 

In wievielen Fällen ist die Ausbildungszulage gemäß § 14 a 
Bundeskindergeldgesetz den Eltern von Einzelkindern (aus be-
stehenden Ehen) versagt worden? 

In wievielen Fällen wurde die Ausbildungszulage gemäß § 14 a 
Bundeskindergeldgesetz den verwitweten, geschiedenen oder 
ledigen Elternteilen von Einzelkindern gewährt? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die nunmehr 
ersichtlichen Auswirkungen des Bundeskindergeldgesetzes zu 
Bedenken hinsichtlich der Vereinbarkeit mit dem Gleichbehand-
lungsgrundsatz (Artikel 3 GG) sowie dem verfassungsmäßigen 
Schutz der Familie (Artikel 6 GG) Anlaß geben könnten, weil 
nämlich die Ausbildungszulage nach § 14 a Bundeskindergeld-
gesetz allein bei Einzelkindern aus einer bestehenden Ehe aus-
geschlossen ist, während sie verwitweten, geschiedenen oder le-
digen Elternteilen gezahlt wird? 

Ist der Herr Fragesteller im Raum? — Das ist nicht 
der Fall. Wird die Frage übernommen? — Das ist 
ebenfalls nicht der Fall. Damit sind die drei Fragen 
des Herrn Abgeordneten Seibert schriftlich zu be-
antworten. 

Ich komme nunmehr zu dem Geschäftsbereich des 
Bundesministers der Finanzen. Ich rufe die Frage 1 
des Herrn Abgeordneten Dr. Rinderspacher auf 
Drucksache V/637 auf: 

Hält es die Bundesregierung für vertretbar, daß wegen der 
umständlichen Zollformalitäten der Weitertransport eines aus 
der Schweiz kommenden Schwerkranken, der per Flugzeug auf 
dem Landeplatz Donaueschingen/Schwarzwald ankam, sich uns 
rd. zwei Stunden verzögerte und außerdem noch Kontrollgebüh-
ren von rd. 50 DM kostete? 

Herr Abgeordneter Rinderspacher ist im Raum. Ich 
bitte. 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Frau Präsidentin, darf ich die drei 
Fragen des Herrn Abgeordneten Rinderspacher in 
diesem Falle wegen des Sachzusammenhanges ge-
meinsam beantworten? 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Einverständ-
nis. Ich rufe zusätzlich die Fragen 2 und 3 des Abge-
ordneten Dr. Rinderspacher auf: 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag des Innen-
ministeriums von Baden-Württemberg, die Flugleiter von Lande

-

plätzen, die ohnehin schon hoheitliche Aufgaben der Luftaufsicht 
wahrnehmen, auch mit der grenzpolizeilichen bzw. zollrechtlichen 
Abfertigung zu beauftragen? 

Welche Vorstellungen hat die Bundesregierung für eine ver-
einfachte Abfertigung auf Landeplätzen ohne ständige Zoll-
abfertigung? 
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Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Entgegen der Darstellung in Ihrer 
Anfrage, Herr Abgeordneter, ist der Weitertrans-
port des Schwerverletzten durch die grenzpolizei-
liche und zollrechtliche Abfertigung auf dem Lande-
platz Donaueschingen um keinen Augenblick ver-
zögert worden. Beim Eintreffen des Flugzeugs be-
fand sich der vorher verständigte Abfertigungsbe-
amte bereits zwei Stunden auf dem Flugfeld. Das 
Flugzeug war nämlich mit zwei Stunden Verspä-
tung in der Schweiz abgeflogen, weil zunächst kein 
Pilot erreichbar gewesen war. Da keine Waren zu 
verzollen waren und die Überprüfung der Pässe 
keine Beanstandung ergab, war die zoll- und paß-
rechtliche Abfertigung des Verletzten und seiner 
Ehefrau binnen kürzester Frist beendet. Der Abfer-
tigungsbeamte war wegen der nicht vorhersehbaren 
Verspätung des Flugzeugs insgesamt über zweiein-
halb Stunden von seiner Dienststelle abwesend. Es 
mußten deshalb nach der Gebührenordnung 7 DM 
je angefangene Stunde, zusammen 21 DM, an Ge-
bühren erhoben werden. Die Kosten für das Taxi 
wurden von der Flugleitung bezahlt und mit der 
Ehefrau des Verletzten abgerechnet. Die Ehefrau, 
die ihren schwerverletzten Mann begleitete, hat sich 
bei dem Zollbeamten für die schnelle und zuvor-
kommende Abfertigung besonders bedankt. Sie hat 
erst kürzlich noch erklärt, daß sie bereit sei, das 
auch schriftlich zu bestätigen, und daß die Abferti-
gung nicht um einen Augenblick verzögert worden 
sei. 
Zu Frage 2. Dem Vorschlag des Innenministeriums 

von Baden-Württemberg ist bereits mit Rundschrei-
ben des Bundesministers des Innern vom 21. Sep-
tember 1965 weitgehend entsprochen worden. Da-
nach erhalten Personen, die regelmäßig kleine Flug-
plätze benutzen, eine schriftliche Erlaubnis, die 
ihnen das Abfliegen und Landen im Auslandsflug-
verkehr ohne grenzpolizeiliche Abfertigung gestat-
tet. Der Flugleiter prüft, ob die Flugreisenden eine 
Erlaubnis besitzen. Rechnet er — wie im vorliegen-
den Falle — damit, daß das ihm angemeldete Flug-
zeug Personen an Bord hat, die eine solche Erlaub-
nis nicht haben, so sorgt er dafür, daß rechtzeitig 
ein Beamter des nächstgelegenen Zollamtes herbei-
geholt wird, der zugleich die Paß- und Zollabferti-
gung vornimmt. Soweit keine grenzpolizeiliche Ab-
fertigung notwendig ist, wird der mitgebrachte 
Reisebedarf zollrechtlich durch Vermittlung des 
Flugleiters im Regelfalle fernmündlich abgefertigt. 
Müssen jedoch Waren verzollt werden, so kann 
diese Aufgabe dem Flugleiter leider nicht übertra-
gen werden, weil er nicht die notwendigen Fach-
kenntnisse besitzt; das gleiche gilt für die grenz-
polizeiliche Abfertigung in den Fällen, in denen sie 
ausdrücklich stattfinden muß. 

Zu Frage 3. Die Abfertigung auf Landeplätzen, 
auf denen sich keine ständige Dienststelle für Zoll-
und Paßabfertigung befindet, ist, wie der obige Fall 
beweist, so vereinfacht, daß im Regelfalle keine 
Verzögerungen eintreten. Weiterer Vereinfachungs-
maßnahmen bedarf es danach nicht. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Erste Zusatz-
frage. 

Dr Rinderspacher (SPD) : Herr Staatssekretär, 
würden Sie also ausdrücklich bestätigen, daß der in 
meiner ersten Frage festgestellte Tatbestand nicht 
der Wahrheit entspricht? 

Grund, Staatssekretär des Bundesministeriums 
der Finanzen: Das habe ich mit meiner Antwort 
getan. Herr Abgeordneter, Sie finden aber auch den 
Sachverhalt schon am 20. Mai in der „Stuttgarter 
Zeitung" so dargestellt, wie ich es eben getan habe. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Damit sind 
alle Fragen erledigt. Die Fragestunde ist beendet. 

Ehe ich in der Tagesordnung fortfahre, teile ich 
dem Hohen Hause mit, daß die heutige Tagesord-
nung ergänzt wird um die in der Ihnen vorliegenden 
Liste bezeichneten Vorlagen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Es erhebt sich kein Widerspruch. 
Die Erweiterung der Tagesordnung ist damit be-
schlossen. 

Ich rufe die Zusatzpunkte 1 und 2 a) bis j) auf: 

1. Beratung des Schriftlichen Berichts des Aus-
schusses für Wirtschaft und Mittelstands-
fragen (15. Ausschuß) über den von der Bun-
desregierung zur Unterrichtung vorgelegten 
Vorschlag der Kommission der EWG für eine 
Verordnung des Rats über die auf Meng-
getreide, Reis und Bruchreis anzuwendenden 
Abschöpfungen 

—Drucksachen V/559, V/647 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

2. a) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Neunzehnte Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 
1966 (Zollkontingent für weibliche Nutz-
rinder) 
— Drucksachen V/392, V/648 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

b) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene 

Vierundzwanzigste Verordnung zur Ände-
rung des Deutschen Zolltarifs 1966 (An-
gleichungszölle für Brot und ähnliche 
Erzeugnisse) 

Sechsundzwanzigste Verordnung zur Än-
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 (An-
gleichungszölle — 2. Neufestsetzung) 

Achtundzwanzigste Verordnung zur Än-
derung des Deutschen Zolltarifs 1966 (An-
gleichungszölle — 3. Neufestsetzung) 

— Drucksachen V/464, V/503, V/619, 
V/649 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Serres 

c) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
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Vizepräsident Frau Dr. Probst 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Fünfundzwanzigste Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen Zoll-
tarifs 1966 (Rindermarktordnung) 

— Drucksachen V/481, V/650 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Lange 

d) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von ,der Bundesregie-
rung erlassene Neunundzwanzigste Ver-
ordnung zur Änderung des Deutschen 
Zolltarifs 1966 (Senkung des Anglei-
chungszolls für Kaffee) 

— Drucksachen V/618, V/651 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Junker 

e) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Dreißigste Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1966 
(Zollaussetzung für Kartoffeln) 

— Drucksachen V/617, V/652 —

Berichterstatter: Abgeordneter van Delden 

f) Beratung des Schriftlichen Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen (15. Ausschuß) über die von 
der Bundesregierung beschlossene Zwei-
unddreißigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollkontin-
gente für Dornhaie, Pfifferlinge und Hei-
delbeeren) 

— Drucksachen V/615, V/653 — 

Berichterstatter: Abgeordneter van Delden 

g) Beratung ,des Schriftlichen Berichts des 
Ausschusses für Wirtschaft und Mittel-
standsfragen (15. Ausschuß) über die von 
der Bundesregierung beschlossene Fünf-
unddreißigste Verordnung zur Änderung 
des Deutschen Zolltarifs 1966 (Zollausset-
zung für Frühkartoffeln) 

— Drucksachen V/616, V/654 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Junker 

h) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Verordnung zur Änderung 
der Neunzehnten Verordnung zur Ände-
rung der Einfuhrliste — Anlage zum 
Außenwirtschaftsgesetz - 

— Drucksachen V/516, V/655 — 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Vierundzwanzigste Ver

-

ordnung zur Änderung der Einfuhrliste — 
Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz —

— Drucksachen V/490, V/656 —

Berichterstatter: Abgeordneter Lange 

i) Beratung des Berichts des Ausschusses für 
Wirtschaft und Mittelstandsfragen (15. 
Ausschuß) über die von der Bundesregie-
rung erlassene Achte Verordnung zur Än

-

derung der Außenwirtschaftsverordnung 

— Drucksachen V/506, V/657 —

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Preiß 

Wünscht einer der Berichterstatter das Wort? — 
Das ist nicht der Fall. 

Ist das Haus damit einverstanden, daß wir der 
Einfachheit halber gemeinsam abstimmen? — Ich 
höre keinen Widerspruch. 

Ich komme zuerst zur Abstimmung über die Aus-
schußanträge auf den Drucksachen V/647, V/653 und 
V/654. Wer zustimmen will, gebe ein Handzeichen. 
— Gegenprobe! — Keine Gegenstimme. Enthaltun-
gen? — Keine Enthaltungen. Die Anträge sind ange-
nommen. 

Bei den übrigen Vorlagen, Drucksachen V/648 bis 
V/652 und V/655 bis V/657, hat das Haus nur von 
den Berichten des Ausschusses Kenntnis zu nehmen. 
Anträge zu den genannten Berichten liegen nicht 
vor. Ich empfehle dem Hause, von allen diesen ge-
nannten Berichten Kenntnis zu nehmen. — Ich stelle 
fest, daß dies der Fall ist. 

Wir fahren fort in der gestern schon begonnenen 

Dritten Beratung des von der Bundesregie-
rung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
über die Feststellung des Bundeshaushalts-
plans für das Rechnungsjahr 1966 (Haushalts-
gesetz 1966) — Drucksachen V/250, V/570 bis 
V/600, V/606 — 

Ich eröffne die allgemeine Aussprache. Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Dr. Althammer. 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich 
möchte zunächst die Gelegenheit nehmen, in unserer 
Mitte Herrn Staatssekretär Grund, der von einer 
längeren Krankheit genesen ist, wieder recht herzlich 
zu begrüßen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Gestatten Sie mir, meine Damen und Herren, daß 
ich aus der Sicht der CDU/CSU versuche, eine Zu-
sammenfassung der Debatte zu geben, die sich jetzt 
seit zwei Wochen mit dem Haushalt 1966 beschäf-
tigt. Wir haben eine sehr ausführliche Debatte über 
den Bundeshaushalt 1966 gehabt. Diese Debatte hat 
gezeigt, welch umfassenden Umfang der Haushalt 
und damit die Arbeit des Haushaltsausschusses hat, 
beginnend bei der Außenpolitik über die Deutsch-
landpolitik bis in alle Bereiche der inneren Politik. 

In der Presse ist vor kurzem die Vermutung ge-
äußert worden, daß die Sozialdemokraten sich an-
läßlich dieser zweiten Lesung vielleicht einen neuen 
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Stil der Opposition, eine härtere Gangart und eine 
politische Offensive zulegen würden. Wir waren 
gespannt, ob etwas Derartiges hier zu verzeichnen 
sei. Nachdem wir diese zwei Plenarwochen hinter 
uns haben, darf ich sagen, daß ein solcher neuer Stil, 
eine politische Offensive der Opposition nicht er-
kennbar geworden ist, es sei denn, daß Sie Entglei-
sungen des Kollegen Arndt als einen solchen neuen 
Stil bezeichnen wollen. 

(Zuruf von der SPD: Sie meinen Memmel!) 

Insgesamt ergibt sich, daß bei der innenpolitischen 
Debatte, die sich mit Wirtschafts- und Finanzfragen 
befaßt hat, im Grunde nichts Neues von der Oppo-
sition gekommen ist .Es ist wiederholt worden, was 
bereits in der Debatte über die Regierungserklärung, 
in der ersten Lesung des Bundeshaushalts und in 
der ausführlichen Debatte über das Sachverständi-
gengutachten vorgetragen worden ist. Wenn man 
die einzelnen Argumente unter die Lupe nimmt, 
dann muß man mit einer gewissen Resignation fest-
stellen, daß eine ganze Reihe von Fakten von der 
Opposition einfach nicht zur Kenntnis genommen 
werden. Ich darf einige Beispiele dafür anführen. 

Bei dieser Debatte jetzt ist zum wiederholten 
Male behauptet worden, daß Schwerpunkte der 
Regierungspolitik nicht erkennbar seien. Meine sehr 
verehrten Damen und Herren, wir haben uns in den 
vergangenen Jahren immer wieder bemüht, diese 
Schwerpunkte auch an Hand der Haushaltsentwick-
lung der einzelnen Jahre ganz klar herauszuarbei-
ten, und wir sind gern bereit, das auch weiterhin zu 
tun. Wir bitten aber darum, daß diese unsere Argu-
mente dann von der Opposition auch zur Kennntnis 
genommen werden. 

Ein anderes Beispiel dafür. Man predigt offenbar 
auch tauben Ohren, wenn man immer wieder dar-
auf hinweist, daß wir bereits seit Jahren eine ganze 
Reihe von Mehrjahresprogrammen auf den bedeut-
samsten Gebieten unserer deutschen Innenpolitik 
haben. Ich erinnere hier nur an die Mehrjahrespläne 
zum Ausbau unserer Bundesstraßen und an die ver-
schiedenen Pläne zum weiteren Ausbau unserer 
Wissenschaft und Forschung. 

Um noch auf ein anderes zu kommen: Wir können 
auch feststellen, daß wir eine ganze Regenbogen-
skala von verschiedenen Plänen aufzuweisen haben. 
Es sind allerdings bei diesen Plänen auch einige, die 
in die Regenbogenskala nicht hineinpassen. Ich darf 
einige davon nennen. Wir haben seit vielen Jahren 
die Grünen Pläne, wir haben den Goldenen Plan, 

(Lachen bei der SPD — Zuruf von der SPD: 
Wo denn?) 

man spricht vom Grauen Plan, 

(Zuruf von der SPD) 

im Kanalbau spricht man z. B. jetzt von dem soge-
nannten Blauen Plan und im Kohlenbergbau vom 
Schwarzen Plan. 

(Lachen und Zurufe von der SPD.) 

Außerdem ist es einfach eine Tatsache, daß wir 
seit langem auch bereits eine Wirtschaftsvoraus-
schau auf die kommenden Jahre haben. 

Wenn Sie diese Dinge alle zusammen nehmen, 
dann wirkt es einfach antiquiert, wenn beharrlich 
immer wieder das, was wir längst verwirklicht ha-
ben, gefordert wird. 

Ich darf nunmehr auf einen zentralen Punkt in der 
Diskussion zur Wirtschaftspolitik eingehen. 

Die SPD hat durch verschiedene Redner die Erklä-
rung abgegeben, daß sie das Schwergewicht auf 
eine sogenannte Rahmenplanung legt.  

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Bitte schön! 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Kollege Althammer, Sie 
sprachen soeben von den Teilplänen und von einer 
Vorausschau. Können Sie mir die Stelle nennen, in 
der deutlich dargestellt wird, daß alle diese Teil-
pläne, die Einzelpläne der Regierung, in einen Rah-
men eingearbeitet sind, daß Kollisionen, Überlap-
pungen, Widersprüche beseitigt sind? Können Sie 
mir die Stelle nennen? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege Schil

-

ler, wenn Sie sich noch einen Moment geduldet 
hätten, hätten Sie festgestellt, daß ich genau jetzt 
zu diesem Punkt komme. Ich habe bereits damit be-
gonnen, die Frage der sogenannten Rahmenplanung 
anzusprechen, und das ist doch offenbar das, was 
Sie mit der Zusammenfassung der verschiedenen 
Pläne meinen. Darf ich deshalb zu dieser Frage der 
sogenannten Rahmenplanung etwas ausführen. 

Die Sozialdemokratie hat bekanntermaßen im 
ersten Jahrzehnt des Bestehens unserer Bundes-
republik gegen die soziale Marktwirtschaft mit ihrer 
Gegenkonzeption einer Planwirtschaft angekämpft. 
Sie hat sich dann, kumulierend im sogenannten 
Godesberger Programm, eines Besseren besonnen 
und bejaht neuerdings die Prinzipien der sozialen 
Marktwirtschaft. 

(Zuruf von der SPD: Acht Jahre her!) 

— Ja, meine sehr verehrten Kollegen, das habe ich 
soeben ausgeführt: „kumulierend im sogenannten 
Godesberger Programm". Sie werden mir aber ge-
statten, wenn Sie auf Ihre Tradition in der Entwick-
lung Ihrer Partei so stolz sind, daß ich dann auch 
gelegentlich eine kurze Rückblende in die Historie 
mache. 

(Zuruf von der SPD: Denken Sie auch an 
das Ahlener Programm, das Sie geändert 

haben!) 

— Ach, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich habe hier von dieser Stelle aus zum Ahlener 
Programm vor Jahren einmal ganz konkrete, detail-
lierte Ausführungen gemacht; 

(Zuruf von der SPD: Die waren auch danach!) 

darf ich Sie bitten, das in den Protokollen des Bun-
destages nachzulesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 
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Nachdem also die große Bekehrung zur sozialen 

Marktwirtschaft erfolgt ist, kommt man nun auf das 
Prinzip der sogenannten Rahmenplanung. Von der 
Opposition ist sehr empfindlich darauf reagiert 
worden, daß von seiten der Regierungsvertreter 
einiges Wasser in den Wein der Begeisterung für 
die Rahmenplanung gegossen worden ist. Ich glaube, 
daß man sich diese Frage sehr genau überlegen 
sollte, und zwar deshalb, weil wir ja bereits Ergeb-
nisse solcher Planungen haben, die uns zu Bedenken 
Anlaß geben müssen. Auch diese Beispiele sind be-
reits aufgeführt worden. Ich erinnere Sie nur an 
den gravierendsten Fall, den der Montan-Planung 
bezüglich des Kohlenbergbaus, mit den schweren 
Folgen, an denen wir heute noch zu tragen haben. 
Es hat sich auch bei anderen Einzelplänen gezeigt, 
wie ungeheuer schwierig es ist, detaillierte Aus-
sagen für die Zukunft zu machen. 

Ich erinnere mich sehr lebhaft an ein ausführliches 
Gespräch mit den Spitzenvertretern der deutschen 
Wissenschaft, wo die Frage gestellt war: wie lange 
kann man eigentlich in die Zukunft vorausplanen? 
Dort ist von den kompetentesten Persönlichkeiten 
erklärt worden, das Maximum einer Vorausplanung 
auf dem Gebiet der Wissenschaft sei nach ihrer 
Auffassung ein Zeitraum von drei Jahren, und sie 
haben weiterhin eingeschränkt, daß selbst unter 
dieser Voraussetzung immer darauf geachtet werden 
müsse, daß solche Vorausplanungen nicht die Wei-
chen zu Fehlentwicklungen stellten. 

Nehmen Sie ein anderes Beispiel: die Haushalts-
vorausschau der nächsten Jahre, in deren Rahmen 
natürlich die Vorausschätzungen der vermutlichen 
Haushaltseinnahmen ein entscheidender Punkt sind. 
Auch dort sagen alle Sachkenner und vor allem die 
Leute, die für solche Zukunftsansätze verantwort-
lich sind, wie ungeheuer schwierig es ist, auch nur 
für das übernächste oder das dritte Jahr voraus-
zusehen oder vorauszusagen, welches Steuerauf-
kommen 'man in diesen künftigen Jahren haben 
wird. Das sind eminent diffizile Probleme, und es 
zeigt sich, daß, wenn hier zu sehr in die freie 
Betätigung der Wirtschaft eingegriffen wird, dem 
Staat unter Umständen eine Verantwortung für 
Fehlplanungen und Fehlentwicklungen zufällt, die 
er einfach nicht tragen kann. 

Das sind die hauptsächlichsten Einwendungen, die 
wir gegen eine konkrete Rahmenplanung haben, 
sofern sie ins Detail geht und damit gewisse Wirt-
schaftszweige in irgendeiner Form festzulegen ver-
sucht. Diese Skepsis als Planlosigkeit oder Hilflosig-
keit gegenüber der Zukunft hinzustellen, ist wirklich 
eine Verkennung der Fakten. Ich glaube, man sollte 
sich sehr davor hüten, die bewährte Methodik unse-
rer freien Marktwirtschaft durch das Einzwängen 
in das Geleise sogenannter Rahmenplanungen zu ge-
fährden und damit unter Umständen mitschuldig zu 
werden, wenn diese Wirtschaft in der Zukunft nicht 
mehr in der Lage ist, das zu leisten, was sie leisten 
muß, wenn wir den gegenwärtigen sozialen Stan-
dard erhalten und sogar ausbauen wollen. 

Damit bin ich bereits beim zentralen Problem 
unserer Haushaltspolitik dieses Jahres und der 
kommenden Jahre. Die Situation ist ja auch hier  

nicht nur von Vertretern der Regierungsparteien, 
sondern auch von Vertretern der Opposition wie-
derholt beleuchtet worden. Unser Bundeskanzler hat 
in seiner Regierungserklärung das vielzitierte Wort 
gebraucht, daß die Nachkriegszeit zu Ende sei. Ich 
meine, man sollte hier nicht immer wieder erklären 
müssen, daß sich diese Feststellung natürlich auf die 
Wirtschafts- und Sozialpolitik bezogen hat, aber 
nicht etwa z. B. auf das Problem unserer deutschen 
Wiedervereinigung. Soweit es die Wirtschafts- und 
Sozialpolitik und damit auch die Finanzpolitik be-
trifft, ist es aber sicher richtig. 

Der Übergang von einer stürmischen Aufwärts-
entwicklung des Wiederaufbaus der Nachkriegs-
jahre in eine normale Wirtschaftsentwicklung ist da-
durch gekennzeichnet, daß wir jährliche Zuwachs-
raten nicht mehr von 8 bis 10 %, sondern von etwa 
3 bis 4 % zu erwarten haben. Das ist es, wovon wir 
ausgehen müssen, wenn wir das reale Sozialprodukt 
zugrunde legen. Auf der anderen Seite haben wir 
aber in den vergangenen Jahren auf allen Gebieten 
ein System von sozialen Leistungen aufgebaut, das 
automatisch von Jahr zu Jahr höhere Ausgaben ver-
langt. Aus diesem Zwiespalt zwischen den zurück-
gegangenen Zuwachsraten und den sich erhöhenden 
Jahresleistungen aus dem Haushalt ergibt sich 
eigentlich die Grundproblematik dieses Haushalts-
jahres und der künftigen Haushaltsjahre. Es ist das 
Problem einer Finanzlücke, von der man ausgehen 
muß. 

Ich möchte in diesem Zusammenhang noch ein-
mal betonen, daß es ganz schlicht und einfach ein 
Lügenmärchen ist, zu behaupten, diese Situation sei 
etwa durch wahllos verteilte Wahlgeschenke im 
ersten Halbjahr 1965 entstanden. Ein einziger Blick 
auf die Haushaltsvorausschau für die nächsten 
Jahre, wo die Zuwachsquoten aufgeschlüsselt sind, 
zeigt, daß es die langfristig angelegten Blöcke sind, 
die uns in diese schwierige Finanzsituation hinein-
gebracht haben. Ich darf als Beispiel die wachsenden 
Personalausgaben anführen, die Blöcke der wach-
senden Sozialleistungen und unter anderem auch die 
wachsenden Aufwendungen für Entwicklungshilfe. 

Wenn man deshalb in dieser Debatte soviel von 
der Forderung gesprochen hat, daß der Staat in der 
gegenwärtigen Situation ein antizyklisches Finanz-
gebaren an den Tag legen müsse, so muß, glaube 
ich, im Interesse der Wahrheit verlangt werden, 
daß bei dieser Forderung von der konkreten Finanz-
situation ausgegangen wird. Auch wir würden sehr 
gern im Rahmen des Jahreshaushalts spektakuläre 
Maßnahmen ergreifen. Auch von Ihrer Seite ist 
wiederholt darauf hingewiesen worden, daß etwa 
90% des Haushalts festliegen und auch die rest-
lichen 10 % nur mit großen Einschränkungen be-
wegbar sind. Vor diesem Hintergrund nimmt sich 
die Forderung nach einem antizyklischen Verhalten 
der Haushaltspolitik ganz anders aus, als wenn man 
sie nur abstrakt stellt. 

Wir haben überhaupt eine merkwürdige Situation 
festzustellen. Wenn von Kritikern unserer Wirt-
schafts- und Finanzpolitik die Entwicklung im Aus-
land betrachtet wird, dann wird bei einer solchen 
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Schau immer von den konkreten Tatbeständen aus-
gegangen. Es wird davon ausgegangen, daß in einer 
freiheitlichen Wirtschaftsordnung die Regierung 
ganz einfach nicht allmächtig ist. Man spricht von 
dem Verhältnis der Produktivität zur Einkommens-
entwicklung, man betrachtet den Arbeitsmarkt und 
die Exportsituation, man überlegt sich das Verhal-
ten der Tarifpartner. Nur in diesem Zusammen-
hang wird das Verhalten der Regierungen dieser 
ausländischen Staaten gewürdigt. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Geht man aber auf die deutsche Wirtschafts- und 
Sozialpolitik ein, dann wird plötzlich von vielen 
Kritikern so getan, als sei es einzig und allein der 
Staat, der hier die entscheidenden Hebel in den 
Händen habe. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Es ist leider Gottes mehr und mehr Mode geworden, 
den Staat und hier speziell die Bundesrepublik als 
Sündenbock für alles, aber auch alles, was bei uns 
an bedenklichen Erscheinungen und Tendenzen fest-
zustellen ist, verantwortlich zu machen. 

Dazu kommt die weitere Behauptung, daß eine 
ganze Fülle von Rezepten und Heilmitteln sozusa-
gen auf der Straße liege und — um noch einmal 
mit dem Kollegen Arndt zu sprechen — daß unser 
Bundeskanzler sie einfach nicht aufhebe, wohl in der 
Absicht, damit dem deutschen Volke zu schaden. 

Was sind dagegen die Fakten? Regierung und Re-
gierungsparteien haben bereits im Jahre 1963 ein 
Gesetz zur Bildung eines Sachverständigenrates zur 
Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwick-
lung erlassen. Die Bundesregierung und dieses Par-
lament setzen sich mit diesem Sachverständigengut-
achten Jahr für Jahr auseinander. Dieses Gutachten 
enthält nach dem Gesetz auch die Wirtschaftsvor-
ausschau für die künftigen Jahre. Im übrigen hat 
die Bundesregierung jetzt — so ist es heute in den 
Zeitungen zu lesen — auch von sich aus eine Wirt-
schaftsvorausschau bis zum Jahre 1970 gegeben. 

Die gleiche Bundesregierung hat veranlaßt, daß 
ein Gutachten über die Finanzreform erstellt wor-
den ist. Auf Grund dieses erst vor ganz kurzer Zeit 
der Öffentlichkeit übergebenen Gutachtens werden 
bereits konkrete Maßnahmen ausgearbeitet. Wir 
können erwarten, daß noch in diesem Jahre die 
ersten Konsequenzen aus diesem Sachverständigen-
gutachten gezogen werden. Ich habe bei der ersten 
Lesung des Haushalts darauf hingewiesen, man 
könne billigerweise nicht erwarten, daß sämtliche 
Vorschläge dieses Gutachtens in einem Zuge durch-
geführt werden könnten, sondern daß zunächst ein-
mal genau überlegt werden muß, was überhaupt zu 
realisieren ist. Ich darf dabei nur darauf hinweisen, 
daß gestern abend der Kollege Lohmar von dieser 
Stelle aus sehr erhebliche Bedenken gegen einen 
wesentlichen Vorschlag dieses Finanzreformgutach-
tens angemeldet hat, indem er es sogar als „töricht" 
bezeichnet hat, zu erwarten, daß man über eine Ver-
fassungsänderung auf dem Gebiet der Förderung 
von Bildung und Wissenschaft etwas erreichen 
könne. Ich möchte nicht so weit gehen, Vorschläge  

des Finanzgutachtens als töricht zu bezeichnen. Ich 
möchte mir aber erlauben, darauf hinzuweisen, daß 
selbstverständlich über diese einzelnen Vorschläge 
noch debattiert werden muß. Ich wiederhole aber 
noch einmal: wir sind bereits dabei, einzelne dieser 
Vorschläge einer Verwirklichung zuzuführen. Es ist 
auch nicht so, daß von unserer Seite in dieser Frage 
noch gar nichts geschehen wäre. Ich darf nur darauf 
hinweisen, daß z. B. die Landesgruppe der CSU zu-
sammen mit den maßgeblichen Vertretern der 
bayerischen Staatsregierung bereits eine gemischte 
Kommission mit der genauen Zielsetzung eingesetzt 
hat, die einzelnen Vorschläge auch unter dem Ge-
sichtspunkt eines modernen Föderalismus zu über-
prüfen. Sie sehen also, daß sich auf diesem Gebiet 
eine ganze Menge tut. 

Es ist dann noch von einer Reihe sonstiger Gre-
mien gesprochen worden, die hier gebildet werden 
sollten. Wir haben auch eine Fülle derartiger Gre-
mien. Ich darf nur an eines erinnern, das in der 
jüngsten Zeit große Erfolge aufzuweisen hat, näm-
lich an die sogenannten „Gespräche am runden 
Tisch" über das Verhalten der öffentlichen Hand am 
Kreditmarkt. Es ist eine erfreuliche Folge der Ent-
haltsamkeit des Bundes im Haushaltsjahr 1966, daß 
sich die Länder in diesem Gespräch, das von der 
Bundesregierung geleitet und von der Bundesbank 
mitgestaltet wird, entschlossen haben, zunächst ein-
mal bis zum 1. Juli 1966 einem vollen Emissions-
stopp zuzustimmen. Hier haben wir bereits ganz 
wichtige, bedeutsame konkrete Folgen solcher Maß-
nahmen. 

Ein letzter Punkt noch. Es ist ja auch hier ange-
schnitten worden, daß das Kabinett eine Kommis-
sion von Regierungsmitgliedern eingesetzt hat, die 
damit beauftragt ist, für die nächsten Jahre einen 
gewissen Spielraum im Haushalt wiederherzustel-
len. Professor Schiller hat für die SPD erklärt, daß 
auch die Opposition bereit sei, an unpopulären 
Maßnahmen mitzuwirken. Dazu kann ich nur sagen: 
Die Botschaft hör ich wohl, allein mir fehlt der 
Glaube. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU. — Wider

-

spruch bei der SPD. — Abg. Dr. Schiller 
tritt an ein Saalmikrophon.) 

— Herr Kollege Schiller, vielleicht erübrigt sich Ihre 
Zwischenfrage. 

(Abg. Dr. Schiller: Nein, nein!) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Profes-
sor Schiller, wollen Sie eine Zwischenfrage stellen? 

(Abg. Dr. Schiller: Ja!) 

— Herr Abgeordneter, gestatten Sie eine Zwischen-
frage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Bitte sehr! 

Dr. Schiller (SPD) : Darf ich Sie fragen, Herr Kol-
lege Althammer, ob Sie gesehen haben, daß wir 
unser Angebot in bezug auf Beiträge zu unpopu-
lären Maßnahmen an eine klare Bedingung geknüpft 
haben, nämlich daß Sie bzw. die Regierung eine Ge-
samtrechnung bis 1970 vorlegt. 
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ler, ich habe vorhin gesagt, vielleicht erübrigt sich 
Ihre Zwischenfrage, weil ich nämlich genau zu die-
ser Frage jetzt etwas sagen möchte. 

(Lachen bei der SPD.) 

Selbstverständlich ist es uns nicht entgangen, daß 
Sie ganz konkrete Bedingungen für diese Mitarbeit 
gestellt haben. Aber genau dieser Punkt begründet 
auch meine Skepsis; denn, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, es ist ja nicht der erste Fall, 
daß sich so etwas abspielt. Da kommt zunächst eine 
große, sehr bedeutsam klingende Bereitschafts-
erklärung, und dann kommt natürlich die Verklau-
sulierung. In der Praxis hat sich leider Gottes immer 
wieder erwiesen, daß zwar von der Opposition ge-
sagt worden ist: „Wir sind natürlich grundsätzlich 
bereit mitzumachen, aber an dieser Maßnahme, so 
wie sie die Regierung in diesem Einzelfall vorhat, 
können wir leider aus Gründen, die im Detail liegen, 
nicht mitmachen." 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Ich kann Ihnen hier auch gar nicht das Verspre-
chen abgeben, daß wir etwa eine solche Rahmen-
planung, einen solchen konkreten Gesamtplan, wie 
Sie sich den vorstellen, vorlegen werden bis zu die-
sem Zeitpunkt, wo es darauf ankommen wird, unter 
Umständen sehr unpopuläre Maßnahmen zu treffen. 
Wir werden vielmehr in dieser Situation dann auch 
an die Opposition die Frage richten müssen, ob sie 
unter Umständen, vor allem unter anderem auch aus 
Zeitgründen, bereit ist, bevor ein solcher endgülti-
ger Plan vorliegt — wobei noch sehr genau zu dis-
kutieren wäre, wie ein solcher Plan überhaupt aus-
sehen kann, wieweit man in diesen Dingen gehen 
kann —, auch ohne einen solchen Detailplan unpopu-
lären Maßnahmen zuzustimmen. 

Ich kann mir vorstellen, meine sehr verehrten 
Damen und Herren, wie Ihre Antwort aussehen 
wird. Ich kann Ihnen aber sagen, meine sehr ver-
ehrten Kolleginnen und Kollegen von der Opposi-
tion, daß wir auch ohne Rücksicht auf solche Vor-
behalte bereit sind, jedenfalls von unserer Seite 
notwendige unpopuläre Maßnahmen zu ergreifen. 
Denn über eines muß man sich doch wohl klar sein: 
wir haben in den nächsten Monaten und Jahren 
Dinge vor, die eminent viel Geld kosten werden. 

Ich darf nur einige herausgreifen. Wir wollen eine 
sehr bedeutsame, grundlegende Reform der Kriegs-
opferversorgung in der nächsten Zeit durchführen. 
Das wird sehr viel Geld kosten. Der Herr Bundes-
minister für Wissenschaft und Forschung hat hier in 
dieser Debatte wiederholt erklärt, daß die Bundes-
regierung auch die Mittel für Wissenschaft und For-
schung in den nächsten Jahren bedeutsam erhöhen 
will. Außerdem liegt vor uns ein sehr kostspieliges 
Unternehmen im Verkehrssektor sowohl bei der 
Bundesbahn wie auch bei den Kanalbauten und bei 
der Verbesserung der Verkehrsverhältnisse in den 
sogenannten Ballungsräumen, alles Projekte, die in 
den nächsten Jahren Milliarden kosten werden. 

Wenn man diese Vorhaben aber realisieren will 
und heute schon weiß, wie beengt unsere finanzielle 
Lage wegen der laufend wachsenden Leistungen aus 

der Vergangenheit ist, dann bleibt gar keine andere 
Konsequenz, als daß man die für diese neuen Vor-
haben notwendigen Mittel dadurch beschafft, daß 
man unserem Bundeshaushalt durch Abstriche an 
anderer Stelle wieder eine gewisse Bewegungsfrei-
heit gibt. Der innere Zusammenhang zwischen den 
Bestrebungen des sogenannten Streichquintetts, die 
bei uns durch eine bereits gebildete sogenannte 
Sparkommission der CDU/CSU aufgenommen wer-
den sollen, und diesen neuen Vorhaben muß uns 
allen klar vor Augen stehen. Nur dann werden wir 
die richtige Einstellung zu den Problemen finden, 
die in den nächsten Monaten auf uns zukommen. 

Es ist eine Vorstellung, die zu schön ist, um wahr 
zu sein, daß die Opposition in gleich eifriger Weise, 
wie sie mit der Koalition in dem Verlangen nach 
neuen Leistungen und neuen Ausgaben wetteifert, 
etwa in eine Konkurrenz über Sparvorschläge an 
allen möglichen Stellen einträte. Das wäre also eine 
Aufgabe, die von der Opposition, wenn sie bereit 
ist, auch Unpopuläres mitzutragen, sicherlich in An-
griff genommen werden könnte. 

Ich habe eingangs erklärt, daß bei der Opposition 
in dieser zweiwöchigen Debatte eine neue politische 
Linie nicht erkennbar geworden ist. Ich möchte diese 
meine Feststellung in einem Punkte einschränken: 
Die Kollegen der SPD im Haushaltsausschuß haben 
in der ersten Lesung ein sehr konkretes Programm 
vorgelegt, in dem dargestellt ist, in welcher Weise 
sie diesen Haushalt verändern möchten. Herr Kol-
lege Hermsdorf hat dann dieses Programm hier in 
der zweiten Lesung des Haushalts noch einmal mit 
genauen Zahlenangaben vorgetragen. Ich bin sehr 
dankbar dafür, daß meiner Erinnerung nach zum 
erstenmal so konkret von der Gegenseite auf Heller 
und Pfennig gesagt worden ist, wo man die Aus-
gaben vermehren und wo man sie auf der anderen 
Seite vermindern möchte. Ein solches Programm hat 
gegenüber den allgemeinen und nebulösen Vor-
würfen in bezug auf Versäumnisse und Fehl-
entscheidungen zunächst einmal den Vorzug, daß 
es sehr konkret und sehr genau ist. Der Vorzug be-
steht nämlich darin, daß man hier die Dimensionen 
sieht, in denen sich die Vorstellungen der Regie-
rungsparteien von denen der Opposition unterschei-
den. Wenn Sie diese Dimensionen jetzt umrechnen, 
dann stellen Sie fest, daß diese konkreten Vor-
schläge, so wie sie in der zweiten Lesung vorgetra-
gen worden sind, nicht einmal 1 % des Bundeshaus-
halts 1966 umfassen. Es sind genau 519,21 Millionen 
DM. Das ist der große Vorzug, daß man hier sieht, 
daß, wenn es konkret wird, die Meinungen eigent-
lich gar nicht so weit auseinandergehen. 

Nun, ich darf auf diese konkreten Vorschläge 
einen Augenblick noch etwas näher eingehen. Da 
war zunächst einmal der Vorschlag, die Berlinhilfe 
um 90 Millionen DM zu erhöhen, die Berlinhilfe, die 
bereits 2,3 Milliarden DM beträgt und schon im Re-
gierungsentwurf um 200 Millionen DM erhöht wor-
den ist. Wir haben auch von uns aus diesen Vor-
schlag, der von Berlin gekommen ist, unterstützt, 
und wir haben ihn realisiert. 

Es ist zum zweiten der Vorschlag gemacht wor-
den, den Gesetzentwurf des Bundesrates hinsicht- 
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lieh des Finanzausgleichs für die steuerschwachen 
Länder anzunehmen, und es ist dafür ursprünglich 
eine Summe von 250 Millionen DM vorgesehen 
worden. Ich habe den Eindruck, daß sich die Opposi-
tion in diesem Punkte, zumindest, was die Höhe 
der Beträge betrifft, mit dem, was der Haushalts-
ausschuß mit Mehrheit beschlossen hat, zufrieden-
gibt. Wenn man sich an die schwierige Ausgangs-
lage des Haushalts 1966 erinnert und dann sieht, daß 
ein Volumen von über 200 Millionen DM für diese 
steuerschwachen Länder freigemacht werden 
konnte, dann kann man wohl sagen, daß das eine 
Leistung ist, die wir auch von seiten der Länder zu 
würdigen bitten. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Offengeblieben sind andere Punkte. Offengeblie-
ben ist z. B. der Antrag auf Erhöhung der Mittel für 
Wissenschaft und Forschung auf einen Betrag von 
530 Millionen DM. Zu dieser Frage ist hier in die-
sem Hause wiederholt Stellung genommen worden. 
Auch gestern sind dazu Ausführungen gemacht wor-
den. Ich kann nur von unserer Sicht wiederholen, 
daß wir zunächst einmal die Priorität ganz genau 
dadurch bezeichnet haben, daß wir im wesentlichen 
allein in diesem Punkt eine fühlbare Erhöhung in-
nerhalb des Bundeshaushalts vorgenommen haben. 
Wir sind darüber hinaus der Überzeugung, daß die 
von uns getroffene Lösung, rund 78 Millionen DM 
in bar dazuzulegen und die Bindungsermächtigun-
gen um 100 Millionen DM zu erhöhen, ausreichen 
wird, die Bedürfnisse des Jahres 1966 auf diesem 
Gebiet zu befriedigen. 

Der nächste entscheidende Punkt ist das Problem 
der Hilfsmaßnahmen für den Steinkohlebergbau. 
Hier ist ebenfalls der Antrag der Opposition auf 
Erhöhung um insgesamt 156 Millionen DM abge-
lehnt worden. Es geht hier um das sehr schwierige 
Problem, welches der beste Weg zur Beseitigung 
der akuten Krisensituation im Kohlebergbau ist. 
Von seiten der Regierungsparteien ist betont wor-
den, daß man zunächst eine europäische Lösung 
anstrebt. Meine sehr verehrten Damen und Herren, 
ich möchte hoffen, daß ich mich in dem, was ich jetzt 
ausführen will, zum Sprecher des ganzen Hauses 
machen kann. Ich möchte nämlich der Erwartung 
Ausdruck geben, daß unsere europäischen Partner 
die Wünsche, die wir in diesem Punkt an sie stellen, 
würdigen werden. Wir haben immer wieder zu ver-
zeichnen gehabt, daß, was die finanzielle Seite der 
europäischen Einigung anbelangt, die Bundesrepu-
blik der Hauptzahlende ist. Wir haben unsere Be-
denken gegen diese finanzielle Entwicklung der 
europäischen Einigung zurückgestellt im Interesse 
des Größeren, das vor uns liegt, nämlich die wirt-
schaftliche und hoffentlich dann bald auch die poli-
tische Einigung Europas zu verwirklichen. Andere 
Länder haben für ihre Interessen sehr nachdrück-
lich Änderungen im europäischen Raum verlangt 
und auch durchgesetzt. Ich erinnere nur an die Krise 
der EWG infolge der französischen Wünsche. Wir 
müssen feststellen, daß auch hinsichtlich der Markt-
ordnungen auf dem Agrarsektor Wünsche verschie-
dener europäischer Länder erfüllt worden sind. Des-
halb möchte ich noch einmal mit Nachdruck beto-

nen, daß die Bundesrepublik erwartet, daß ihre 
Wünsche hinsichtlich einer europäischen Lösung des 
Kohleproblems von den anderen Partnern entspre-
chend honoriert werden. Sollten wir hier eine Ent-
täuschung erleben, so bin ich der Auffassung, daß 
das bei uns draußen einen schweren Rückschlag in 
unserer Begeisterung für die europäische Einigung 
bedeuten würde. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ein sehr wesentlicher Punkt der SPD-Anträge war 
der Antrag auf Ausweitung der Mittel für den Stra-
ßenbau, vor allem für die Kommunen, in Höhe von 
250 Millionen DM. Zu diesem Problem der Rege-
lung der kommunalen Straßenbaulasten nimmt das 
Finanzreformgutachten sehr umfassend Stellung. Ich 
meine, man muß berücksichtigen, daß es sich hier 
auch um verfassungsrechtliche Probleme handelt, die 
mit der gesamten Finanzmassenverteilung zwischen 
Bund, Ländern und Gemeinden zusammenhängen. 

Wir hätten auf diesem Gebiet trotzdem gern 
einiges mehr getan. Wir konnten es vor allem auch 
deshalb nicht, weil wir die Deckungsvorschläge, die 
die SPD gemacht hat, einfach nicht akzeptieren kön-
nen. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Die Deckungsvorschläge waren zunächst einmal 
darauf gerichtet, gewisse Subventionen zu kürzen. 
Es ging mit dem Schwerpunkt um Subventionen auf 
dem Agrarsektor. In den Beratungen im Haushalts-
ausschuß ist von der Opposition immer wieder zum 
Ausdruck gebracht worden, es sei doch eigenartig, 
daß die Koalition nicht bereit sei, auf diesem Ge-
biet vertretbare Kürzungen zu akzeptieren. Ich 
glaube deshalb, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, daß es angebracht ist, hier einmal ein 
grundsätzliches Wort zu den Fragen der Leistungen 
an die Landwirtschaft zu sagen. 

In diesem Hause ist immer wieder durch die 
Grünen Berichte dargelegt worden, wie die  Situa-
tion  unserer Landwirtschaft ist. Von allen Seiten ist 
anerkannt worden, daß es notwendig ist, in diesen 
Jahren unserer Landwirtschaft zu helfen. Es wird 
darauf ankommen, daß diese Hilfe in einer Zeit 
gegeben wird, bevor der Agrarmarkt im EWG-
Bereich vollendet ist. Ich kann es deshalb nicht ver-
stehen, wenn unterschwellig immer wieder eine 
Propaganda aufkommt, als ob man hier nicht aus 
Sachüberlegungen gewisse Umschichtungen durch-
geführt und Kürzungen abgelehnt habe, sondern im 
Hintergrund politische Rücksichtnahmen stünden. 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage? 

Dr. Althammer (CDU/CSU) : Bitte, Herr Kollege 
Hermsdorf! 

Hermsdorf (SPD) : Herr Kollege Althammer, 
sind Sie wenigstens bereit, zuzugeben, daß die 
Praxis bei der Behandlung des Ernährungshaushalts 
im Haushaltsausschuß völlig anders und für den 
Nichtkenner teilweise sogar unübersichtlich war? 

(Hört! Hört! in der Mitte.) 
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Dr. Althammer (CDU/CSU) : Herr Kollege 
Hermsdorf, gerade das ist der Punkt, den ich hier 
ausführe. 

(Lachen bei der SPD.) 

Wir haben immer wieder erklärt, daß wir es aus 
sachlichen Gründen für unvertretbar halten, in 
diesen Jahren eine Kürzung auf diesem Sektor 
durchzuführen, weil dann nämlich Änderungen ein-
treten können, die wir nach Vollendung des EWG-
Agrarmarkts nicht mehr wiedergutmachen können. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wenn wir genötigt waren, Umschichtungen inner-
halb des Einzelplans 10 vorzunehmen — das meinen 
Sie wohl mit Ihrer Bemerkung —, 

(Abg. Hermsdorf: Und die Art und Weise, 
wie das gemacht wird!) 

dann deshalb, weil sie vom Fachausschuß empfoh-
len und von uns sehr genau überlegt worden sind. 
Wir haben diese Umschichtungen deshalb vorge-
nommen, weil wir sie sachlich einfach für notwendig 
halten. 
Mir ist, ohne daß ich damit etwa Unterschiede 

zwischen gewissen Berufsständen machen will, ein-
fach nicht verständlich, -daß auf ,der einen Seite, 
wenn es darum geht, etwas für den deutschen 
Kohlebergbau zu tun, von niemandem derartige Ein-
wendungen kommen, während auf der anderen 
Seite, wenn es sich um einen anderen Berufsstand 
handelt, der sicherlich in der gleichen schwierigen 
Krisenlage steht, immer wieder eine Stimmung ent-
facht wird, als ob das des Guten zuviel wäre, was 
hier getan worden ist und getan wird. Ich möchte 
meinen, eine solche Argumentation sollten wir hier 
nicht verwenden. Denn mit Recht beanstanden die 
Betroffenen immer wieder, daß sie es nicht hinneh-
men können, wenn etwa Subventionen als unberech-
tigt oder in dieser Form -als nicht gerechtfertigt be-
zeichnet werden. Bei den im Bereich der Landwirt-
schaft getroffenen Maßnahmen handelt es sich ein-
fach um sachlich zwingend notwendige Maßnahmen. 
Es geht darum, die Substanz unserer deutschen 
Landwirtschaft im EWG-Bereich zu erhalten und die 
Kennedy-Runde, die vor uns liegt, einigermaßen 
gut zu überstehen. 

Angesichts der Schwierigkeiten bin ich auch skep-
tisch hinsichtlich der Vorschläge der Opposition zu 
einer pauschalen Reduzierung der Subventionen. 
Kollege Hermsdorf hat dankenswerterweise die 
richtigen Zahlen genannt. Er hat nicht von über 
20 Milliarden DM Subventionen gesprochen, son-
dern von einer Summe von 5,5 Milliarden DM. Ich 
halte diesen Betrag für die Direktsubventionen für 
realistisch und richtig. Aber wenn wir von dieser 
Summe ausgehen und den Vorschlag akzeptieren 
wollten, hier ohne Rücksicht auf -die Art der Einzel-
subventionen eine pauschale Kürzung um 10 % pro 
Jahr durchzusetzen, dann ist es doch klar, daß etwa 
die  Hälfte solcher Kürzungen allein auf die Land-
wirtschaft entfallen würde. Schon dieses Beispiel 
zeigt, daß wir so pauschal einfach. nicht verfahren 
können. 
Das Problem der Subventionen ist sehr schwierig. 

Es gibt einen Entschließungsantrag, der von allen 

Fraktionen dieses Hauses unterzeichnet worden ist 
und der den Willen zum Ausdruck bringt, die Sub-
ventionen sehr genau zu untersuchen und dort, wo 
das einigermaßen vertretbar ist, diese Subven-
tionen zu kürzen. Aber gerade weil das Problem so 
schwierig ist, sollte man sich vor Illusionen oder 
Unehrlichkeiten hüten. Wir sind davon ausgegan-
gen, daß unsere Bundesregierung und die Parla-
mentsmehrheit Subventionen nur dort bewilligen, 
wo dies im Interesse der allgemeinen Volkswirt-
schaft zwingend notwendig ist. Wenn man davon 
ausgeht, dann kann man nicht einfach erwarten; daß 
pauschale 10%ige Kürzungen festgesetzt und bis 
zum Punkt Null vollzogen werden könnten. Ich darf 
auf folgendes hinweisen: Im gleichen Atemzug, wo 
auf der einen Seite fühlbare Kürzungen der Sub-
ventionen vorgeschlagen werden, wird  von.  der 
Opposition eine andere Subvention, nämlich -die für 
den Steinkohlebergbau, neu beantragt. Ich sage gar 
nichts dagegen. Wenn die europäische Lösung nicht 
möglich ist, werden wir auf diesem Gebiet zu einer 
nationalen Lösung kommen müssen. Aber vor die-
sem Hintergrund nimmt sich eine allgemeine Pole-
mik gegen Subventionen doch recht fragwürdig aus. 

(Zuruf von der SPD: Meinen Sie damit den 
Herrn Klepsch?) 

Ich darf auf den wesentlichsten Kürzungsvor-
schlag der SPD zu sprechen kommen, nämlich auf 
den Vorschlag, die Defizitdeckung aus dem Jahre 
1965 in Höhe von 200 Millionen DM auf das Jahr 
1966 zu verschieben. Das ist allerdings der Dek-
kungsvorschlag, den wir unter keinen Umständen 
akzeptieren können. Die Kollegen von der SPD, die 
diesen Deckungsvorschlag gemacht haben, hätten 
sich vielleicht — ich weiß nicht, ob sie es getan 
haben — zunächst mit ihren Kollegen Schiller, 
Arndt und Frau Krips unterhalten sollen, weil von 
dieser Seite der Einwand gekommen ist, der Bundes-
haushalt müsse sich noch viel mehr antizyklisch ver-
halten, als das bisher der Fall ist. Aber genau diese 
Vorwegabdeckung des Defizits ist eine solche ent-
scheidende antizyklische Verhaltensweise. Wir 
wehren uns mit aller Energie dagegen, daß diese 
200 Millionen DM für andere Maßnahmen ver-
braucht werden. 

Es gibt noch ein anderes Argument. Wenn man 
schon, und mit Recht, eine Haushaltsvorausschau 
für die künftigen Jahre verlangt, dann sollte man 
auch bereit sein, aus dieser Haushaltsvorschau die 
Konsequenz zu ziehen, und diese Konsequenz ist 
unabweisbar die, daß das, was irgendwie im Haus-
haltsjahr 1966 schon zugunsten -des nächsten Haus-
haltsjahres abgedeckt werden kann, abgedeckt wer-
den muß. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Opposition hat durch ihre prominentesten Sprecher 
dem Haushalt 1966 eine düstere Prognose gegeben. 
Ich darf zitieren, was Kollege Fritz Erler am 29. No-
vember von dieser Stelle aus zum Haushalt 1966 
vorausschauend gesagt hat. Er hat erklärt: 

Die von der Regierung angekündigten Maßnah-
men sind nicht geeignet, eine solide Finanz- 
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wirtschaft herbeizuführen. Es wird auch diesmal 
nicht auf buchungstechnische Tricks mit frag-
würdiger ökonomischer Auswirkung verzichtet. 

Am Tag darauf hat das Alex Möller noch deutlicher 
gemacht. Er hat erklärt: 

Die Haushaltslage 1966 sieht noch trostloser 
aus als die des Jahres 1965, was ja nun auch 
nicht mehr geleugnet werden kann. 

Ich darf hier feststellen, nachdem wir jetzt im Begriff 
sind, diesen Haushaltsplan 1966 zu verabschieden: 
Die Regierung hat sehr schnell und sehr tatkräftig 
die notwendigen Maßnahmen ergriffen, um den 
Haushalt 1966 in den Griff zu bekommen. Nur durch 
diese Maßnahmen war es möglich, einen so klaren 
und auch wahren Haushalt für das Jahr 1966 vor-
zulegen. 

Ich darf auf eine weitere entscheidende Tatsache 
hinweisen. Zum erstenmal,' seit dieses Hohe Haus 
Haushalte verabschiedet, geht ein Bundeshaushalt 
mit einer geringeren Summe aus dem Beratungen 
des Parlaments hervor als dem Betrag, mit dem die 
Regierungsvorlage eingebracht worden ist. Es sind 
sicherlich keine sensationellen Einsparungen, die wir 
anmelden können. Es sind rund 250 Millionen DM 
an realen Einsparungen. Wir haben immerhin die 
69-Milliarden-Grenze unterschritten. Was aber viel 
bedeutsamer ist, sind die Einsparungen im außer-
ordentlichen Haushalt, soweit sie den Anleihemarkt 
betreffen. Dort konnten 688 Millionen DM einge-
spart werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, in die-
sem Jahre finden mindestens in drei bedeutsamen 
Bundesländern Landtagswahlen statt. Es hätte des-
halb die Versuchung nahegelegen, das zu erwar-
tende Steueraufkommen in Höhe von fast 700 Mil-
lionen DM für sehr interessante und sehr populäre 
Programme zu verwenden. Die Regierungsmehrheit 
in diesem Hause hat das nicht getan. Sie hat sogar 
kleinste Erhöhungsvorschläge abgelehnt. Sie hat 
diese Ablehnung deshalb vorgenommen, weil sie 
einen Beitrag zur Stabilität unserer Währung als 
vorrangig vor allen anderen Ausgabewünschen an-
gesehen hat. Wenn auf Grund dieser Erklärung, daß 
der Bund im Jahre 1966 den Kapitalmarkt überhaupt 
nicht mehr beanspruchen wird, auch die Länder be-
reit waren, mindestens bis zum 1. Juli 1966 ebenfalls 
einem Emissionsstopp zuzustimmen, dann ist das 
ein äußerst bedeutsamer Beitrag zur Stabilität unse-
rer Währung. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Ich möchte mit allem Nachdruck hier feststellen: 
Dieses Parlament hat der Versuchung widerstanden, 
mit zur Verfügung stehenden Geldern weitere Aus-
gaben zu beschließen. Dieses Parlament hat — ich 
betone das noch einmal — den Haushalt zum ersten-
mal gegenüber der Regierungsvorlage weiterhin ge-
kürzt. Ich meine, diese nicht immer populäre Ver-
haltensweise, die eine Reihe von sehr schmerzlichen 
Abstrichen einschließt, hat wiederum gezeigt, daß 
dieses Parlament besser ist als der Ruf, der ihm 
mancherorts angehängt wird. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Schoettle. 

Schoettle (SPD) : Frau Präsidentin! Meine Da-
men und Herren! Die Art, in der diese Generalaus-
sprache zum Bundeshaushalt 1966 von dem Herrn 
Kollegen Althammer eröffnet worden ist, könnte 
mich veranlassen, in denselben Ton der Polemik zu 
verfallen, den er angeschlagen hat, als er den Ver-
such machte, die sozialdemokratische Position zu 
reduzieren auf das bloße Hinterherhinken, Sich-An-
passen an eine veränderte Situation, und indem er 
dabei sozialdemokratische Überlegungen über die 
Stellung der Partei zu einer veränderten Lage ledig-
lich als Ausfluß des Opportunismus und nicht als 
das Ergebnis ernster Auseinandersetzungen mit der 
jeweiligen politischen Situation ansehen wollte und 
dabei wieder alte Klamotten hervorgezaubert hat 
wie etwa die Klamotte von der angeblichen Plan-
wirtschaft, mit der die Sozialdemokratie in den frü-
hen Jahren der Bundesrepublik gegen die freie 
Marktwirtschaft des Herrn Bundeskanzlers ge-
kämpft habe. Aber, meine Damen und Herren, das 
kann ich wirklich der Beurteilung nüchterner und 
sachlicher Beobachter überlassen. Ich kann mich da-
mit jetzt im einzelnen nicht beschäftigen, wie es 
überhaupt nicht mein Stil ist, in eine solche Polemik 
allzuweit einzusteigen. 

Ich möchte mich mit dem Thema beschäftigen, das 
heute vormittag in dieser dritten Beratung hier zur 
Debatte steht, und damit beginnen, meine Damen 
und Herren, daß ich Ihnen noch einmal folgendes 
vortrage. Ich habe in der ersten Beratung des Bun-
deshaushalts 1966 für die sozialdemokratische Frak-
tion einen Kurs abgesteckt, wie wir ihn bei den Be-
ratungen des Entwurfs im Ausschuß einzuschlagen 
beabsichtigten, auf eine knappe Formel gebracht: . 

 keine Ausweitung des Volumens, aber Umschich-
tung zugunsten von Positionen, die nach unserer 
Auffassung besonders vordringliche Behandlung er-
fordern. Wir haben damit getan, was heute zu for-
dern große Mode geworden ist. Wir haben kein 
großes Programm gehabt, und, Herr Kollege Alt-
hammer, wir haben das deshalb nicht gehabt, weil 
auch wir uns Rechenschaft über die tatsächliche 
Situation der Bundesfinanzen ablegten. Ich glaube, 
niemand kann bestreiten, daß unsere Haltung wäh-
rend dieser ganzen Beratungen von dieser Beurtei-
lung der Bundesfinanzen und des Bundeshaushalts 
ausgegangen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben Prioritäten festgelegt und Vorschläge 
gemacht, wie sie befriedigt werden könnten aus 
unserer Sicht der Aufgaben, so wie wir glaubten, 
daß sie im Bundeshaushalt ihre Berücksichtigung 
finden müßten, und zwar sind wir dabei immer im 
Rahmen der dem Entwurf innewohnenden Möglich-
keiten geblieben, deren Begrenztheit uns stets be-
wußt war: auf der einen Seite die Größe der unbe-
weglichen Positionen und auf der anderen Seite die 
allgemeinen finanzpolitischen Schwierigkeiten. 

Mein Freund Hermsdorf hat bereits zu Beginn der 
zweiten Beratung die Bilanz der Beratungen im 
Haushaltsausschuß aus der Sicht der sozialdemokra- 
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tischen Fraktion gezogen. Ich will das am Schluß 
dieser Beratungen im Plenum noch einmal tun, weil 
wir eine Reihe unserer Anträge — immer auf der 
Linie unserer von Anfang an bezogenen Position  — 
in  der zweiten Beratung wieder eingebracht haben; 
ihr Schicksal ist Ihnen bekannt. Der Herr Kollege 
Althammer hat es dankenswerterweise übernom-
men, das hier auch noch einmal vom Standpunkt der 
Koalition vorzutragen. Wir haben diese Anträge 
zum Teil auch in der dritten Beratung wieder ein-
gebracht, weil wir sie für so wichtig halten, daß wir 
Ihnen eine Stellungnahme dazu nicht ersparen kön-
nen. Sie haben sie abgelehnt oder Sie werden sie 
ablehnen, soweit sie noch zur Abstimmung stehen. 
Aber Sie werden, meine Damen und Herren — und 
das ist sogar in den Äußerungen des Herrn Kol-
legen Althammer zutage getreten —, das früher 'so 
beliebte Spiel nicht wiederholen können, sozial-
demokratische Anträge ohne Rücksicht auf ihr 
Schicksal zu addieren und mit den so erreichten 
Phantasiesummen die Sozialdemokraten als Feinde 
finanzpolitischer Solidität hinzustellen. 

Wir haben unsere Linie von Anfang bis zu Ende 
konsequent verfolgt, und wenn dabei zwischen 
Ihren und unseren Auffassungen Differenzen so-
wohl dem Gewicht wie der Qualität nach aufgetre-
ten sind, so ist das nur natürlich; denn das entspricht 
eben den verschiedenen Ausgangspunkten. 

Wir haben fünf Prioritäten festgestellt, für die wir 
in diesem Haushalt 1966 besondere Bevorzugung 
und Betonung verlangten und um deren besondere 
Betonung wir gekämpft haben. 

Da war erstens die Berlin-Hilfe. Es ist richtig, 
daß schließlich — das ist nicht von Anfang an so ge-
wesen — für die Berlin-Hilfe sogar etwas mehr her-
auskam, als wir ursprünglich gefordert hatten, näm-
lich statt 56 Millionen DM 90 Millionen DM. Das 
lag an der Situation, in der sich der Berliner Haus-
halt befand, und ist das Ergebnis von Verhandlun-
gen zwischen dem Land Berlin und dem Bundes-
finanzminister. Dieses Ergebnis hat schließlich auch 
der Haushaltsausschuß ratifiziert. Wir freuen uns 
darüber, weil wir meinen, daß das der politischen 
Situation, in der sich das Land Berlin befindet, 
durchaus angemessen ist. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der FDP.) 

Wir bedauern nur, daß in der zweiten Beratung ge-
rade über diesen Punkt in diesem Hause Äußerun-
gen gefallen sind, die wir besser hier nicht gehört 
hätten. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Wir haben zweitens für den Hochschulausbau eine 
besondere Priorität gesetzt und — Sie erinnern sich 
— gefordert, daß die Vorstellungen des Wissen-
schaftsrates in vollem Umfang in diesem Bundes-
haushalt 1966 berücksichtigt werden. 

Schließlich haben wir besondere Hilfsmaßnahmen 
für den Kohlebergbau verlangt und auch dafür be-
stimmte materielle Vorschläge gemacht. 

Wir haben schließlich die Verstärkung des Stra-
ßenbaus, insbesondere zugunsten der Gemeinden, 
verlangt. Ich meine, daß darüber noch nicht das  

letzte Wort gesprochen worden ist, auch wenn es 
jetzt so aussieht, als ob in diesem Haushalt 1966 
zunächst einmal eine Entscheidung gefallen wäre. 

Wir haben endlich Ergänzungszuweisungen an 
finanzschwache Länder an der Hand eines Entwur-
fes, einer Gesetzesinitiative, des Bundesrates ver-
langt, die diesem Hause ebenfalls vorliegt. 

Wir haben den erforderlichen Mehrbedarf auf 
800 Millionen DM bis 1 Milliarde DM beziffert. 
Wir haben das klar ausgesprochen. Der Mehrbe-
darf sollte nach unseren Vorstellungen im Rahmen 
des gegebenen Etatvolumens gedeckt, d. h. durch 
Einsparungen an anderen Stellen ermöglicht wer-
den. Wir haben dafür in erster Lesung Ansätze ins-
besondere durch Kürzung der Subventionen ge-
nannt. Über dieses Thema wird noch etwas zu sa-
gen sein, besonders weil Herr Althammer die Posi-
tion der Sozialdemokratie hie r  nicht ganz korrekt 
dargestellt hat. Ich werde dazu einiges zu sagen 
haben. 

Während der Beratungen im Haushaltsausschuß 
hat die Koalition die von uns genannten Schwer-
punkte trotz anfänglichen Widerstandes im wesent-
lichen akzeptiert. Das Ergebnis spricht wohl für 
diese Behauptung. 

(Beifall bei der SPD.) 

So konnten unsere Forderungen wenigstens zum 
Teil verwirklicht werden. Damit ist bewiesen, daß 
wir richtig und realistisch die Möglichkeiten einge-
schätzt haben, innerhalb des gegebenen Etatrah-
mens Umschichtungen, besonders zugunsten von 
investiven Ausgaben, vorzunehmen. Daß sich im 
Laufe der Beratungen von der Einnahmenseite noch 
eine neue Situation dadurch ergeben hat, daß die 
zu erwartenden Steuereinnahmen höher geschätzt 
worden sind als bei der Einbringung des Entwurfs, 
steht auf einem anderen Blatt. Wir haben ja auch 
in diesem Punkte die Vorstellungen der Koalition 
mitgemacht, nämlich diese höheren Einnahmeerwar-
tungen zugunsten der Herabsetzung des Anleihe-
bedarfs in dem Haushalt zu verwirklichen. 

Zu unserem Bedauern haben wir die von uns 
gesetzten politischen Schwerpunkte nicht in dem 
Maße finanziell verstärken können, wie es uns not-
wendig erschien. Aber es ist das Schicksal der Min-
derheit, daß sie gegenüber der Mehrheit unterliegt, 
wenigstens insoweit, als die Mehrheit nicht über-
zeugt werden kann. Zu einem Teil ist es uns nach 
meiner Meinung gelungen, nachzuweisen, daß 
unsere Vorstellungen und Forderungen berechtigt 
sind. 

Nach Abschluß der Beratungen im Ausschuß war 
die Lage folgende — die zweite Beratung hat daran 
nichts Wesentliches geändert—: unsere Vorschläge 
für den Hochschulausbau sind unbefriedigt geblie-
ben. Zur Erfüllung der Forderungen des Wissen-
schaftsrates fehlen immerhin von den 530 Millio-
nen DM noch 103 Millionen DM. Wir haben in der 
zweiten Lesung einen entsprechenden Antrag ge-
stellt und haben ihn Air  die dritte Beratung wieder-
holt. 
Die von uns geforderten Maßnahmen für den 

Kohlebergbau: Die Koalition hat lediglich 8 Mil- 
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lionen DM mehr für die Anpassungshilfe in Einzel-
plan 60 beschlossen. Dagegen sind trotz der Ver-
sprechungen in der Energiedebatte keine Ansätze 
vorgesehen 1. für die Stillegungsaktion für 20 Mil-
lionen Jahrestonnen Kahle, 2. für die Defizithaftung 
bei der Knappschaft, 3. für Feierschichten und 4. für 
die Verstromung der Kohle. 

Wir haben in der zweiten Lesung Änderungs-
anträge in einer Größenordnung von rund 160 Mil-
lionen DM gestellt und in der dritten Lesung wie-
derholt, und zwar 1. für die Kohleverarbeitung in 
der eisenschaffenden Industrie 100 Millionen DM 
und 2. für soziale Hilfsmaßnahmen, nämlich für 
Rentenleistungen und Knappschaftsausgleichslei-
stungen, weitere 56 Millionen DM.  Wir sind uns 
darüber klar, daß Sie diese Anträge ablehnen. Aber 
das bedeutet — darüber müssen Sie sich auch klar 
sein — nur ein Hinausschieben der Antwort auf 
eine Frage, die unausweichlich auf den Bundeshaus-
halt zukommt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Aber in diesem Punkt halben Sie inzwischen eine 
gewisse Übung erreicht. 

Wir haben ferner Ergänzungszuweisungen für 
finanzschwache Länder gefordert. Der Haushalts-
ausschuß hat zwar eine finanzielle Entlastung der 
finanzschwachen Länder beschlossen durch Stun-
dung des Schuldendienstes für 1966 und indem er 
durch die Ausbringung eines Geldansatzes von 
180 Millionen DM die Sonderzuweisungen für Struk-
turmaßnahmen, wie es in der Zweckbestimmung 
ausdrücklich 'bezeichnet worden ist, festgelegt hat. 
Unsere Forderung wurde damit nicht erfüllt. Poli-
tisch schwerwiegender aber als das finanzielle Ge-
wicht der Beschlüsse des Haushaltsausschusses 
scheint uns dabei die Tatsache gewesen zu sein, 
daß die 180 Millionen DM nicht im Sinne der Ge-
setzesinitiative des Bundesrates als Ergänzungszu-
weisung nach Art. 107 des Grundgesetzes veran-
schlagt worden sind. Trotz der vom Haushaltsaus-
schuß zunächst vorgesehenen Erläuterung, wonach 
die Verteilung der Mittel nach Anhörung der Län-
der auf Vorschlag der Bundesregierung mit Zustim-
mung des Haushaltsausschusses erfolgen soll, sind 
unsere Bedenken aus diesem Grunde nicht ganz 
aus dem Wege geräumt. Die finanzschwachen Län-
der hätten zwar Geld erhalten, aber zugleich hätten 
sie, wenn das, was der Haushaltsausschuß beschlos-
sen hatte, Wirklichkeit geworden wäre, ein sehr 
weitgehendes Mitspracherecht des Bundes über die 
Verwendung dieser Mittel hinnehmen müssen, — 
nach unserer Meinung eine Auflage, die im Wider-
spruch zu den Vorschriften des Grundgesetzes steht. 

Inzwischen ist aber hier insofern eine Änderung 
eingetreten, als in Beratungen mit den Landes-
finanzministern, ein Kompromiß gefunden worden 
ist, ein Kompromiß, der den Ländern schnell und 
ohne Einflußnahme des Bundes die erforderlichen 
Mittel verschafft. Die Beschlüsse des Haushalts-
ausschusses bestehen nach wie vor, und sie wer-
den ja wahrscheinlich auch durch die Verabschie-
dung des Haushaltsgesetzes legalisiert. Aber wir 
sind der Meinung, daß das Prinzip, das hier vom 

Haushaltsausschuß ,angewandt worden ist, nicht 
den Gegebenheiten und. den verfassungsmäßigen 
Vorschriften entspricht. 

Meine Damen und Herren, die SPD hat die Ver-
stärkung des Etatansatzes für den Straßenbauplan 
um 250 Millionen DM auf 3,65 Milliarden DM ge-
fordert und für diese wichtige Gemeinschaftsauf-
gabe einen entsprechenden Antrag auch in zweiter 
Lesung vorgelegt. Dieser Antrag ist von der Mehr-
heit abgelehnt worden. Damit wurde der seiner-
zeitige Beschluß des gesamten Parlaments zum 
Straßenbaufinanzierungsgesetz rückgängig gemacht, 
wonach 50 % des Aufkommens aus der Mineralöl-
steuer zweckzubinden seien. Wir haben zu diesem 
Thema eine ausführliche Debatte in der zweiten Le-
sung gehabt, so daß es sich hier erübrigt, auf Ein-
zelheiten einzugehen. 

Nur eine Bemerkung dazu. Sie haben die zu er-
wartenden höheren Steuereinnahmen zur Herab-
setzung des Anleihebedarfs im außerordentlichen 
Haushalt benutzt, und wir sind Ihnen dabei gefolgt 
— es ist hier schon davon gesprochen worden —, 
weil wir .die Lage am Kapitalmarkt kennen, auch 
wenn wir über ihre Ursachen anderer Meinung sind 
als Sie. Aber Ihr Beschluß, zur vollen Erfüllung 
des Straßenbauplanes den Weg über die Finanzie-
rung durch die ÖFFA zu gehen, ist auch nur ein Um-
weg zum Kapitalmarkt, in Wahrheit eine Verschleie-
rung der Tatsachen. 

(Sehr wahr! bei der SPD.) 

Wären Sie unserem Antrag zur Verstärkung des An-
satzes für den Straßenbau gefolgt, dann wäre der 
Etat nicht nur strukturell zugunsten investiver Auf-
gaben verbessert worden, sondern gleichzeitig wäre 
er um 250 Millionen DM entlastet und geschont 
worden. Das hätte aber der Wahrheit und Klarheit 
mehr entsprochen als Ihre Methode. 

(Beifall bei der SPD.) 

Die Ablehnung aller unserer Anträge finden wir 
um so bedauerlicher, als wir Ihnen dafür — das 
kann nicht geleugnet werden — vollständige 
Deckungsvorschläge durch Kürzung anderer Aus-
gaben vorgelegt haben. Selbst bei Annahme aller 
unserer Änderungsanträge, die in der zweiten Le-
sung einen Ausgabemehrbedarf von rund 520 Mil-
lionen DM erfordert hätten, wäre eine Erhöhung 
des vom Haushaltsausschuß beschlossenen Gesamt-
volumens im äußersten Falle um rund 80 Millionen 
DM eingetreten. Das Gesamtvolumen wäre damit 
immer noch um rund 170 Millionen DM unter dem 
Regierungsentwurf und damit unter der 69-Milliar-
den-Grenze geblieben. Der Mehrbedarf durch unsere 
Anträge in dritter Beratung beträgt — und das ist 
ja noch zu entscheiden —, reduziert auf die zwei 
Schwerpunkte Kohle und Hochschulen, 259 Mil-
lionen DM und wird durch die Ihnen vorliegenden 
Kürzungsanträge im Rahmen des Gesamtplafonds 
von 68,9 Milliarden DM gedeckt. Wir sind uns nicht 
im unklaren darüber, welches Schicksal Sie diesen 
Anträgen bereiten werden. 

Lassen Sie mich aber in diesem Zusammenhang 
noch ein Wort, zu den Kürzungen im Bundeshaus-
halt sagen. Wir haben sie zum Teil mit beschlossen, 
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weil wir der Meinung waren, daß angesichts der 
Ist-Beträge aus dem Vorjahr Kürzungen durchaus 
möglich sind. Aber ich will doch ganz offen sagen, 
meine Damen und Herren, daß Kürzungen um des 
Kürzens willen nicht unbedingt eine Tugend sind — 
wie Sie es gelegentlich darzustellen belieben — und 
daß diejenigen, die in bestimmten Fällen gegen Kür-
zungen sind, nicht unbedingt Verschwender und Ver-
geuder von öffentlichen Mitteln sind. Es ist häufig 
so - das begegnet einem, wenn man dann draußen 
den Institutionen gegenübersteht, die von den Kür-
zungen im Bundeshaushalt betroffen sind, daß Kür-
zungen den Zweck, den man mit den Subventionen 
und Zuwendungen verfolgt, nahezu unmöglich ma-
chen, so daß dann das Geld praktisch zum Fenster 
hinausgeschmissen ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich möchte das deshalb sagen, weil mir scheint, daß 
es auch eine Manie werden kann, zu kürzen und den 
Versuch zu machen, das als eine Tugend darzustel-
len, bloß weil man einen optischen Effekt erzielen 
will. Ich halte das nicht für eine gute Politik. Man 
wird im Einzelfall sehr viel genauer prüfen müssen, 
ob eine Kürzung nicht den Zweck vereitelt, den man 
mit einer Zuwendung für irgendeine Aufgabe ver-
folgt, oder ob sie diesen Zweck fördert. Ich glaube, 
in der Regel nicht; wobei hinzuzufügen ist, natür-
lich gibt es im Bundeshaushalt eine Fülle von Posi-
tionen, die sich im Laufe von Jahrzehnten so ange-
reichert haben — um die sich ja auch schon ein Stück 
Verwaltung entwickelt hat, Verwaltung, die dann 
mit Zähnen und Nägeln das Positiönchen verteidigt, 
das da enstanden ist —, daß es sehr schwer ist, da 
nun einen Strich zu machen und zu sagen: Das hört 
endlich einmal auf. Auch das ist — ich glaube, da 
sind Sie alle mit mir einig, meine Damen und Her-
ren, die Sie im Haushaltsausschuß die Dinge prak-
tisch miterleben — ein Teil, vielleicht ein nicht ganz 
geringer Teil dessen, was den Haushalt belastet. 
Es ist schwer. Aber vieles ist schwer, was wir in 
diesem Bereich tun müssen. Ich komme nachher 
noch auf das Thema Subventionen und mache kein 
Hehl daraus, wie schwer gerade diese Aufgabe ist. 

Nun, meine Damen und Herren, noch einmal ein 
Wort zum Thema des Etatplafonds und der Zuwachs-
raten. Bei Einbringung des Regierungsentwurfs mit 
seinem Plafond von 69,15 Milliarden DM wurde 
von der Bundesregierung nachdrücklich betont, daß 
die Mehrausgaben gegenüber dem Ist 1965 nur 3,3 
Milliarden DM betrügen, was einem Zuwachs von 
5 % entspräche. Unsere Auseinandersetzungen über 
die Nichtzulässigkeit des Soll-Ist-Vergleichs — des 
Vergleichs von Birnen und Äpfeln, könnte man auch 
sagen — will ich hier nicht wiederholen. Außerdem 
haben wir unsere Meinung deutlich ausgesprochen, 
daß für die Anstoßwirkungen des öffentlichen Haus-
halts auf die Gesamtwirtschaft keineswegs der Etat-
plafond oder die Zuwachsrate echte Aussagekraft 
haben, sondern daß dafür entscheidend die Struktur 
der Ausgaben und Einnahmen ist; und das ist aller-
dings ein ganz anderes Kapitel. 

Nach der im Haushaltsausschuß erfolgten Kürzung 
des Plafonds auf 68,9 Milliarden DM und nach wei-
teren Rechenoperationen, in denen sogenannte in-

landsunwirksame Ausgabepositionen abgesetzt wer-
den, kommen manche eifrigen Rechner zu einer Zu-
wachsrate der 66er Etats gegenüber dem Ist 1965 
von nur noch 3,7 %. Damit breitet sich allmählich 
eine gewisse Euphorie über die „Wohlgeratenheit" 
des 66er Etats aus. Die wirklichen Probleme unserer 
Haushaltspolitik drohen dann in dieser allgemeinen 
Genugtuungsstimmung verschleiert zu werden. 

(Sehr richtig! bei der SPD.) 

Der Haushaltsplan 1965 schloß mit 63,95 Milliar-
den DM ab. Die SPD hat ihm im vorigen Frühjahr 
Unsolidität bescheinigt und außerdem vor den Mil-
liarden-Vorbelastungen der folgenden Haushalts-
jahre gewarnt. Das hinter uns liegende Jahr hat 
unsere Prognose bestätigt. Der Haushalt 1965 schloß 
nicht mit 63,9 Milliarden DM, sondern im Ist mit 
rund 65,8 Milliarden DM ab, also um rund 2 Mil-
liarden DM höher. Die Tatsache, daß die Haushalts-
politik der Bundesregierung 1965 alles andere als 
konjunkturgerecht gewesen ist, wurde in diesem 
Hause inzwischen in mehreren Debatten, vor allem 
auch in der Aussprache über das Jahresgutachten 
zur wirtschaftlichen Entwicklung, eingehend darge-
legt. Sie haben sich dabei nicht nur die Meinung der 
Sozialdemokraten anhören müssen, sondern wir 
konnten uns stützen auf so respektable Unter-
suchungen wie die des Saverständigengremiums 
und der Deutschen Bundesbank — einer immerhin 
nicht gering zu schätzenden Quelle für Informationen 
über die tatsächliche Situation auch im Bundeshaus-
halt. — Das war also das konjunkturell gesehen 
unzulässig aufgeblähte Jahr 1965. 

Nachdem das Kind in den Brunnen gefallen war, 
stand die Bundesregierung vor der sicher nicht er-
freulichen Aufgabe, zu Beginn ihrer Tätigkeit in 
der fünften Legislaturperiode den Haushalt 1966 vor-
zulegen. Um der grundsätzlichen Verpflichtung auf 
Ausgleich von Einnahmen und Ausgaben nachkom-
men zu können, haben Sie das Haushaltssicherungs-
gesetz eingebracht, mit dem vor der Bundestagswahl 
von der Bundesregierung initiierte gesetzliche Lei-
stungen nach den Wahlen wieder rückgängig ge-
macht oder zeitlich aufgeschoben wurden. Nur da-
durch war es möglich, den Plafond für 1966 unter 
70 Milliarden DM zu drücken, aber eben nur für 
1966. Ich glaube, wir sind uns alle darüber einig, 
daß durch das Haushaltssicherungsgesetz die wahren 
Probleme nicht gelöst, sondern nur vertagt worden 
sind. 

(Beifall bei der SPD.) 

Für 1967 wirkt dieses Gesetz nur noch teilweise 
ausgabemindernd, so daß sich aus den im Haus-
haltssicherungsgesetz behandelten Positionen für 
den Bundeshaushalt 1967 bereits wieder eine Vor-
belastung von rund 2 Milliarden DM ergibt. 

Der Bundeskanzler hat sich bei der ersten Be-
ratung dieses Haushalts in einer sehr gehobenen, 
um nicht zu sagen: dramatischen Weise über die 
Notwendigkeit einer vorausschauenden länger-
fristigen Finanz- und Haushaltsplanung geäußert. 
Übrigens, Herr Kollege Althammer, hätten Sie sich 
auch an dieses Versprechen des Herrn Bundeskanz-
lers erinnern müssen, als Sie Ihrer Skepsis darüber 
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Ausdruck gaben, ob die Sozialdemokraten denn be-
reit seien, unter bestimmten Bedingungen an der 
Durchführung unpopulärer Maßnahmen mitzuwir-
ken. Ich glaube, mein Kollege Schiller hat bei der 
zweiten Beratung sehr eindeutig zum Ausdruck 
gebracht, daß wir in der Tat nicht bedingungslos 
bereit sind,  alles mitzumachen, was die Bundes-
regierung und ihre Koalition im Laufe der Begeben-
heiten ohne vorherige Unterrichtung und Ausein-
andersetzung mit der Opposition beabsichtigen. 

(Abg. Wehner: Sehr wahr!) 

Das können Sie von uns sicher nicht verlangen. Das 
gilt aber nicht nur für diesen Bereich, sondern für 
den Bereich der gesamten Politik einschließlich der 
Außen- und der Deutschlandpolitik. Das möchte ich 
hier deutlich sagen.  Wir wollen hier nicht nur hin-
tenhermarschieren, sondern möchten mitbeteiligt 
sein, wenn es darum geht, unpopuläre Maßnahmen 
zu beschließen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich will hier nicht untersuchen, wieviel von dem, 
was der Herr Bundeskanzler seinerzeit zu einiger 
Überraschung' nicht nur von uns Sozialdemokraten, 
sondern auch von manchen anderen über länger-
fristige Finanz- und Haushaltsplanung gesagt hat, 
echte Absicht und wieviel einfaches Rechnungtragen 
an eine zur Zeit in der Luft liegende allgemeine 
Tendenz war. Das wird sich im Laufe ,der Begeben-
heiten herausstellen. Daß aus dem Anti-Planungs-
Saulus der Finanzwirtschaft ein Planungs-Paulus ge-
worden sein  sollte, der mit eiserner Entschlossenheit 
den Weg zur längerfristigen Haushaltsplanung be-
schreitet, paßt nicht recht zu dem Bild, daß man sich 
sonst vom Herrn Bundeskanzler macht, ja machen 
muß. Ich kenne ein englisches Sprichwort, das sagt: 
The proof of the pudding is in the eating; zu deutsch: 
den Beweis, ob der Pudding gut sei, erhalte man erst 
beim Essen. 

(Heiterkeit. — Beifall bei der SPD.) 

Die Praxis der Haushaltspolitik jedenfalls ist 
total anders. Sie besteht trotz allem, was Sie, Herr 
Kollege Althammer, über die Teilplanung, über-
haupt über das Ausmaß von Vorausplanung gesagt 
haben, darin, daß man sich von Jahr zu Jahr mit 
Notbehelfen und Verschleierungspraktiken über die 
Klippen und Untiefen der finanzwirtschaftlichen See 
hinwegmanövriert. Ich will nur auf die Geschichte 
mit der Entlastung des darniederliegenden Kapital-
marktes durch die Herabsetzung des Anleihebedarfs 
hingewiesen haben. Der optische Effekt ist sicher 
gut; gar keine Frage. Aber sind die 436 Millionen 
DM, die im außerordentlichen Haushalt ausgewiesen 
sind, die ganze, die volle Wahrheit? Ich glaube, 
keineswegs. 

Wenn Sie den gesamten Kreditbedarf des Bundes 
sehen wollen, müssen Sie zu dem Betrag des außer-
ordentlichen Haushalts selbstverständlich den son-
stigen Kreditbedarf des Bundes hinzurechnen. Dabei 
ergibt sich immerhin die weitere Summe von rund 
1,3 Milliarden DM, die beschafft werden durch 750 
Millionen DM Zuteilung von Schuldbuchforderun-
gen an die Rentenversicherungsträger, durch 350 
Millionen DM über die ÖFFA und schließlich durch 

die Verweisung des Landes Berlin an den Kapital-
markt im Rahmen seines vom Bund anerkannten 
Finanzbedarfs in Höhe von weiteren 200 Millionen 
DM. Wir haben also durch Entscheidung dieses Hau-
ses, wenn das so wird — und es ist kein Zweifel, 
daß es so wird —, dazu beigetragen, die Forderun-
gen an den Kapitalmarkt auch noch um 1,3 Milliar-
den DM über das hinaus zu vergrößern, was im 
außerordentlichen Haushalt des Jahres 1966 als An-
leihebedarf ausgewiesen ist. Das ergibt zusammen 
den Betrag von rund 1,74 Milliarden DM, mit denen 
der Bund die Beanspruchung des Kapitalmarktes 
veranlaßt; ich sage: „veranlaßt", weil es ja Umwege 
sind, auf denen das geschieht. In dieser Rechnung 
sind die Ansprüche der Sondervermögen des Bundes 
an den Kapitalmarkt nicht berücksichtigt. 

Zu dem Kapitel „Beanspruchung des Kapital-
marktes" gehört auch das Thema Zinssubventionen, 
das wir im Haushaltsausschuß ebenfalls erörtert 
haben. Die Bundesbank hat in ihrem April-Bericht 
dazu eine Analyse geliefert, die wert ist, daß man 
darüber nachdenkt. Es dürfte also auch auf seiten 
der Koalitionsfraktionen nicht an Informationen ge-
mangelt haben. Dennoch haben Sie in der letzten 
Sitzung des Haushaltsausschusses über den Bundes-
haushalt 1966, nachdem Sie einige Sitzungen vorher 
bereits in der Angelegenheit unterlegen waren, in 
einer Kampfabstimmung den Ansatz für Zinssub-
ventionen zugunsten der Landwirtschaft um 3 Mil-
lionen DM auf insgesamt 13 Millionen DM erhöht. 
Dieser Betrag mag für den Nichteingeweihten harm-
los aussehen. Aber er hat für die Inanspruchnahme 
des Kapitalmarktes beachtliche Auswirkungen, da 
diese 3 Millionen DM Zinsverbilligung einer Bean-
spruchung des Kapitalmarktes von ungefähr 170 bis 
200 Millionen DM entsprechen. Zur Begründung 
dieser Erhöhung, der nicht nur von uns, sondern 
auch vom Vertreter des Bundesfinanzministeriums 
entschieden widersprochen worden ist, haben Sie 
erklärt, daß sie bei diesem Titel zu vertreten sei, 
da es an anderer Stelle gelungen sei, den Kapital-
markt von einer Inanspruchnahme durch den Bund 
zu entlasten. Ich finde, das ist eine dürftige Be-
gründung für eine Maßnahme, bei der man auch 
wieder auf Umwegen auf den Kapitalmarkt zu-
kommt. Auf der einen Seite nehmen Sie optisch 
günstige und für jedermann sichtbare Senkungen 
des außerordentlichen Haushalts vor, und auf der 
anderen Seite schichten Sie versteckt den Bedarf als 
indirekte Subvention um. 

(Abg. Dr. Althammer meldet sich zu einer 
Zwischenfrage.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Herr Kollege 
Schoettle, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Schoettle (SPD): Nein, ich möchte das jetzt nicht, 
Herr Kollege; ich habe Sie auch nicht gefragt. 

(Zuruf von der Mitte: Aber andere!) 

— Das ist deren Sache; ich tue es nicht. 

(Zuruf von der Mitte. — Gegenruf des Abg. 
Dr. Mommer: Schauen Sie bitte auf die 

Uhr!) 
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Der Etat 1966 ist sicher mit weniger Risiken be-

lastet — das ist wahr — als sein Vorgänger, vor 
allem deswegen, weil globale Minderausgaben dies-
mal nicht veranschlagt sind. Wir haben diese Mani-
pulation mit den Minderausgaben in den vergange-
nen Jahren besonders stark kritisiert, und sie sind 
auch in der Tat ein Behelf, der auf die Dauer einfach 
unmöglich war; übrigens genauso unmöglich sein 
sollte, wie die Vertagung der Beratungen der Per-
sonaltitel im Bundeshaushalt und die Verabschie-
dung eines nicht vollständigen Haushalts, wie wir 
es jetzt vor uns haben. 

(Beifall bei der SPD.) 

Wir haben diese Manipulationen mit den Minder-
ausgaben besonders deshalb kritisiert, weil sie kei-
nen echten, sondern nur einen Ausgleich des Bun-
deshaushalts auf dem Papier darstellten. Dennoch 
bezweifeln wir, daß sich die Absicht der Bundes-
regierung realisieren läßt, wonach das Soll dieses 
Haushalts mit dem tatsächlichen Ist am Ende über-
einstimmen wird. Im Laufe des Jahres werden 
zwangsläufig neue Ausgaben auf den Bundeshaus-
halt zukommen. Ich will nur einige Beispiele nen-
nen; das kann man jetzt schon voraussehen. Die 
Tariferhöhungen für Arbeiter und Angestellte im 
öffentlichen Dienst; die von Ihnen versprochene 
Verbesserung der Kriegsopferversorgung; die auch 
von Ihnen — was in § 7 Abs. 6 des Haushaltsgeset-
zes um Ausdruck kommt — für erforderlich gehal-
tene Verstärkung des Straßenbauplanes. Ich könnte 
noch eine Reihe solcher Beispiele anführen. Hier ist 
also das letzte Wort auch über den Bundeshaushalt 
1966 noch keineswegs gesprochen. 

Ich meine aber, die Verabschiedung eines Haus-
halts, wie er dem Hause heute vorliegt, kann nicht 
vorübergehen, ohne daß man auch an die nächsten 
Jahre und ihre Problematik denkt; davon war ja 
schon die Rede. Nach dem, was wir in den Debatten 
dieser Tage gehört haben, dürfen wir hoffentlich da-
mit rechnen, daß es nicht bei den Bekenntnissen zur 
längerfristigen Vorausplanung und zur Reform des 
Haushaltsrechts bleibt, sondern daß jetzt raschest 
praktische Schritte folgen. 

Einer der wirklich großen Schritte, der wahr-
scheinlich nicht uno actu, aber doch im Entscheiden-
den rasch erfolgen müßte, ist die große Finanz-
reform. Sie ist letztlich Voraussetzung für eine ge-
sunde Finanz- und Konjunkturpolitik, und zwar gilt 
das sowohl für die Gestaltung des Finanzverhältnis-
ses zwischen Bund und Ländern, für die Stärkung 
der Gemeindefinanzen und für die Abgrenzung der 
Gemeinschaftsaufgaben wie auch für eine langfri-
stige Haushaltsplanung auf Grund eines reformier-
ten Haushaltsrechts. Wir haben seit Jahren darauf 
gedrängt, daß diese grundlegende Aufgabe in An-
griff genommen wird. Die Bundesregierung hat sich 
unserem Drängen gegenüber lange Zeit passiv ver-
halten. Schon ehe wir am 7. Dezember 1961 — ich 
bitte, sich das Datum zu merken — einen entspre-
chenden Antrag in diesem Hause einbrachten, ha-
ben wir auf die Einsetzung einer Kommission für 
die Ausarbeitung von Vorschlägen für die Finanz-
reform gedrängt. Es mußten reichlich zwei Jahre seit 
unserem Antrag vergehen, ehe die Kommission am 

20. März 1964 — um mit dem Herrn Bundesfinanz-
minister zu sprechen — „eingesegnet" wurde. Dabei 
ging es um eine Sache, die der Minister jetzt selbst 
— allerdings war ursprünglich nicht er, sondern ein 
anderer Finanzminister — als eine Aufgabe von 
hervorragender Bedeutung bezeichnet. 

Wenn der Bundesfinanzminister in der Debatte 
zur Regierungserklärung im November 1965 auf 
den Vorwurf meines Freundes Erler hin: „Ohne den 
Druck der SPD gäbe es die sehr spät ein-
gesetzte Sachverständigenkommission überhaupt 
nicht" meinte, er wisse wirklich nicht, was hier ver-
säumt worden sei, da doch die Kommission ihr 
Gutachten in etwas weniger als zwei Jahren fertig-
gestellt habe, so muß ihm gesagt werden, daß das 
in der Tat eine großartige Leistung der Kommis-
sion ist, nicht aber eine Leistung der Bundesregie-
rung, 

(Beifall bei der SPD) 

die immerhin zwei Jahre versäumt hat, bis es end-
lich zur Einsetzung dieser Kommission kam. 

Auf alle Fälle aber müßte jetzt gehandelt wer-
den. Wir haben mit einiger Sorge die in der Presse 
mitgeteilten Prognosen über das künftige Schicksal 
der Finanzreform und insbesondere die angeblich 
vom Bundesminister der Finanzen selbst geäußerten 
Zweifel am Zustandekommen der Finanzreform in 
der laufen Legislaturperiode zur Kenntnis genom-
men. Es hat uns einigermaßen beruhigt — einiger-
maßen! —, daß wir jetzt von Herrn Dr. Dahlgrün 
gehört haben, daß die erforderlichen Arbeiten in 
den Arbeitsgruppen der Bundesregierung und der 
Länder so weit vorangetrieben werden sollen, daß 
noch in dieser Legislaturperiode die gesetzgeben-
den Körperschaften mit der Verfassungsänderung 
befaßt werden können. Man hatte bei dem, was der 
Herr Bundesfinanzminister gesagt hat, beinahe das 
Gefühl, daß er und seine Getreuen die Hemds-
ärmel hochstülpen, um endlich an die Arbeit zu 
gehen. Ich hoffe, daß dieser Eindruck nicht nur ein 
vorübergehender gewesen ist. 

Der Herr Bundesfinanzminister hat die Hoffnung 
ausgesprochen, daß sich auch die Opposition die-
sen dringenden Arbeiten nicht verschließen werde. 
Dazu kann ich für meine Fraktion ohne Einschrän-
kung erklären, daß an unserem Willen zur sach-
lichen Mitarbeit nicht im geringsten zu zweifeln 
ist. Denn wir waren ja schließlich eine Triebfeder 
zur Lösung dieses Problems. Die Hoffnung des Bun-
desfinanzministers werden wir nicht enttäuschen. 
Wir erwarten aber auch — das sage ich hier auch 
als eine der Bedingungen für unsere Mitarbeit —, 
daß wir rechtzeitig zur Mitarbeit herangezogen 
werden und nicht post festum. Darüber, wie dies 
geschehen soll, hätten wir allerdings gern recht 
bald von der Bundesregierung Näheres gehört. Ihr 
bisheriges Schweigen mußte den Eindruck erwecken, 
daß sie Hemmungen hat, die Lösung der Aufgabe 
zügig voranzutreiben. 

Wir warten also mit einer Ungeduld auf die Bil-
dung der Arbeitsgruppen von Bund und Ländern. 
Dies sollte eigentlich noch vor den Parlamentsferien 
geschehen, damit wir uns in Ruhe bestimmte Vor-
stellungen über die Arbeitsweise und die Behand- 
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lung der einzelnen Themen machen können. Sollte 
die vom Bundesfinanzminister beantragte Personal-
verstärkung in seinem Ressort eine Voraussetzung 
dafür sein, daß die Finanzreform, in deren Bereich 
die Gemeindefinanzreform nach unserer Meinung 
die allerdringlichste Aufgabe ist, 

(Beifall bei der SPD) 

mit dem notwendigen Tempo in Gang gebracht wer-
den kann, so können Sie mit der vollen Unterstüt-
zung meiner Fraktion rechnen. 

In diesem Zusammenhang noch ein Wort zur 
Gemeindefinanzreform. Die wachsende Verschul-
dung der Gemeinden beweist eindringlich, daß die 
Gemeindeeinnahmen und die Zuwendungen der 
Länder im kommunalen Finanzausgleich offensicht-
lich nicht ausreichen, um damit die den Gemeinden 
gestellten Aufgaben zu erfüllen. Hier ist ein Punkt 
erreicht, wo es einfach ohne einschneidende Ver-
besserungen, und zwar baldige Verbesserungen, 
nicht mehr weitergeht. Man kann nicht abwarten, 
bis die Finanzreform im ganzen endlich unter Dach 
und Fach ist. Der Präsident des Deutschen Städte-
tages, der Oberbürgermeister Alfred Dregger, Fulda 
— kein Sozialdemokrat, wie Sie alle wissen —, hat 
gestern in Frankfurt darauf aufmerksam gemacht, 
daß die Verkehrsbaustellen — — 

(Zurufe von der CSU/CDU: Kein Sozial-
demokrat!) 

— Wie bitte? — Ich habe Sie nicht verstanden, Herr 
Mengelkamp, aber Ihre Bemerkung war sicher sehr 
interessant. — Herr Dregger hat vorgestern in 
Frankfurt darauf aufmerksam gemacht, daß die Ver-
kehrsbaustellen der deutschen Städte in einigen 
Monaten stillgelegt werden müssen, wenn sich nicht 
Bund und Länder zu einer Soforthilfe entschließen. 

Jeder, der sich mit der Lage in unseren Städten 
nicht nur von ferne, sondern auch an Ort und Stelle 
befaßt — und ich gehöre dazu —, weiß, daß das 
keine Übertreibung oder Panikmache ist. Die Folgen 
einer solchen Entwicklung für unser Wirtschafts-
leben sind nicht -schwer vorauszusehen. Deshalb 
möchte ich noch einmal ganz eindringlich auf die 
Vorrangigkeit der Neuordnung der Gemeindefinan-
zen hinweisen. 

Aber auch die beste Finanzreform im Sinne einer 
gerechten — das heißt, einer ihren Aufgaben gerecht 
werdenden — Verteilung des Steueraufkommens 
auf Bund, Länder und Gemeinden setzt voraus, daß 
ein möglichst großer Teil der Finanzmasse beweglich 
ist. Sie wissen, daß das heute nur zu einem ganz 
geringen Teil der Fall ist. Der Bundeshaushalt ist 
dafür ein geradezu klassisches Beispiel. 

Die Ursachen brauche ich hier nicht im einzelnen 
zu erörtern. Aber es ist deshalb nur natürlich, daß 
auf der Suche nach Möglichkeiten, den öffentlichen 
Haushalt zu reduzieren oder wenigstens beweg-
licher zu machen, sich die Aufmerksamkeit seit 
langem den Subventionen zuwendet. Ihr Abbau ist 
seit vielen Jahren im Gespräch. Aber ernsthaft ist 
bisher nichts geschehen. Das ist kein Vorwurf an 
irgendeine Adresse, sondern lediglich die Feststel-
lung eines Tatbestandes. In den Debatten dieser 

Tage konnte festgestellt werden, daß sowohl die 
Sprecher der Regierungsparteien wie nach neuesten 
Äußerungen auch der Bundeskanzler und der Bun-
desfinanzminister mit der Auffassung der sozial-
demokratischen Bundestagsfraktion weitgehend 
übereinstimmen, daß hier etwas geschehen muß. 
Wir haben für die, dritte Beratung eine Entschlie-
ßung zum Thema Abbau der Subventionen vorbe-
reitet, der sich jetzt erfreulicherweise auch die 
Koalitionsparteien angeschlossen haben. 

Wir Sozialdemokraten — das sage ich jetzt im 
Hinblick auf die Bemerkungen, die Herr Kollege 
Althammer heute vormittag zum Thema Subven-
tionen gemacht hat — sind nach eingehender Prü-
fung zu der Auffassung gelangt, daß eine lineare 
Kürzung aller Subventionen, so bestechend und 
so bequem sie zunächst auch erscheinen mag, keine 
gerechte Lösung darstellt. 

(Zustimmung in der Mitte.) 

Wir sind uns auch nicht darüber im unklaren, daß 
der Abbau der Subventionen eine unermüdliche und 
undankbare Durchforstungsarbeit erfordert, bei der 
mancherlei Widerstände zu überwinden sind, und 
zwar in allen Lagern, wenn ein Erfolg erreicht wer-
den soll.  

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Bei unseren Kürzungsanträgen zum Haushalt 1966 
haben wir den Mut aufgebracht und haben auch 
nicht vor Subventionen haltgemacht, auch nicht vor 
solchen, bei denen uns der Vorwurf gemacht wer-
den könnte, wir zielten mit unseren Anträgen ein-
seitig in eine bestimmte Richtung. 

(Zuruf von der CDU/CSU.) 

Unsere Anträge sind abgelehnt worden, aber wir 
alle sehen schon heute die Schwierigkeiten bei der 
Aufstellung des Bundeshaushalts 1967 voraus und 
sollten uns deshalb schon jetzt darauf einrichten, 
daß gerade im Bereich der Subventionen schwere 
Arbeit zu leisten ist. Sie kann nur geleistet werden, 
meine Damen und Herren, wenn alle Fraktionen die-
ses Hauses an einem Strick ziehen, so daß keiner 
einzelnen Partei der Schwarze Peter zugeschoben 
werden kann. Denn das ist ja die Gefahr bei all die-
sen Maßnahmen, daß die eine Seite versucht, die 
andere mit dem Vorwurf zu belasten, daß sie nun 
eine bestimmte Gruppe ganz besonders aufs Korn 
genommen habe und schädigen wolle. Es wird sich 
dabei sicher um unpopuläre Maßnahmen handeln. 
Wir können Ihnen heute schon sagen, daß wir bereit 
sind, bei diesen unpopulären Maßnahmen mitzu-
wirken, auch auf die Gefahr hin, daß wir in Schich-
ten, die uns besonders nahestehen, vielleicht eben-
so Schwierigkeiten haben könnten wie Sie, wenn 
Sie bei den Ihnen Nahestehenden an die Arbeit 
gehen. 
Der Herr Bundeskanzler hat im Zusammenhang 

mit unserem Verlangen nach einer langfristigen Haus-
haltsplanung unter anderem erklärt: „Ich hoffe, wir 
stehen auch dann zusammen, um das zu tun, was die 
langfristige Haushaltsplanung uns abverlangt, um 
die Preise stabil zu halten, die Subventionen abzu-
bauen und den Wettbewerb zu beleben." Ich kann 
dazu nur erklären, daß wir Sozialdemokraten eben- 
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so wie bei der Finanzreform unsere entschiedene 
Mitarbeit zur Verfügung stellen werden. Nur müs-
sen wir die Erwartung aussprechen, daß wir auch 
rechtzeitig zu den einschlägigen Verhandlungen 
herangezogen werden. Das würde manche Ausein-
andersetzung bei künftigen Haushaltsberatungen er-
sparen. 

Wir stehen vor der Verabschiedung des Bundes-
haushalts 1966 und werden sehr bald an die Bera-
tung des Bundeshaushalts 1967 herangehen müssen; 
denn dieses Jahr hat es ja infolge .der völlig in Un-
ordnung geratenen Zeiträume für die Einbringung 
und Beratung der Bundeshaushalte in sich. Wir müs-
sen zweimal die Arbeit tun, gegen Anfang dieses 
Jahres und in der zweiten Hälfte. Das zweitemal 
wird es nicht leichter sein als jetzt. 

Nebenbei bemerkt — meine Damen und Herren, 
ich bitte jetzt auch hinzuhören —: hoffentlich wird 
der Bundesfinanzminister in der Lage sein, den 
nächsten Bundeshaushalt fristgerecht dem Parlament 
vorzulegen, wobei darunter ja leider Fristen zu ver-
stehen sind, die sich dann in der Praxis trotz allem 
als unzulänglich erweisen. Die Erfahrung haben wir 
alle gemacht. Jetzt füge ich aber hinzu: hoffentlich 
haben .die Gerüchte unrecht, die aus dem Schoße der 
Regierung zu uns dringen, wonach sich bei den Vor-
beratungen solche Schwierigkeiten und Verzögerun-
gen ergeben hätten, daß mit einer Vorlage des Haus-
halts 1967 beim Bundesrat vor den Sommerferien 
nicht zu rechnen sei. Träfen diese Gerüchte zu, dann 
würde das eine sehr trübe Perspektive für die 
nächste Zukunft eröffnen. 

Zum vorliegenden Haushalt hat ein Redner der 
größten Regierungspartei erklärt, er sei vollkommen 
ausgeglichen. Ich darf zu dieser Feststellung bemer-
ken, daß es den allseitigen Bemühungen, vor allem 
im Haushaltsausschuß, gelungen ist, den Haushalt 
1966 wenigstens auf dem Papier auszugleichen. Wir 
können aber nicht übersehen, daß neben diesem aus-
geglichenen Haushalt eine Reihe von Verpflichtun-
gen bestehen oder im Laufe des Haushaltsjahres 
akut werden — ich habe schon darauf hingewie-
sen —, die sehr wohl in der Lage sind, uns noch im 
Laufe dieses Haushaltsjahres vor neue Deckungs-
probleme zu stellen. Es besteht also gar kein Grund, 
uns angesichts .des auf dem Papier erreichten Haus-
haltsausgleichs mit unserer Finanzlage zufrieden zu 
erklären. 

Die Haltung der sozialdemokratischen Bundestags-
fraktion zu diesem Bundeshaushalt 1966 ist in der 
zweiten Beratung dadurch deutlich gemacht worden, 
daß wir gegenüber einzelnen Ressorts verschieden-
artige Positionen bezogen haben. Das hängt zum 
Teil mit der Leistung des Ressorts, zum Teil mit 
dem Gewicht der Aufgaben zusammen, die in einem 
Einzelplan erfüllt werden müssen. Leider können 
wir hierzulande nicht wie anderwärts unsere Mei-
nung über einen Minister dadurch ausdrücken, daß 
wir die Streichung seines Gehalts beantragen. Das 
haben wir in früheren Jahren einmal versucht, und 
das ist lächerlich gemacht worden. In einer Reihe 
von Fällen hätte es genügt, um klarzumachen, wie 
wir den Chef eines Ministeriums beurteilen. So 
mußten wir aber mehrmals schlicht nein sagen. 

Zum Haushalt im ganzen, meine Damen und Her-
ren, sagen wir Sozialdemokraten nein, nicht weil 
wir etwa alle seine Positionen in Zweifel ziehen — 
viele davon entsprechen auch unseren Wünschen 
und Vorstellungen, manche nicht —, sondern des-
halb, weil wir damit unsere Stellung gegenüber 
dieser Regierung und ihrer Gesamtpolitik klar zum 
Ausdruck bringen wollen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Vizepräsident Frau Dr. Probst: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Emde. 

Dr. Emde (FDP) : Frau Präsidentin! Meine Damen 
und Herren! Die zweite Lesung des Bundeshaushalts 
1966 hat der Öffentlichkeit und auch allen in diesem 
Hause deutlich gemacht, in welchem Umfang die 
Politik innerhalb und außerhalb Deutschlands in 
Bewegung gekommen ist. Wir haben lange Tage 
voller Diskussionen hinter uns, lange Tage, in 
denen wir um die Probleme gerungen haben. 

In dieses Ringen um die Probleme waren der 
Bericht des Herrn Bundeskanzlers über seinen Be-
such in Großbritannien und die Debatte über die 
heutige außenpolitische Situation unseres Staates 
eingebettet. Von Geld ist in diesen Beratungen rela-
tiv wenig gesprochen worden. Das ist richtig so. 
Denn nach den Monaten der Arbeit im Haushalts-
ausschuß, in denen fast nur von Geld gesprochen 
wurde, war es notwendig, daß die dort gefällten 
Entscheidungen, die in Wirklichkeit ja nur die in 
Geldsymbol gekleidete Form der Politik sind, hier 
im Plenum öffentlich debattiert, überprüft und be-
stätigt werden.  

Diese Überprüfung und Bestätigung der Be-
schlüsse des Haushaltsausschusses haben keine we-
sentlichen Veränderungen der Vorschläge gebracht, 
die dem Plenum aus dem Haushaltsausschuß zuge-
leitet worden sind. Nur an einer einzigen Stelle 
sind unsere Vorschläge verändert worden, und 
zwar in einem Ausmaß von nur 100 000 DM. Wir 
können froh und dankbar sein, daß das Plenum 
unsere Arbeit in dieser Weise honoriert hat und die 
im Haushaltsausschuß gefaßten Beschlüsse so weit-
gehend bestätigt hat. 

(Beifall bei der FDP und Abgeordneten der 
CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, in diesen Beratungen 
sind aber noch eine Reihe von Entschließungen und 
Anträgen mit behandelt worden. Diese Entschlie-
ßungen und Anträge sollten in ihrer politischen Be-
deutung auch für die Zukunft in aller Form richtig 
bewertet werden. Es sind Entschließungen und An-
träge zur Energiepolitik, zur Subventionspolitik, zu 
Wissenschaft und Forschung und sehr vielen ande-
ren Bereichen. Sie sind zum Teil angenommen, zum 
Teil abgelehnt, zum Teil an die Ausschüsse über-
wiesen worden. 

Aber Entschließungen und Anträge dieser Art 
sind mehr als parlamentarische Lippenbekenntnisse. 
Sie sind erste Festlegungen der Fraktionen oder 
der Mehrheit dieses Hauses für künftige parlamen-
tarische Handlungen. Deshalb hat die Koalition mit 
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besonderer Aufmerksamkeit bei allen Anträgen 
und Entschließungen darauf geachtet, daß keine 
neuen finanziellen Verpflichtungen durch Entschlie-
ßungen und Anträge für die Zukunft in irgendeiner 
Weise festgelegt worden sind; denn die Politik der 
Stabilisierung der Staatsausgaben ist noch nicht ab-
geschlossen. Ich stimme hier völlig mit den Vor-
stellungen meiner Vorredner, der Herren Altham-
mer und Schoettle, überein: Wir haben eine Phase 
der Stabilisierung der Bundesausgaben überwunden. 

Insgesamt sind die Probleme noch nicht gelöst. 
Was vor uns liegt, bedeutet noch ein Stück harter 
und schwerer Arbeit, wenn wir mit dem Bundes-
haushalt die politischen und wirtschaftlichen Ziele 
erreichen wollen, die sich diese Regierung gestellt 
hat. 

(Sehr gut! in der Mitte.) 

Das Parlament hat in der jetzigen Phase seiner 
Arbeit seine Aufgabe voll erfüllt. Erstmals ist ein 
Haushalt im Haushaltsausschuß nicht erweitert, son-
dern mit einer ganz entscheidenden Kürzung dem 
Plenum zurückgeleitet worden. Wir haben an 1100 
verschiedenen Haushaltspositionen Veränderungen 
in einem Volumen von 1,5 Milliarden DM vorge-
nommen. Auch in der Vergangenheit haben wir in 
unseren Haushaltsplänen erhebliche Umstellungen 
und Veränderungen erreicht. Aber dies ist tatsäch-
lich der erste Vorgang, bei dem ein Entwurf der Re-
gierung durch die Arbeit des Haushaltsausschusses 
verringert wurde, und diese Verringerung hat hier 
im Plenum nunmehr ihre Bestätigung erfahren. Ich 
glaube, das Parlament hat sich damit von dem Vor-
wurf befreit, der ihm in der Vergangenheit in der 
Öffentlichkeit gemacht worden ist, es sei nämlich 
nichts weiter als eine Geldausgabemaschine, sein 
höchstes Ziel sei es, Wahlgeschenke zu verteilen; 
die Parlamentarier hätten keine andere Absicht, als 
auf ihre Wahlkreise zu schielen. Hier ist eine Fülle 
von unpopulären Entscheidungen getroffen worden. 
Das Parlament hat seinen Ruf wiederhergestellt, 
und ich glaube, daß wir unsere Politik auch in  Zu-
kunft in dieser Form weiter betreiben sollten. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

An dieser Stelle möchte ich einige Worte zu 
den Ausführungen des sehr verehrten Kollegen 
Schoettle zum Kapitalmarkt sagen. Herr Kollege 
Schoettle ist der Meinung, daß wir zwar mit der 
Entscheidung, den Kapitalmarkt hur mit 400 Mil-
lionen DM zu belasten, vernünftig gehandelt hät-
ten, daß aber das, was wir in der Vergangenheit 
einmal „Schattenhaushalt" genannt haben, immer 
noch übermäßig drückend sei. Die Tatsache, daß 
wir diesen Schattenhaushalt nicht albgebaut haben, 
hat er uns heute im Prinzip zum Vorwurf gemacht. 
Durch die Entscheidung im Haushaltsausschuß ist 
das, was neben dem Haushalt an Darlehensaufnah-
men bewegt wird, in keiner Weise erhöht worden. 
Wir sind nicht in der Lage, alle neuralgischen 
Punkte gleichmäßig und zur gleichen Zeit zu besei-
tigen. Wir waren froh, die direkte Belastung des 
Kapitalmarktes um 900 Millionen DM verringern 
zu können. Mehr war in der Situation des Jahres 
1966 beim besten Willen nicht möglich. Die SPD hat 
weder im Haushaltsausschuß noch im Plenum in  

irgendeiner Richtung Vorschläge gemacht, um hier 
etwas von dem durchzusetzen, was Herr Kollege 
Schoettle eben sosehr vermißt hat. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Auch in der Frage der Zinssubventionen bin ich 
anderer Meinung als Herr Kollege Schoettle. Es 
handelt sich hier um eine Zinsverbilligung von 
3 Millionen DM, mit der insgesamt 200 bis 300 Mil-
lionen DM Kredite für landwirtschaftliche Betriebe 
verbilligt werden. Diese Darlehen waren von der 
Landwirtschaft bereits aufgenommen; die Zinssub-
ventionen, die wir im Haushaltsausschuß beschlos-
sen haben, haben keine neue Woge von Kredit-
aufnahmen ausgelöst. 

(Zustimmung rechts). 

Ich glaube, Kollege Schoettle sollte sich doch einmal 
die Situation bei den Landwirten in diesem Punkt 
von seinen eigenen Kollegen erläutern lassen. Die 
Hofkredite sind mit ein ganz entscheidender Teil 
der Rationalisierungsarbeiten im landwirtschaft-
lichen Sektor. Unsere Entscheidung, hier 3 Mil-
lionen DM zuzulegen, hat nichts an der Stabilität 
der deutschen Währung, nichts an der Grundtendenz 
der Politik dieser Koalition geändert. Es war eine 
notwendige Maßnahme, um die wir nicht herum-
kommen konnten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Im Haushaltsgesetz ist die Ermächtigung an den 
Haushaltsausschuß gegeben, die Personaltitel nach-
zuberaten. Über diese Ermächtigung ist im Laufe 
der letzten Wochen und Monate diskutiert worden. 
Ich glaube, dem öffentlichen Dienst kann eines 
gesagt werden: durch diese Nachbewilligungen be-
stehen keine Gefahren für den Zeitpunkt der Stel-
lenhebungen. Die Stellenhebungen werden, insbe-
sondere nach der Verabschiedung des Änderungs-
antrages, der hier von allen drei Fraktionen unter-
schrieben worden ist, am 1. März in Kraft treten 
können. 

(Vorsitz : Präsident D. Dr. Gerstenmaier.) 

Die spätere Beratung hat keine Nachteile für die 
Betroffenen. 

(Abg. Hermsdorf: Darf ich eine Zwischen- 
frage stellen?) 

— Bitte sehr! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Zu einer 
Zwischenfrage Herr Abgeordneter Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD): Unabhängig von Ihren jetzi-
gen Bemerkungen sind wir uns doch alle im Prinzip 
einig — das möchte ich doch festhalten —, daß die 
Praxis der Personalbehandlung im Haushaltsaus-
schuß und nach dem Haushalt eine schlechte Praxis 
ist, die geändert werden muß. 

Dr. Emde (FDP) : Schade, Herr Kollege, daß Sie 
diese Zwischenfrage gestellt haben. Es sieht jetzt so 
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aus, als ob das, was ich sage, nur auf Grund Ihrer 
Zwischenfrage gesagt worden wäre. 

(Abg. Hermsdorf: Dafür halte ich Sie für 
viel zu ehrlich! Ich glaube es Ihnen!) 

Lassen Sie mich einmal meinen Gedanken weiter-
führen. Ich werde vielleicht bei dem einen oder dem 
anderen etwas Unwillen erregen. Ich bin allerdings 
der Meinung, daß die Ausschaltung des Plenums aus 
den Personalberatungen zu bedauern ist. Denn auch 
Personalentscheidungen sind ein Stück Politik, und 
diese Politik sollte in der Öffentlichkeit und nicht in 
der Abgeschlossenheit des Ausschusses diskutiert 
werden. 

(Beifall bei der FDP und bei der SPD. — 
Abg. Leicht: Aber stellen Sie fest, daß wir 
personalmäßig heute alles beschließen, was 
bereits im Haushalt der Regierung drin-

steht!) 
— Einverstanden. 

Wenn der Haushaltsausschuß mit der Beratung 
der Stellenpläne fertig sein wird, beginnt bereits die 
öffentliche Auseinandersetzung über den Haushalt 
des Jahres 1967. Schon heute beraten die Ressorts 
die Voranschläge für 1967, und schon heute arbeitet 
die sogenannte Fünfer-Kommission, das Streichquin-
tett, an den Möglichkeiten des Haushaltsausgleichs. 
Es ist also bei der Etatdebatte der zweiten Lesung 
nicht möglich, über Haushalts- und Finanzpolitik zu 
sprechen, ohne die Vorentscheidung für das Jahr 
1967 mit anzusprechen. 

Auch wir sind der Überzeugung, daß die Finanz-
reform erforderlich ist und noch in dieser Legisla-
turperiode verabschiedet werden sollte. Sie ist er-
forderlich, um das deutsche Finanzwesen zu moder-
nisieren. Sie ist erforderlich, um die Steuervertei-
lung und die Aufgabenverteilung zwischen Bund, 
Ländern und Gemeinden zu modernisieren und den 
Gegebenheiten unserer Zeit anzupassen. Je früher 
wir in der Lage sind, mit den Ergebnissen der 
Finanzreform Politik zu machen, um so leichter wird 
es uns sein, Schwierigkeiten, die sich auch im Be-
reich der Gemeinden oder der Länder ergeben, ab-
zufangen. 

Der Haushalt 1967 wird ohne Zweifel durch die 
ausstehenden Beratungen zwischen Bund und Län-
dern über die Aufteilung der Gemeinschaftssteuern 
belastet sein. Die Bundeshilfe für die Länder, die 
wir mit 214 Millionen DM beschlossen haben, hat im 
Jahre 1966 einen Ausgleich der gefährdeten Länder-
haushalte herbeigeführt. Wir gehen davon aus, daß 
diese Bundeshilfe ein einmaliger Vorgang war und 
daß die Beratungen über die Verteilung der Ge-
meinschaftssteuern so rechtzeitig erfolgen, daß sie 
mit Basis für die Etatberatungen des Jahres 1967 
sind, und daß beide, Bund und Länder, genug Finanz-
masse haben, um ihre jeweiligen Aufgaben erfüllen 
zu können. 

Wir sind weiter der Erwartung, daß neue Be-
lastungen für den Haushalt nur beschlossen werden, 
wenn sich das Plenum völlig darüber im klaren ist, 
daß diese Belastungen in den Ausgleich des Haus-
halts des Jahres 1967 und aller weiteren Haushalte 
eingebaut werden können. Unter Berücksichtigung 

dieses Tatbestands möchte ich nur zwei Aufgaben 
anschneiden, von denen wir überzeugt sind, daß sie 
im Jahre 1967 gelöst werden müssen und zweifels-
ohne erhebliche Lasten für den Bundeshaushalt be-
deuten. 

Es gibt keinen Zweifel daran, daß das Kriegs-
opferrecht erheblich verbessert werden muß. Eine 
erhebliche Verbesserung des Kriegsopferrechts geht 
in die Hunderte von Millionen. Wir müssen uns 
über die Notwendigkeit und über den Umfang die-
ser Maßnahme im klaren sein. 

(Beifall bei der FDP.) 

Wir erwarten, daß im Zuge der Angleichung der 
Besoldung des öffentlichen Dienstes, also der Be-
amten, an die allgemeine Einkommensentwicklung 
die Zusagen, die der Herr Bundeskanzler im Som-
mer 1965 gemacht hat, in der zweiten Phase mit 
einer weiteren Anhebung der Besoldung der Beam-
ten im Jahre 1967 erfüllt werden, damit der Bund in 
die Lage kommt, die Führungsaufgabe in der Besol-
dungspolitik in Bund, Ländern und Gemeinden wie-
der zu übernehmen. Das wird uns eine erhebliche 
Erleichterung im Zuge der Verhandlungen um Stel-
lenpläne und Stellenschlüssel auch in den Ländern 
geben. 

(Sehr gut! bei der FDP.) 

Der Haushaltsausschuß hat in den letzten Mona-
ten Tausende von Einzelbeschlüssen gefaßt, die als 
Einzelbeschlüsse dein Haushaltsausgleich dienten, 
als Summe aber echte Politik bedeuteten. Ich möchte 
nur einige wenige Beispiele anführen: den Beschluß, 
die militärische Ausrüstungshilfe im Haushaltsaus-
schuß nicht nur zur Kenntnis zu nehmen, sondern 
die Maßnahmen zu genehmigen, die Beschränkung 
der dazu verfügbaren Finanzmasse, die Verringe-
rung der Bindungsermächtigung bei der Entwick-
lungshilfe usw. 

An diesen Handlungen des Haushaltsausschusses 
ist hier von manchen Kollegen Kritik geübt worden. 
Kollege Hellige hat in höflichen Worten an dieser 
Methode Kritik geübt. Er hat beklagt, daß z. B. mit 
der Verringerung der Bindungsermächtigung der 
Spielraum der Regierung eingeengt worden sei. 
Nun, meine Damen und Herren, genau das war die 
Absicht der Mehrheit im Haushaltsausschuß. Ich 
halte das auch für richtig. Sinn und Methode der 
parlamentarischen Demokratie besteht im Wechsel-
spiel zwischen Regierung und Parlament, zwischen 
Regierungsmehrheit und Opposition. Globalermäch-
tigungen für die Regierung verringern die Möglich-
keit dieses Wechselspiels und sollten, wenn möglich, 
vermieden werden. 

(Beifall bei der FDP und SPD) 

Ich halte es für notwendig, hier auch einmal deut-
lich zu sagen — und zwar nicht nur vor diesem 
Hause, sondern vor der Öffentlichkeit —, daß nicht 
die Zusagen einzelner Politiker in Gesprächen — 
mag ihr Rang so hoch sein, wie er will — den Staat 
binden, sondern nur die Verträge zwischen den 
Staaten und Beschlüsse dieses Parlaments. 

(Beifall bei der FDP und SPD.) 
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Erfahrungen der Vergangenheit in Gesprächen aller 
Art sollten uns hier deutliche Lehren und Mahnun-
gen sein. 

Schwerpunkte der Arbeit der Umgestaltung des 
Haushalts waren das Problem Wissenschaft und For-
schung, das Problem Verkehr und als dritter Schwer-
punkt unserer Debatten die Frage der Zahlungs-
ausgleichsabkommen zwischen USA, Großbritannien 
und der Bundesrepublik. 

In der Frage Wissenschaft und Forschung hat seit 
vielen Jahren eine eindeutige Willensbildung in 
diesem Hause bestanden, einen Schwerpunkt der 
allgemeinen Politik an dieser Stelle zu bilden. Ich 
glaube, mit der Entscheidung, 80 Millionen mehr, 
als im Regierungsentwurf vorgesehen, in den Haus-
halt einzustellen — mit den Bindungsermächtigun-
gen, die gegeben sind, mit den Aussagen, die für 
1967 und später gemacht worden sind —, ist vor 
der Offentlichkeit deutlich geworden, daß diese 
Regierung Wissenschaft und Forschung als einen 
Schwerpunkt ihrer Arbeit in dieser Legislatur-
periode ansieht. Die FDP ist froh über dieses Er-
gebnis. 

(Beifall bei der FDP.) 

Unbestritten wird der zweite Schwerpunkt, die 
Weiterentwicklung unseres Verkehrswesens sein. 
Hier werden wir die Schwierigkeiten in zwei Berei-
chen haben, einmal bei der Bundesbahn und zum 
anderen im innerstädtischen kommunalen Verkehr. 
Es ist nicht notwendig, hier die Ergebnisse der Ver-
kehrsdebatte aufzuzählen, aber ich möchte nur noch 
einmal kurz feststellen, was die allgemeine Vorstel-
lung meiner Fraktion ist. Im Zuge tarifpolitischer 
Maßnahmen, in der Fortsetzung und Verstärkung 
der Rationalisierungs- und Modernisierungsarbeiten 
bei der Bundesbahn und in der Verstärkung der Ka-
pitalausstattung der Bundesbahn sehen wir Freien 
Demokraten die Möglichkeit, diesem Unternehmen 
den gebührenden Platz im Verkehrsbereich einzu-
räumen und dieses Unternehmen für die Gegenwart 
konkurrenzfähig und leistungsfähig zu machen. 

Die größere Schwierigkeit wird sich für uns in der 
Frage der Lösung der innerstädtischen Verkehrs-
probleme ergeben. Wir Freien Demokraten freuen 
uns, daß die Pläne des Kollegen Müller-Hermann, 
die Mineralölsteuer anzuheben, in der parlamentari-
schen Beratung der zweiten Lesung zumindest keine 
Fortschritte gemacht haben, sondern daß sich eine 
klare Mehrheit des Hauses gegen eine solche Vor-
stellung ausgesprochen hat. 

(Beifall bei der FDP. — Abg. Dr. Müller-
Hermann: Und Ihr Finanzminister?) 

Wir sind überzeugt, daß der Bund den Gemeinden 
helfen muß, mindestens solange, bis die Finanzaus-
stattung der Gemeinden verbessert worden ist. 
Zwischenlösungen sind erforderlich. Es geht um die 
Methode der Zwischenlösungen: ob wir mit der 
Gießkanne durch das Land gehen oder ob wir 
Schwerpunkte bilden und in Sonderabkommen in 
Schwerpunkten des Verkehrs, also München, Frank-
furt, Ruhrgebiet oder was immer es sein mag, die 
notwendigen Mittel zur Verfügung stellen, die es 
ermöglichen, in die zweite Ebene zu gehen, Elektri-

fizierungsmaßnahmen zu treffen und Sonderbahnen 
zu schaffen, wie es in Nordrhein-Westfalen gesche-
hen ist. 

Wir meinen aber, daß die Abgaben, die der Kraft-
verkehr aufbringt, ausreichen, um die notwendigen 
Baumaßnahmen in allen Bereichen unseres Landes 
zu treffen. Es ist nicht notwendig, diesem Teil un-
serer Volkswirtschaft eine weitere Sondersteuer auf-
zuerlegen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Hoffentlich 
halten Sie das durch!) 

— Wir hoffen, ja. Wir haben die Absicht, und wir 
werden uns bemühen, durch Streichungen an an-
derer Stelle — Herr Müller-Hermann, das ist ja nur 
der Weg —, die notwendigen Mittel zur Verfügung 
zu stellen. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Gut, wir wer

-

den Sie beim Wort nehmen!) 

— Meine Wissens macht sich das „Streichquintett" 
schon erste Vorstellungen. Wir werden die Ergeb-
nisse ja in wenigen Wochen erfahren. 

(Abg. Dr. Müller-Hermann: Hoffentlich sind 
Sie nicht enttäuscht!) 

Lassen Sie mich zu den Zahlungsausgleichsabkom-
men mit den Vereinigten Staaten und Großbritan-
nien kommen. Ich habe in der ersten Lesung für 
meine Fraktion gesprochen und den Begriff der 
falsch verstandenen Loyalität gegenüber den Ver-
einigten Staaten vorgetragen. Es hat damals eine 
kleine Kontroverse zwischen Herrn Bundesverteidi-
gungsminister von Hassel und mir über diesen Be-
griff der falsch verstandenen Loyalität gegeben. 
Lassen Sie mich noch einmal erläutern, was damit 
.gemeint ist. Ich halte es für eine falsch verstandene 
Loyalität, wenn wir, um unseren Verbündeten 
Freude zu machen oder um irgendwelchen Wün-
schen unserer Verbündeten entgegenzukommen, in 
Gesprächen Zusagen machen, die wir nachher nicht 
halten können. Dieser Staat lebt ganz besonders in 
seinem Ansehen im Ausland von der Notwendig-
keit, daß er Verträge hält und peinlich erfüllt. Man 
soll eben nur solche Verträge abschließen, die man 
nachher halten kann. 

(Beifall bei der FDP.) 

Es ist leichter und politisch wirksamer, am Anfang 
nein zu sagen, zu erklären, das können wir nicht, 
als im Moment einen guten Eindruck zu machen 
und diesen guten Eindruck dadurch zu stören, daß 
man sich nachher nicht in der Lage sieht, die Ab-
kommen einzuhalten. 

(Beifall bei der FDP.) 

Die Grundüberlegung ist doch: wir können für 
unsere Bundeswehr nur solches Gerät beschaffen, 
das wir für die Zwecke der Verteidigung auch tat-
sächlich benötigen. Andere Ankäufe sind sinnlos, 
nützen nicht unserer Verteidigungskraft und sollten 
nicht vorgenommen werden. 

Kollege Schmidt von der SPD hat gestern die 
Diskussion ein Stück weitergeführt. Ich möchte an 
der Stelle ansetzen. Er hat die Frage gestellt, ob 
wir nicht auch Beschaffungen anderer, also ziviler 
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Güter mit in den Bereich unserer Überlegungen ein-
beziehen sollten. Das ist sicherlich richtig. Nur sind 
die Erfahrungen, die wir mit Großbritannien in die-
ser Beziehung gemacht haben, alles andere als 
erfreulich. Es mehren sich die Klagen der Wirt-
schaft, die über den Druck deutscher Behörden 
sprechen, die alle möglichen Seiten auffordern, eng-
lische Waren zu beziehen, die man im Moment einfach 
nicht gebrauchen kann. Man spricht von einer Ver-
wirrung einzelner Märkte. Ich meine also, daß auch 
die Möglichkeiten, die uns hier gegeben sind, 
relativ begrenzt sind und daß wir von den nackten 
Realitäten ausgehen müssen, wenn wir mit den 
Vereinigten Staaten und Großbritannien zu einer 
vernünftigen und sinnvollen Lösung kommen wol-
len. 

Ich meine, man sollte sich einmal drei Punkte 
vor Augen führen. Als erste Frage sollte man stel-
len: Wieviel Soldaten meinen Großbritannien und 
die USA in Deutschland unterhalten zu müssen, 
um die Sicherheit des Westens, die Sicherheit der 
NATO und die Sicherheit Deutschlands gewähr-
leisten zu können? Ich bin überzeugt, daß die Vor-
stellung der Engländer und Amerikaner unter den 
heutigen Stückzahlen ihrer in Deutschland stehen-
den Truppen liegt. 

Zweitens. Falls es zu Abzügen kommt, werden 
solche Abzüge der USA und Großbritanniens poli-
tisch ausgeglichen durch Abzüge russischer Truppen 
aus Mitteleuropa? 

Dritte Frage: Werden bei Abzügen von beiden 
Seiten auch Fortschritte in der Deutschlandpolitik 
gemacht, und wird damit ein wesentliches Element 
unseres politischen Interesses erreicht? Oder erfol-
gen solche Abzüge eines Tages über unseren Kopf 
hinweg, ohne daß die Ziele der deutschen Politik 
damit erreicht werden? 

Ich glaube, die deutsche Bundesregierung sollte 
in dieser Richtung, in dieser Reihe der Fragestel-
lung die Situation zu untersuchen versuchen, über 
die Ergebnisse berichten und die Diskussion dann 
aus der Öffentlichkeit in den Haushaltsausschuß, 
in den Verteidigungsausschuß und in den Aus-
wärtigen Ausschuß verlagern, damit dort die poli-
tischen Entscheidungen gefällt werden, die notwen-
dig sind, um mit diesem Problem fertig zu werden. 

(Beifall bei der FDP.) 

Meine Damen und Herren, wir werden am ehesten 
in der Lage sein, die Probleme der Stationierungs-
kosten, des Devisenausgleichs, eines etwaigen Ab-
zuges von Truppen und von Verhandlungen über die 
Deutschlandpolitik zu vernünftigen Lösungen zu 
bringen, wenn wir bereit sind, die Realitäten der 
Gegenwart zur Basis unserer Betrachtung der Welt-
lage und damit zur Basis unserer Entscheidungen zu 
machen, und wenn wir uns abgewöhnen, Illusionen, 
Träumen und Wunschbildern nachzujagen. Men-
schen, die sich von Berufs wegen mit Geld abgeben 
— und die Mitglieder des Haushaltsausschusses ma-
chen das im Parlament ja schon fast berufsmäßig — , 

sind oft eher bereit als andere, die Dinge real und 
nüchtern zu sehen. Die zweite Lesung hat eine Be-
stätigung der nüchternen Betrachtungsweise des 

Haushaltsausschusses durch das ganze Parlament ge

-

bracht. Dieser Haushalt ist ein Symbol der Situation 
unserer Volkswirtschaft und unserer politischen 
Lage. Die Regierung ist in der Lage, mit ihm ihre 
Politik fortzusetzen. Wir wünschen ihr Erfolg dabei. 
Die FDP stimmt diesem Haushalt zu. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
.der Herr Abgeordnete Dr. Schiller. 

Dr. Schiller (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die Ausführungen 
von Herrn Kollegen Althammer veranlassen mich, 
der klaren Bilanz, die Herr Kollege Schoettle ge-
geben hat, noch ein paar finanzielle und bilanz-
mäßige Nachbemerkungen anzufügen. Herr Kollege 
Althammer hat im Rückblick auf die Etatberatungen 
in Bausch und Bogen gesagt, die Kritik der Oppo-
sition auf dem Gebiet der Finanz- und Wirtschafts-
politik sei „nebulos". 

Meine Damen und Herren, wenn ich und Sie alle 
mit mir in diesem Augenblick zurückblicken, dann 
kann man doch nur eines feststellen: Wir haben un-
aufhörlich präzise Vorschläge gemacht und, Herr Alt-
hammer, unaufhörlich präzise Fragen an die Regie-
rungsbank gerichtet. Aber wir haben auf präzise 
Fragen weder präzise Antworten noch oft über-
haupt Äußerungen bekommen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Ich kann Ihnen das an drei Beispielen ganz klar be-
weisen. 

Wir haben gefragt: Wie ist es mit der Preispolitik 
der Bundesregierung? Wir haben bedauernde Erklä-
rungen bekommen, wie es zu den 4,3 % der  Preis-
steigerungsrate jetzt gekommen ist. Aber wir haben 
nicht eine einzige konkrete Antwort darüber erhal-
ten, wie wir von dem Inflationssockel, auf dem wir 
sitzen, herunterkommen. Das ist die Realität. Wir 
haben nur den Ratschlag bekommen: mehr Besin-
nung! 

Das zweite: Wir haben nach der mittelfristigen 
Finanzplanung gefragt. Der Bundeskanzler hat am 
3. März — ich habe das schon einmal hier betont — 
darüber uns allen und sich selbst einen Besserungs-
schein ausgestellt. Der Bundesfinanzminister hat dann 
wieder Wasser in den Wein gegossen, und das, was 
der Herr Althammer uns heute zu dem Thema mittel-
fristige Finanzpolitik gesagt hat, war noch wässri-
ger. Ich kann Ihnen nur empfehlen, meine Herren 
von der CDU/CSU, sich zu entscheiden: Wollen Sie 
den Plan des Bundeskanzlers vom 3. März für eine 
mittelfristige Haushaltsplanung unterstützen oder 
nicht? Wenn Sie auf diesem Gebiet technische, fach-
liche Schwierigkeiten haben — die heute in den Wor-
ten von Herrn Althammer deutlich zum Ausdruck 
kamen —, dann empfehle ich Ihnen: Benutzen Sie 
doch unsere finanzwirtschaftlichen und gesamtwirt-
schaftlichen Projektionen aus dem Jahre 1965, die 
wir mit den unvollkommenen Mitteln einer politi-
schen Partei und unter der Regie von Dr. Alex Möl-
ler unternommen haben. Ich kann Ihnen, Herr Alt-
hammer, und der ganzen CDU/CSU nur sagen — 
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das müssen Sie einmal zur Kenntnis nehmen —: Auf 
dem Gebiete der modernen Finanzpolitik, der Ge-
samtrechnung, der mittelfristigen Haushaltsplanung 
müssen Sie Ihr Godesberger Programm noch schrei-
ben. Das ist die Situation. 

(Beifall bei der SPD. — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU.) 

— Doch, doch! Wenn wir Ihnen das schreiben sol-
len, gebe ich Ihnen die Sache von Möller vom vori-
gen Jahr. 

Drittens. Wir haben nach dem konjunkturpoliti-
schen Instrumentarium gefragt. Ich stelle nur fest, 
daß der Bundeswirtschaftsminister und auch der 
Bundeskanzler auf die Frage nach dem Inhalt der 
Pläne keine Antwort gegeben haben. Darüber be-
steht kein Zweifel; das können Sie in diesen Tagen 
auch allenthalben in der deutschen Presse nachlesen. 
Es wurde überall festgestellt, daß auf die Frage 
nach den Plänen für den Ausbau des Instrumenta-
riums, die uns seit Mitte Februar angekündigt wur-
den, hier keine inhaltliche Antwort gegeben worden 
ist. Kein Zweifel! 

(Abg. Dr. Conring: Die Gesetzesvorlagen 
sind in Aussicht gestellt! Das können Sie 

doch nicht bestreiten!) 
— Was nur gegeben wurde — das will ich Ihnen 
sagen —, war: Belehrung, pädagogischer Zeigefin-
ger, bitte keine Ankündigungseffekte. Oder, wie 
man auch sagen kann: Ruhe, Schweigen ist die erste 
Pflicht des Wirtschaftsbürgers. Das wurde uns auf 
diese unsere Frage erwidert. 

(Abg. Dr. Conring: Das ist einfach eine Un-
terstellung!) 

— Können Sie mir ein Beispiel nennen, an dem Sie 
darlegen können, daß hier zu dem Thema „Instru-
mentarium" eine konkrete Auskunft gegeben wor-
den ist? Ich glaube nicht. 

(Abg. Dr. Conring: Die Gesetzentwürfe 
sind in Aussicht gestellt! — Abg. Dr. Alt-
hammer: Das hat doch der Wirtschaftsmini-
ster bei der Debatte über das Sachverstän-

digengutachten ausgeführt!) 

— Bei der Debatte über das Sachverständigengut-
achten, so erkläre ich, hat er das sogar durch Still-
schweigen akzeptiert; als ich es vorige Woche in 
dieser Debatte wiederholt habe, Herr Althammer, 
hat der Bundeswirtschaftsminister lediglich Über-
schriften, einen Sachindex geliefert. Erklärtermaßen 
hat er bei der Debatte über das Sachverständigen-
gutachten und in der Etatdebatte zu keinem der dort 
angeführten Instrumente irgendeine inhaltliche Be-
merkung gemacht. 

Im übrigen hat man uns vorgeworfen, wir hätten 
zuviel von der Zukunft geredet. Meine Damen und 
Herren, was ist denn nun die Aufgabe der Opposi-
tion bei einer Regierung, die nur an den Tellerrand 
blickt? Was sollen wir denn da tun? Da müssen wir 
doch den Blick — auch Ihren Blick — auf etwas 
längerfristige Horizonte richten. Das ist die Sache 
mit dem Vorwurf, ich redete zu viel von der Zu-
kunft. 

(Beifall bei der SPD.) 

Sie sagen, wir seien nicht konkret genug gewe-
sen, Herr Althammer. Schleichende Inflation — die 
haben wir ja wohl mit 4,3 %, stärker als zur Zeit 
der Korea-Hausse; alles von uns mit Programmen, 
Vorschlägen usw. bedacht. Öffentliche Finanzen in 
Unordnung — steht auch fest. Dürre des Kapital-
marktes — steht auch fest. Ich frage nur: Ist das nicht 
konkret? Sie sagen natürlich: das ist Schwarzmale-
rei. Aber darauf kann ich nur antworten: Wenn 
diese Ihre Interpretation stimmt, dann ist die ganze 
deutsche Wirtschaftspresse zur Zeit eine Großver-
anstaltung für Schwarzmalerei. 

(Beifall bei der SPD.) 
Ich will in dieser Bilanz-Nachbemerkung noch fol-

gendes zusammenfassen. 
Wir haben Ihnen hier vier konkrete Offerten für 

die Arbeit ab morgen gemacht. 

Die erste Offerte war die Gesamtrechnung. Das ist 
vorhin schon in der Debatte mit Herrn Althammer 
zum Ausdruck gekommen. Eine Gesamtrechnung an 
Haupt und Gliedern — da machen wir mit; dann 
machen wir auch bei unpopulären Maßnahmen mit. 
— Das ist die erste Offerte. 

Die zweite war: Wir sind ab sofort bereit, in die 
Debatte, in ein Sachgespräch, auch in ein ganz in-
ternes Sachgespräch, über den Ausbau des konjunk-
turpolitischen Instrumentariums einzutreten. 

Beide Offerten sind hier erklärt worden, und ich 
darf nur das eine feststellen: Auf beide Offerten ist 
von der Regierungsbank nicht mit einem Wort ein-
gegangen worden. Die -deutsche Presse hat die Offer-
ten registriert, nicht die Regierungsbank. 

Die dritte Offerte bezieht sich auf folgendes. Sie 
haben uns vorgeworfen, wir redeten immer nur vom 
Bund und nicht von ,den übrigen Gebietskörper-
schaften. Erstens sind wir ja hier im Deutschen Bun-
destag und nicht im hessischen oder bayerischen 
Landtag, und unser Adressat ist die Bundesregierung. 
Zweitens muß ich Ihnen zu diesem Punkt aber auch 
noch sagen: Wir haben von dieser Stelle aus mehr-
fach den Vorschlag gemacht, wie man ein — was 
jetzt nicht vorhanden ist - gemeinsames konjunk-
tur- und finanzpolitisches Verhalten von Bund, Län-
dern und Gemeinden herbeiführen kann, nämlich 
mit der Schaffung eines Konjunkturrates. 

(Abg. Dr. Althammer: Rundtischgespräche!) 
— Ich weiß, aber der runde Tisch betrifft doch nur 
einen Ausschnitt des  Kapitalmarkts, das wissen Sie 
doch ganz genau. Warum reden Sie dann so sehr 
davon, daß die anderen Gebietskörperschaften sün-
digten, wenn ein umfassendes Instrument vorhanden 
wäre? Herr Eberhard aus Bayern propagiert jetzt 
dauernd einen solchen Konjunkturrat. Lesen Sie 
doch einmal, Herr Althammer, was Herr Eberhard, 
Finanzminister a. D. — ich hätte beinahe gesagt: 
vom königlichen Bayern —, dazu gesagt hat. Und 
er hat völlig recht. Ein Konjunkturrat als Klammer 
zwischen der Bundesregierung, den Länderregierun-
gen, den Vertretern der Gemeinden und der Bundes-
bank für ein gemeinsames konjunktur- und finanz-
politisches Verhalten ist zur Zeit nicht existent. 
Gründen Sie einen solchen Rat, meine Damen und 
Herren und meine Herren von der Regierung 
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— das können Sie ohne Verfassungsänderung tun, das 
können Sie durch eine Absprache, ein Abkommen 
machen —, und leiten Sie damit eine „konzertierte 
Aktion wenigstens der öffentlichen Hände" ein! Das 
ist unser Vorschlag, und wir offerieren Ihnen, daß 
wir, wenn Sie wirklich eine solche „konzertierte 
Aktion der öffentlichen Hände" einleiten, als poli-
tische Partei die Länder 'und Gemeinden, in denen 
wir als politische Partei mitreden können, ermun-
tern werden, an einer solchen konzertierten Aktion 
der öffentlichen Hände mitzuwirken. Das ist unsere 
dritte Offerte. 
.Die vierte Offerte ist gestern abend hier in unse-

rem Energieprogramm durch meinen Freund Klaus 
Dieter Arndt gemacht worden, indem er klar sagte: 
Wir machen natürlich .die interfraktionelle Erklä-
rung mit, die dem Herrn Bundeswirtschaftsminister 
ein kleines Instrument für seine Verhandlungen in 
Luxemburg in die Hand geben soll. Das ist selbst-
verständlich. Aber wir sind der Meinung, man sollte 
daneben doch noch etwas härtere Waffen legen, 
damit der Herr Bundeswirtschaftsminister, wenn 
das nicht klappt oder wenn er in Luxemburg in 
Schwierigkeiten kommt, einen Stock hinter der Tür 
hat, also schärfere Waffen in .der Hand hat. Und 
diese härteren Instrumente sind das Programm, 
das Klaus Dieter Arndt gestern abend dargelegt 
und mein Freund Erwin Schoettle heute morgen 
wiederholt hat, — unser energiepolitisches Pro-
gramm zum Haushalt 1966. Es ist ja noch nicht dar-
über abgestimmt worden. Wir haben gestern abend 
von Herrn Gewandt ein Nein gehört; aber vielleicht 
besinnen Sie sich darauf, daß das wirklich ein Ange-
bot ist, dem Bundeswirtschaftsminister auch diese 
zweite Waffe oder, wenn Sie wollen, die Rückzugs-
stellung, von .der aus dann der Kohle und dem 
Stahl wirklich geholfen werden kann, zu verschaf-
fen. 
Und ein Letztes! Herr Althammer hat hier das 

Hohe Lied der freien Marktwirtschaft gesungen. 
Erstens, Herr Althammer: Die Marktwirtschaft als 
Bestandteil unserer Wirtschaftsordnung ist nicht 
erst mit dem Godesberger Programm in unsere 
Programmatik hineingekommen. 

(Abg. Dr. Althammer: Wohl schon seit 1945?) 
— Nein, Sie können es nachlesen, Sie können unter 
die Schriftgelehrten und Pharisäer gehen und es 
feststellen: 1952 ist im Dortmunder Aktionspro-
gramm der Leistungswettbewerb, der Wettbewerb 
der Unternehmungen, als Bestandteil unserer Ge-
sellschaftsordnung und unserer Politik erklärt wor-
den. 

(Beifall bei der SPD. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Das hat aber lange gedauert! 

— Weitere Zurufe.) 
— 1952! Ich könnte zitieren — na  gut,  ich will es 
tun —; ich könnte als Eideshelfer den damaligen 
Bundeswirtschaftsminister Erhard nennen, der mir 
persönlich nach Dortmund 1952 gesagt hat: Wir 
kommen uns in diesem Punkte näher. 

(Zurufe von der Mitte: Ihnen! — Sie sind 
doch nicht die SPD! — Aber wie war es 
bei Nölting? — Weitere Zurufe von der 

Mitte.) 

— So hat Erhard es gesagt; was wollen Sie denn 
gegen ein Zitat von ihm? Das nur als kleine Bemer-
kung, damit endlich einmal bei Ihnen das Klischee 
wegkommt, das 'bei jedem neuen Parteitag 'gebracht 
wird — vielleicht in Dortmund jetzt 1966 wieder — , 

daß die SPD endlich von der Zwangswirtschaft zur 
Marktwirtschaft übergehe. So stellen Sie  es doch 
immer dar. 

(Abg. Lemmrich: Das war doch ein langer 
Weg! — Abg. Rasner: Das erzählen Sie mal 

in Dortmund, Herr Kollege Schiller!) 
— Das in Dortmund erzählen — Sie haben mir 
direkt eine Anregung gegeben. Das ist doch aus-
gezeichnet: von Dortmund nach Dortmund! Herr 
Rasner, das ist wirklich eine schöne Sache. Das kann 
ich gleich nächste Woche verwerten. 

Nun zur Realität, Herr Althammer, der freien 
Marktwirtschaft heute. Blicken wir um uns: allent-
halben Pläne für dirigistische Maßnahmen, allent-
halben Ansätze, die gegen die Gesetze der Markt-
wirtschaft gerichtet sind. Die einzelnen dirigistischen 
Pläne mögen für sich — das ist das Schwierige — 
durchaus plausibel erscheinen. Aber in summa sind 
wir doch auf dem besten Wege, diese freie Markt-
wirtschaft zu denaturieren, und die Regierung macht 
mit, Herr Althammer; ich will Ihnen das beweisen. 
Da kommt ein Genehmigungszwang für Investitio-
nen in der Elektrizitätswirtschaft auf uns zu; ob 
nötig oder nicht, will ich jetzt gar nicht untersuchen. 
Aber das ist Dirigismus. Da wird die Kreditpla-
fondierung, also das Kreditkontingent, an höchster 
Stelle geplant: das ist Dirigismus. In den letzten 
Tagen lesen wir in den Zeitungen, daß ohne Kritik, 
ohne irgendeine Hemmung von seiten der Regie-
rung ein deutsches Stahlkartell mit vier Verkaufs-
kontoren, ein deutsches Syndikat, geplant wird und 
schon auf dem besten Wege ist. In Luxemburg 
laufen schon die Verhandlungen. Die Hohe Behörde 
in Luxemburg und die nicht minder hohe Behörde 
in Duisdorf scheinen dieser Sache nicht sehr ab-
lehnend gegenüberzustehen. Ich will dazu gar nicht 
weiter reden; ich frage nur zweierlei, Herr Altham-
mer: Was hat das, was da kommt, noch mit der 
Politik der Preisstabilität zu tun, wenn wir jetzt 
in eine neue Wirtschaftsentwicklung der allgemei-
nen Kartellierung eintreten, wenn all die Normen 
des Wettbewerbs und der freien Marktwirtschaft 
nicht mehr gelten und, ich möchte zweitens noch 
weitergehen: wohin gelangen wir, 

(Zuruf von der Mitte: Sind Sie dagegen?) 

wenn wir so ohne Gewissensbisse, ohne Kritik, 
ohne Hemmung das alles einfach entgegenneh-
men? Ich kann nur Sie alle — uns und die ganze 
Offentlichkeit — bitten, sich im Hinblick auf diese 
Dinge Ihr kritisches Bewußtsein zu schärfen. 

Ich sage Ihnen in diesem Zusammenhang noch 
einmal: wer aus dogmatischer Enge die Kombi-
nation von Rahmenplanung und Marktwirtschaft 
ablehnt, landet im Einzeldirigismus; das ist genau 
die Gefahr, in der wir uns befinden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Unter den Bedingungen einer hochexpansiven 
Wirtschaft — auch bei abflachender Konjunktur, 
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wie der Wirtschaftsminister die Konjunkturlage 
selber bezeichnet hat — können Sie die Markt-
wirtschaft nur lebendig halten, wenn Sie gleich-
zeitig global steuern, d. h. im großen und ganzen 
Rahmenplanung treiben. Nur in der Kombination 
ist die Marktwirtschaft zu retten. Sie — viele von 
Ihnen, ich hoffe nicht alle — wollen diese Kombi-
nation ablehnen. Wenn Sie das ablehnen und die 
Regierung zögert, landen Sie im Gestrüpp der Ein-
zelmaßnahmen. Dann kommt der Dirigismus, und 
dann geht diese freie Wirtschaftsordnung den Bach 
runter. Ich finde, meine Damen und Herren, wir 
wollen unser Leitbild überall hin, aber auch nach 
dem Osten hin attraktiv halten. Das Leitbild Markt-
wirtschaft, Wohlfahrtspolitik, Rahmenplanung ist 
ein attraktives Leitbild. Aber das Leitbild — ich 
gebrauche das Wort einmal — des Dirigismus durch 
Monopolkapitalismus, das jetzt entsteht, meine Da-
men und Herren von der CDU/CSU, ist nun weiß 
Gott nicht attraktiv. 

(Beifall bei der SPD.) 

Was wollen Sie denn? Sie sagen, Sie wollen Sta-
bilität. Stabilität ist nicht dadurch zu bekommen, 
daß man die Produktion mit Restriktionen überzieht, 
daß man die Märkte monopolisiert. Sanierung der 
Märkte durch Monopolisierung, durch Kartelle und 
Syndikate und allerlei dirigistische Maßnahmen, ist 
nur Scheinstabilität und keine wirkliche Stabilität. 

(Abg. Lemmrich: Sagen Sie das einmal 
Ihren Freunden, Herr Professor!) 

Sie müssen mehr zu uns kommen, dann werden 
Sie feststellen, daß wir das seit langem bei uns 
sagen. Kommen Sie mal hin! 

(Beifall bei der SPD. — Abg. Lemmrich: 
Sagen Sie das auch da drüben!) 

— Hier sitzen doch meine Freunde, und wir spre-
chen alle diese Zunge. Sind Sie denn für einen Mo-
nopolkapitalismus? 

(Zurufe und Lachen bei der CDU/CSU.) 

— Na also! Dann sollten Sie sich aber besinnen — 
ich appelliere da ja nur, wenn hier so mit leichter 
Hand von freier Marktwirtschaft gesprochen wird —, 
Sie sollten sich besinnen darauf, wie die Realitäten 
sind, was draußen wirklich entsteht. Hoffentlich 
kommen wir nicht nochmal so weit — ich bin gern 
bereit, das dann zu beginnen —, daß wir in diesem 
Hause eine kleine Delegation bilden, eine Reise 
nach Freiburg machen und einen Kranz am Grabe 
Walter Euckens ablegen. Hoffentlich kommen wir 
nicht so weit. 

(Zurufe von der Mitte.) 

— Sie, Herr Kollege, sind natürlich nicht dabei, Sie 
sind ja für andere Sachen. 

Die Schönheit dieses Haushaltes wurde von Herrn 
Althammer sehr gepriesen. Erstens hat Herr 
Schoettle schon darauf hingewiesen, daß diese 
Schönheit auch mit Kosmetik verbunden ist, Kosme-
tik, die genau 1,7 Milliarden DM beträgt. Genau 1,7 
Milliarden sind als kosmetische Mittel verwendet 
worden, um die Schönheit des Haushalts 1966 noch 
schöner zu machen. Aber das zweite, das ich sagen  

möchte: diese Schönheit blüht noch ein halbes Jahr 
— das wissen wir alle —, und dann kommt die we-
niger schöne Realität des Haushalts 1967 und hof-
fentlich die Gesamtrechnung bis 1969/70. Da wissen 
wir immer noch nicht, was nun eigentlich die Regie-
rung will. Auf jeden Fall ist diese Schönheit heute 
doch nur dadurch im Augenblick hergestellt, daß 
man mehrere Milliarden — die Zahlen schwanken 
je nach der Absicht, mit der man das Bemühen des 
„Streichquintetts" darstellen will, zwischen 5 und 7 
Milliarden — ins nächste Jahr gelegt hat. Dazu ha-
ben wir schon einiges gesagt. 

Aber was uns weiter bei diesem Haushalt bewegt: 
Welches Leitbild verfolgt nun die Regierung in der 
Finanz- und Wirtschaftspolitik? Die Regierung ist 
stumm geblieben. Die Regierung hat nicht auf un-
sere konkreten Fragen geantwortet. Die Regierung 
hat uns nicht gesagt, ob sie etwa nun weiterhin eine 
Expansion bei Stabilität verfolgt. Wir haben sogar 
den Eindruck, daß die Wirtschafts- und Finanzpoli-
tik im Moment sehr defensiv gewotden ist, nur so 
von Fall zu Fall ein paar Mittelchen zusammensucht. 
Das ist das, was uns mit Sorge erfüllt. 

Wir meinen, dieser Etat ist ein Budget des Über-
gangs, ein Budget des Scheidewegs, ein Budget, bei 
dem der kommende Kurs noch unklar ist. Ich kann 
im Moment nur in aller Klarheit und mit aller Prä-
zision sagen: heute und in diesem Jahr überhaupt 
werden Weichen gestellt für die Entwicklung unse-
res Sozialprodukts und für die Entwicklung unserer 
Wirtschaftsverfassung. Wir haben eine Schlußfolge-
rung zu ziehen. Wir sind der Meinung, daß die der-
zeitige amtliche Finanz- und Wirtschaftspolitik nicht 
geeignet ist, in jenen auf uns zukommenden Tagen 
die Probleme unserer Gesellschaft zu meistern. 

Ein solches Wort empfinden Sie als unziemlich. 
Sie empfinden es als unziemlich, daß man sagt, 
diese Finanz- und Wirtschaftspolitik des Übergangs 
erscheint uns ungeeignet. Ein solches Wort muß 
aber gesagt werden, meine Damen und Herren; es 
ist einfach ein Wort der schlichten Pflichterfüllung 
gegenüber der Sache. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundeskanzler. 

Dr. Erhard, Bundeskanzler: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich möchte am Schluß 
des Haushaltsgesprächs keine polemische Debatte 
führen. So lasse ich die Frage offen, wann bei der 
Opposition die Stunde der Erleuchtung und der 
Bekehrung zur Marktwirtschaft geschlagen hatte 
oder ob es nicht ein langer, dornenvoller Weg von 
der Planwirtschaft zur Marktwirtschaft gewesen ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU. — Zuruf von der 
CDU/CSU: Noch ist! — Abg. Hermsdorf: 
Keine Polemik, Herr Bundeskanzler!) 

Ich habe auch kein Verständnis für jene pharisäer-
hafte Haltung, die hier allenthalben Ausdruck ge-
funden hat. Ich halte die Situation für. zu ernst, als 
daß man sich in bloßen Redensarten erschöpfen 
sollte. 
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Es kommt mir vielmehr darauf an, am Ende der 

Debatte eine grundsätzliche Erklärung zur Kon-
junktur - und Haushaltslage abzugeben, damit das 
Parlament und die breite Öffentlichkeit wissen, daß 
die Politik der Bundesregierung der Konjunktur-
und Preisentwicklung höchste Bedeutung beimißt. 
Dazu darf ich feststellen: 

Erstens. Entgegen allen pessimistischen Progno-
sen ist es der Bundesregierung, unterstützt von den 
Regierungsparteien, gelungen, für das Rechnungs-
jahr 1966 einen Bundeshaushalt vorzulegen und 
verabschiedungsreif zu machen, der ausgeglichen 
ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Dies war nur dadurch möglich, daß die Bundes-
regierung mit Unterstützung der Mehrheit des 
Hohen Hauses in der kurzen Spanne zwischen der 
Konstitutierung und dem Jahresende 1965 ein 
Haushaltssicherungsgesetz durchgesetzt hat, das 
vor einschneidenden Maßnahmen, insbesondere vor 
der Zurückstellung eigener Pläne und Programme, 
nicht zurückgeschreckt ist. 

Zweitens. Die Bundesregierung ist entschlossen, 
auch für den Bundeshaushalt 1967 sowie für die 
sich anschließenden Jahre dieser Legislaturperiode 
die Politik einer soliden Haushaltsgebarung fort-
zusetzen. Sie wird dabei auch vor weiteren schmerz-
haften Eingriffen zur Gesundung der Finanzlage und 
zur Wiederherstellung der Preisstabilität nicht zu-
rückschrecken. 

Drittens. Ein entscheidender Schritt wird dabei 
der Erlaß eines Gesetzes zur Sicherung der  will-
schaftlichen Stabilität sein, das zur Zeit von dem 
Bundesminister der Finanzen und dem Bundes-
minister für Wirtschaft gemeinsam vorbereitet 
wird und dessen Entwurf in den nächsten Wochen, 
d. h. nach Pfingsten, dem Kabinett zur Entscheidung 
vorliegen wird. 

Viertens. Kernstück dieses Entwurfs wird die Ver-
pflichtung von Bund, Ländern und Gemeinden sein, 
sich bei der Aufstellung und Durchführung ihrer 
Haushalte konjunkturgerecht zu verhalten. Weiter-
hin werden darin die Verpflichtung zu einer mittel-
fristigen Finanzplanung und die gesetzlichen Hand-
haben zur Beeinflussung der Kreditentwicklung im 
allgemeinen und des öffentlichen Kredits auf allen 
Stufen unseres Gemeinwesens enthalten sein. 

(Sehr gut! bei der CDU/CSU.) 

Fünftens. Zur Verwirklichung dieses Ziels wird 
die Bundesregierung im erforderlichen Umfange den 
gesetzgebenden Körperschaften Vorschläge für eine 
Grundgesetzänderung vorlegen. Da in der Zielset-
zung, den Geldwert und ein gesundes Wachstum zu 
erhalten, in diesem Hohen Hause Einvernehmen be-
steht, darf ich die Überzeugung aussprechen, daß 
auch die Opposition ebenso wie die Länder einer 
solchen Vorlage ihre Unterstützung nicht versagen 
werden. 
Sechstens. Mit diesem Gesetzgebungswerk wird 

bereits ein wesentlicher Teil der Finanzreform ver-
wirklicht werden, die ich im Jahre 1963 auf Vor-
schlag der Bundesminister Dahlgrün und Schmücker 
durch eine Einigung mit den Herren Ministerpräsi

-

denten über die Beauftragung einer Gutachterkom-
mission eingeleitet habe. Unabhängig davon werden 
die weiteren Vorschläge des Gutachtens der Finanz-
reformkommission durch einen gemeinsamen Aus-
schuß von Bund und Ländern geprüft und weiter 
verfolgt werden. 

Siebtens. Dieser Schritt wird sich — und zwar 
noch vor der Sommerpause — in dem Entwurf eines 
Ersten Gesetzes über die Haushaltswirtschaft des 
Bundes niederschlagen, das das gegenwärtige ver-
altete Haushaltsrecht den Erfordernissen eines mo-
dernen Staates anpassen und die finanziellen Vor-
gänge durch Einschaltung moderner Großrechner in 
ihren volkswirtschaftlichen und konjunkturellen 
Auswirkungen sichtbar machen wird. Dazu gehört 
auch eine mehrjährige Haushaltsdarstellung, da nur 
auf diese Weise die in diesem Hohen Hause immer 
wieder vorgetragene Forderung zu erfüllen ist, den 
Haushalt rechtzeitig vor Beginn des neuen Rech-
nungsjahres seitens der gesetzgebenden Körper-
schaften verabschieden zu können. Auch hierzu wird 
eine Grundgesetzänderung unvermeidlich sein. 

Achtens. Unabhängig von diesen Gesetzesvor-
schlägen wird der Bundeshaushalt 1967 bereits den 
vorliegenden Grundsätzen Rechnung tragen, soweit 
das im Rahmen des Grundgesetzes möglich ist. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, weitere Wortmeldungen liegen nicht 
vor. Die allgemeine Aussprache ist geschlossen. 

Es liegen eine Reihe von Änderungsanträgen 
zu einer Anzahl von Einzelplänen vor. Diese Ände-
rungsanträge sind gestern alle begründet und dis-
kutiert worden. Wir kommen zunächst zur Abstim-
mung über diese Änderungsanträge. Anschließend 
rufe ich die Entschließungsanträge auf. 

Ich rufe also zunächst den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 74 *) zum Einzelplan 
09 — Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirt-
schaft — auf. Wer diesem Änderungsantrag zuzu-
stimmen wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Ich rufe dann den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Umdruck 68 **) zum Einzelplan 31 —
Geschäftsbereich des Bundesministers für wissen-
schaftliche Forschung — auf. Wer diesem Ände-
rungsantrag zuzustimmen wünscht, gebe bitte ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Das letztere ist die 
Mehrheit. Der Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Ich rufe dann den Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD auf Umdruck 73***) Ziffer 1 zum Einzelplan 
04 — Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und des 
Bundeskanzleramtes — auf. Wer zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — . Gegen-
probe! — Das ist die Mehrheit. Dieser Änderungs-
antrag ist abgelehnt. 

* Siehe 44. Sitzung, Anlage 11 
** Siehe 44. Sitzung, Anlage 13 
*** Siehe 44. Sitzung, Anlage 10 
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Ich lasse abstimmen über den Änderungsantrag 

Umdruck 73 Ziffer 2 zu Einzelplan 05 — Geschäfts-
bereich des Auswärtigen Amts —. Wer zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehrheit; der 
Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Nun stimmen wir über den Änderungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 73 Ziffer 3 zum Ein-
zelplan 06 — Geschäftsbereich des Bundesministers 
des Innern — ab. Wer diesem Änderungsantrag zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Auch die-
ser Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Jetzt stimmen wir über den letzten Änderungs-
antrag der Fraktion der SPD auf Umdruck 73, über 
den Antrag Ziffer 4 — Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten —, ab. Wer ihm zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Gegenprobe! — Auch 
dieser Änderungsantrag ist abgelehnt. 

Wir kommen zum Änderungsantrag der Fraktion 
der SPD Umdruck 75 *) zur dritten Beratung des Ent-
wurfs des Haushaltsgesetzes. Er betrifft den Ge-
schäftsbereich des Bundesministers für Arbeit und 
Sozialordnung. Wer diesem Änderungsantrag zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Auch dieser Änderungsan-
trag ist abgelehnt. 

Jetzt kommen wir zu dem Änderungsantrag Um-
druck 79 **) der Fraktion der CDU/CSU, FDP zu 
Einzelplan 32 — Bundesschuld —. Wer diesem 

1 Änderungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Der Änderungsantrag Umdruck 79 ist 
einstimmig angenommen. 

Damit, meine Damen und Herren, sind die Ände-
rungsanträge erledigt. 

Ich lasse jetzt über Einzelplan 32 in der durch die 
Annahme des Antrags Umdruck 79 geänderten Fas-
sung abstimmen. Wer Einzelplan 32 zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — In dritter Lesung ist 
auch dieser Einzelplan angenommen. 

Nun, meine Damen und Herren, kommen wir zu 
den Entschließungen. Wir stimmen bei Entschlie-
ßungsanträgen nach § 89 der Geschäftsordnung in 
der Regel nach der Schlußabstimmung ab. Beim 
Haushalt wird über Entschließungsanträge aber nach 
der besonderen Vorschrift des § 95 der Geschäfts-
ordnung in der dritten Beratung abgestimmt. Ich 
werde jetzt also sämtliche Entschließungsanträge 
aufrufen, über einen um den anderen abstimmen 
lassen, und ganz am Schluß werden wir dann über 
das Haushaltsgesetz abstimmen. 

Wir kommen zunächst zum Entschließungsantrag 
Umdruck 59 ***) (neu) der Fraktion der SPD zum Ge-
schäftsbereich des Bundesministers des Innern. In 
der alten Fassung Umdruck 59 stand: Einzelplan 29 
— Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 

*) Siehe 44. Sitzung, Anlage 12 
**) Siehe Anlage 2 
***) Siehe Anlage 3  

und Jugend —. Wird zu dem Entschließungsantrag 
das Wort gewünscht? — Bitte sehr, Frau Abgeord-
nete Freyh! 

Frau Freyh (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Entschließungsantrag Umdruck 
59 (neu) der SPD-Fraktion legen wir Ihnen drei 
Punkte zur Abstimmung vor. Erstens möchten wir 
die Bundesregierung ersuchen, ihre Bemühungen 
um den Abschluß eines Verwaltungsabkommens zur 
Ausbildungsförderung mit den Ländern zu inten-
sivieren. Zweitens wollen wir die Bundesregierung 
auffordern, bis zum 31. Oktober dieses Jahres über 
das Ergebnis dieser Bemühungen zu berichten. Drit-
tens werden in unserem Antrag die bereits am 
19. Mai 1965, also vor Jahresfrist, durch einstimmi-
gen Beschluß dieses Hauses festgelegten Grundsätze 
für ein Verwaltungsabkommen über die Ausbil-
dungsförderung inhaltlich näher bestimmt. 

Ich beginne mit einer Begründung dieser inhalt-
lichen Konkretisierung des abzuschließenden Ver-
waltungsabkommens, also mit den Absätzen unter 
a bis d des hier vorliegenden Antrags. 

In dem Beschluß vom Mai 1965 — das möchte ich 
in Ihre Erinnerung zurückrufen — wurde die Bun-
desregierung einstimmig zu einer einheitlichen, alle 
jungen Menschen einbeziehenden und alle Formen 
der Ausbildung umfassenden, ausreichenden .und 
gezielten Ausbildungsförderung auf dem Wege 
eines Verwaltungsabkommens aufgefordert. 

Diese Grundsätze, denen Sie alle damals zuge-
stimmt haben, finden Sie in unserem Antrag wieder. 
Wir möchten der Bundesregierung noch deutlicher 
sagen, was dieses Haus in einem Verwaltungs-
abkommen geregelt sehen möchte, und dazu erbitten 
wir heute Ihre Zustimmung. Die Verhandlungen 
haben im übrigen zur Zeit noch kein Stadium er-
reicht, in dem ein solcher Antrag zu spät käme. Es 
darf wohl allen Mitgliedern des Hohen Hauses un-
terstellt werden, daß der damals angenommene 
Antrag, auf diesem Gebiet weiter zu verhandeln, um 
eine gezielte Ausbildungsförderung zu erreichen, 
kein Lippenbekenntnis war, sondern daß dahinter 
der ernste Wille stand, eben auf diesem Wege das 
gemeinsame Ziel zu erreichen. 

Lassen Sie mich die einzelnen Abschnitte kurz 
begründen. 

In Abs. a) werden die förderungsfähigen Aus-
bildungen und die allgemeinen Voraussetzungen 
der Förderung wie Eignung und Mindestalter be-
stimmt. 

Die Absätze b) und c) verdeutlichen, was unter 
ausreichender und gezielter Förderung zu verstehen 
ist. Danach sollen sämtliche Ausbildungskosten be-
rücksichtigt, aber auch die Anpassung der Förde-
rung an sich verändernde Lebenshaltungskosten 
sichergestellt werden. Außerdem sind die Einkom-
mensgrenzen so festzulegen, daß auch mittlere Ein-
kommensgruppen und unterschiedliche Familien-
größen Berücksichtigung finden. 

Schließlich wird in Abs. d) die erstrebte Einheit-
lichkeit der Ausbildungsförderung im ganzen Bun-
desgebiet unterstrichen. 
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Mit diesen nach unserer Auffassung wichtigsten 

Grundsätzen für das anzustrebende Verwaltungs-
abkommen wird gleichzeitig deutlich, welche Ver-
änderungen auf dem Gebiet der Ausbildungshilfen 
erreicht werden müssen. Da ist zunächst einmal die 
Zersplitterung in zahlreiche Bundes- und Länder-
maßnahmen, die sich in bezug auf die Förderungs-
voraussetzungen und Leistungen ganz erheblich 
unterscheiden. Diese Zersplitterung muß beseitigt 
werden. 

Es liegt gleichzeitig ein Entschließungsantrag der 
Fraktion der FDP Umdruck 78 ,vor, mit dem die 
Bundesregierung ersucht wird, Vorschläge zur Ver-
einheitlichung und Verbesserung der Ausbildungs-
förderung im Sinne einer gezielten Förderung zu 
unterbreiten. Im Grunde handelt ,es sich dabei um 
dasselbe Anliegen, das unserem Antrag, die Ver-
handlungen über ein Verwaltungsabkommen zu 
intensivieren, zugrunde liegt. Allerdings kann ich 
mir die Bemerkung nicht ersparen, daß die FDP 
offenbar sehr kurzfristig ihre Auffassungen in die-
sem Punkt geändert hat. Ich möchte hier nur den 
letzten Sprecher der FDP, Herrn Moersch, zitieren, 
der noch am 4. Mai 1966 in .der Kurzdebatte über 
die Fahrpreiserhöhungen gesagt hat, daß die FDP 
daran interessiert sei, sämtliche Maßnahmen der 
Ausbildungsförderung zusammenzufassen. Wörtlich 
hat er erklärt: „Wir von der FDP werden uns erlau-
ben, dazu eine Vorlage zu machen." Jetzt wollen 
Sie allerdings — .das entnehmen wir Ihrem Antrag 
Umdruck 78 — lieber Vorschläge von der Bundes-
regierung auf diesem Gebiet erhalten. Aber immer-
hin dürfen wir wohl, da ja ihre Ziele offensichtlich 

J  mit den unsrigen übereinstimmen, unterstellen, daß 
Sie unserem Antrag zustimmen werden. 

Es gibt noch einen weiteren Punkt, der durch ein 
Verwaltungsabkommen besser geregelt werden 
muß. Das Verwaltungsabkommen soll sich nicht nur 
auf bestimmte Gruppen von jungen Menschen be-
ziehen und darf nicht einzelne Ausbildungsgänge 
ausschließen. Aufgabe einer gezielten Ausbildungs-
förderung muß es gerade sein, die Förderung in 
den Bildungseinrichtungen zu verstärken, die  den  
Weg zu Hochschulen und Ingenieurschulen über-
haupt erst eröffnen; denn dort gibt es noch erheb-
liche Lücken in der Chancengleichheit. 

Ein letzter Punkt. Die Ausbildungsförderung sollte 
nicht aus pauschalierten Zuwendungen bestehen, 

. sondern den tatsächlichen Ausbildungskosten, den 
Einkommensverhältnissen und der Familiengröße 
Rechnung tragen. Ich nehme an, daß das auch die 
Bundesregierung mit ihren Ankündigungen an-
strebt, wenn sie von auf den Einzelfall abgestellten 
Ausbildungshilfen für diejenigen spricht, deren 
finanzieller Bedarf für ,die Ausbildung nicht oder 
nicht ganz aus dem Einkommen der Eltern gedeckt 
werden kann. Sie  erinnern sich, daß wir kürzlich 
noch einmal gefragt haben, ob das Konzept der Bun-
desregierung nun etwa nur in einer weiteren Aus-
gestaltung der Ausbildungszulagen bestehe oder 
gleichzeitig in einer Ergänzung durch gezielte För-
derungsmaßnahmen. Denn — da möchte ich einen 
kleinen Exkurs anschließen — tatsächliche Ausbil-
dungskosten und Einkommensverhältnisse sind bei  

den 30-DM-Ausbildungszulagen nicht berücksichtigt 
worden. An diesem Punkt setztbekanntlich die 
öffentliche Kritik an. 

Ich weiß natürlich, daß Sie diese Ausbildungszu-
lagen als generellen Ausgleich für die Einkommens-
belastungen betrachten, die immer dann vorliegen, 
wenn Eltern ihren Kindern eine qualifizierte Aus-
bildung zuteil werden lassen. Sie betrachten sie als 
Maßnahme innerhalb des Familienlastenausgleichs. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Über die Frage, warum Sie gerade bei dieser so 
gepriesenen Fortentwicklung des Familienlas ten-
ausgleichs 25 % der Aufwendungen der Haushalts-
sicherung opferten, will ich hier nicht weiter medi-
tieren. 

Mich interessiert jedoch, was Sie künftig tun wol-
len. Wenn ich Herrn Staatssekretär Dr. Barth, der 
sich in der Fragestunde am 18. März 1966 dazu ge-
äußert hat, richtig verstanden habe, dann sollen die 
geplanten gezielten Maßnahmen noch zusätzlich zu 
den Ausbildungszulagen für alle hinzukommen. 
Dann gäbe es, grob gesprochen, zwei Gruppen von 
Familien mit Kindern in Ausbildung, die eine, die 
auf Grund ihrer Einkommensverhältnisse Ausbil-
dungszulagen und ausreichende gezielte Förderungs-
mittel erhält, und die andere Gruppe, die davon ab-
gegrenzt ist, die zwar die Ausbildung ihrer Kinder 
selbst bestreiten kann, trotzdem aber Ausbildungs-
zulagen bekommt. Da scheint mir doch die Auf-
fassung der SPD-Fraktion vor allem auch aus finan-
ziellen Erwägungen realistischer zu sein. Wenn es 
gelingt, in einem Verwaltungsabkommen eine aus-
reichende Ausbildungsförderung unter Einbeziehung 
mittlerer Einkommensgruppen zu sichern, dann sind 
nach unserer Auffassung die Ausbildungszulagen 
überflüssig geworden und können in die Finanzie-
rung der Ausbildungsförderung einbezogen werden. 

Es bleibt Ihnen natürlich unbenommen — und da-
mit spreche ich besonders die Damen und Herren 
von der CDU-Fraktion und natürlich auch die Bun-
desregierung an —, sich zuzutrauen, beides gleich-
zeitig tun zu können. Wir haben mit dem vorliegen-
den Antrag auch nicht die Absicht, Sie in der einen 
oder anderen Richtung neu festzulegen. Unser Inter-
esse — das werden Sie verstehen können nach all 
den Äußerungen, die wir in diesem Hause dazu 
gemacht haben — besteht in einer ausreichenden 
Förderung für begabte Kinder aus Familien, die eine 
finanzielle Hilfe tatsächlich benötigen. 

Nun noch eine kurze Bemerkung zu den bisheri-
gen Bemühungen der Bundesregierung, ein Verwal-
tungsabkommen abzuschließen; denn das ist auch 
Gegenstand des Antrags, den wir Ihnen hier vor-
gelegt haben. Wir meinen, daß das Parlament tat-
sächlich Anlaß hat, die Bundesregierung zu inten-
siveren Bemühungen aufzufordern. Vor Jahresfrist 
ist in diesem Hause der Auftrag zu unverzüglich auf-
zunehmenden Verhandlungen erteilt worden. Da-
mals schon hatte Herr Minister Dr. Heck davon ge-
sprochen, daß in seinem Hause ein fast fertiger Ent-
wurf für einen solchen Vertrag mit den Ländern vor-
liege. Aber in der Fragestunde vom 23. März 1965 
kündigte Herr Minister Dr. Heck an, der Bundes- 
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kanzler werde diese Frage zunächst einmal bei 
seinem nächsten Zusammentreffen mit den Minister-
präsidenten besprechen. Darüber haben wir dann nie 
etwas gehört. 

Schließlich sind die Verhandlungen über ein Ver-
waltungsabkommen 'beiläufig in der Wissenschafts-
debatte im Februar 1966 von Herrn Minister Stolten-
berg erwähnt worden; er hat gesagt, daß sich die 
Bundesregierung — immer im Sinne des Bundes-
tagsbeschlusses — um den Abschluß eines Verwal-
tungsabkommens bemühe. Konkreteres haben wir 
nur von Herrn Staatssekretär Dr. Barth erfahren, 
nämlich daß der  Kabinettsausschuß für Wissenschaft, 
Bildung und Ausbildungsförderung zwar beschlos-
sen habe, mit den Ländern zu verhandeln, daß aber 
noch nicht mit ihnen verhandelt worden sei. Der vom 
Parlament erbetene Bericht über Bundes- und Län-
dermaßnahmen zur Ausbildungsförderung und Bil-
dungsplanung wird als Begründung dafür herange-
zogen, warum noch keine Verhandlungen aufgenom-
men worden sind. Wenn man diesen Bericht abwar-
ten will, so ist doch dazu zu sagen, daß das Roh-
material dieses Berichtes schon lange vorliegt. Man 
hat ja sogar schon umständliche Erörterungen dar-
über angestellt, wer verfassungsgerecht einen sol-
chen Bericht überhaupt in diesem Hause vorlegen 
darf. Außerdem — das scheint mir  das  Entscheiden-
de zu sein — liegt ja nun einmal ein einmütiger Be-
schluß vor, der bereits ein Jahr alt ist. Damit dieser 
Beschluß nicht weiter nur auf dem Papier steht, 
möchten wir Sie also bitten, die Bundesregierung 
bis zum 31. Oktober 1966 zu einem Bericht über ihre 
verstärkten Bemühungen zu veranlassen. Wir mei-
nen, daß wir in der Öffentlichkeit nicht mehr ver-
standen werden, wenn wir es stillschweigend hin-
gehen lassen, daß in dieser wichtigen Frage von der 
Bundesregierung offensichtlich nicht gehandelt wird. 
Dem Ansehen des Parlaments ist es sicherlich nicht 
von Nutzen, wenn es ein Problem zwar erkannt 
hat und seit langem in diesem Hause immer wieder 
erörtert, aber nicht bereit ist, mit dem notwendigen 
Nachdruck die gangbaren Wege zu seiner Lösung 
auszuloten. 

Wir bitten Sie um Annahme unseres Antrags auf 
Umdruck 59. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Frau Abgeordnete Pitz. 

Frau Pitz -Savelsberg (CDU/CSU) : Herr Präsi-
dent! Meine Damen und Herren! Im Grunde begrü-
ßen wir das Anliegen im SPD-Entwurf, das ja eigent-
lich zurückgeht auf eine Verabschiedung eines An-
trags des Ausschusses für Arbeit in der 184. Sitzung 
der letzten Legislaturperiode. Wir waren uns damals 
im Anschluß an die Verabschiedung des Änderungs-
gesetzes zum Kindergeldgesetz einig, daß mit der 
damit verabschiedeten Basisförderung nicht alles 
getan sei, sondern daß wir diese mit einer weiter-
gehenden Individualförderung durch ein allgemeines 
Ausbildungsförderungssystem zwischen Bund und 
Ländern ergänzen und vollenden müßten. Der Mei-
nung sind wir auch heute noch. Ihr entspricht auch 

der Antrag der FDP auf Umdruck 78, der die Ver-
einheitlichung und Verbesserung der Ausbildungs-
förderung verlangt. Insoweit sind wir einig. 

Wenn wir aber den Antrag der SPD näher be-
trachten und unter Punkt a) bis c) einmal die Einzel-
punkte unter die Lupe nehmen, so muß ich mir 
sagen — und ich sage das im Auftrag meiner Frak-
tion —: wenn wir diese Punkte hier im Plenum ver-
abschiedeten, meine Damen und Herren, wäre das 
Verwaltungsabkommen schon gefährdet, denn mit 
den Einzelpunkten machen wir einen Vorgriff auf 
das, was ja erst verhandelt werden muß. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Meine Damen und Herren, daß es uns ernst ist 
— und unsere Ernsthaftigkeit in diesem Punkt wird 
immer wieder angezweifelt —, 

(Abg. Schoettle: Da erleiden Sie nur das 
gleiche Schicksal wie wir heute morgen!) 

darf ich Ihnen dadurch kundtun, 

(Zurufe von der SPD) 

daß ich Ihnen sage: der Bundeskanzler selbst hat 
sich in die Verhandlungen eingeschaltet, indem er 
an die Ministerpräsidenten der Länder herangetre-
ten ist und darum gebeten hat, diesen Punkt als 
ersten auf die Tagesordnung der nächsten Sitzung 
zu setzen. 

(Zurufe von der SPD.) 	- 
Ich bitte deshalb, diesen Antrag auf Umdruck 59 

und auch den ersten Teil des Antrages der FDP auf 
Umdruck 78 an den Ausschuß für Familie und Ju-
gend zu überweisen. Uns allen liegt daran, daß das 
Verwaltungsabkommen dann auch in der Form zu-
stande kommt, in der es unser Anliegen erfüllt. Wir 
müssen diese Punkte im Ausschuß exakt beraten, 
aber wir können hier und jetzt nicht eine Diskussion 
über Ausbildungsförderung führen. 

Ich bitte also, unserem Antrag auf Überweisung 
an den Ausschuß. für Familie und Jugend zuzustim-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Moersch. 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Tatsache, daß hier offensichtlich 
schon über die Frage, welcher Ausschuß zuständig 
ist, gewisse Differenzen entstehen, zeigt, wie kom-
pliziert das ganze Thema ist. Es hätte wenig Sinn, 
das heute zu vertiefen. Tatsächlich ist zunächst der 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen feder-
führend, weil das Ministerium für Familie und Ju-
gend federführend ist. 

Frau Kollegin Freyh, ich kann Sie in einem Punkte 
beruhigen. Sie haben hier ja eine außerordentliche 
philologische Arbeit geleistet. Das, was in unserem 
Antrage steht, widerspricht natürlich nicht dem, was 
ich kürzlich gesagt habe, sondern ist eine Ergänzung 
dazu. Weshalb sollte nicht die Bundesregierung, die 
inzwischen selbst sehr genau sieht, daß in über 
40 Titeln des Bundesetats Mittel für Ausbildungs- 
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förderungsmaßnahmen vorgesehen sind, von uns 
aufgefordert werden, das zu vereinheitlichen? Wir 
werden unabhängig davon unseren Vorschlag in 
einem eigenen Gesetzentwurf niederzulegen haben. 
Das widerspricht sich überhaupt nicht. Ich meine 
vielmehr, je breiter die Diskussionsgrundlage und 
die sachliche Information über diese schwierige 
Materie sind, um so mehr ist uns allen gedient. Ich 
muß Sie also enttäuschen. Sie haben mich nicht bei 
einem Widerspruch ertappt, sondern lediglich bei 
einer ergänzenden Feststellung. Das ist ein kleiner 
Unterschied. 

(Abg. Schmitt-Vockenhausen: Also haben 
Sie vorher Ihre Sache nicht zu Ende ge-

dacht!) 

— Herr Schmitt, wir unterscheiden uns in diesem 
Punkte. Ich weiß nicht, ob Sie von sich in solchen 
Fällen auf andere schließen. In diesem Punkte trifft 
es jedenfalls nicht zu. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Gestatten Sie 
eine Zwischenfrage. 

Moersch (FDP) : Bitte schön! 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Memmel. 

Memmel (CDU/CSU) : Herr Kollege Moersch, 
wäre es nicht, nachdem vorhin zwei hessische Bun-
destagsabgeordnete gesprochen haben, reizvoll, von 
dort oben aus festzustellen, an wem eigentlich dieses 
Ausbildungsförderungsgesetz in der letzten Legis-
laturperiode gescheitert ist? 

Moersch (FDP) : Herr Memmel, ich will Altbe-
kanntes nicht wiederholen. Wir wissen es; ich werde 
auf diesen Punkt in einem anderen Zusammenhang 
zu sprechen kommen. Aber ich bin Ihnen natürlich 
sehr dankbar. 

(Unruhe und Zurufe bei der SPD.) 

— Herr Schwabe, Sie brauchen keine Furcht zu 
haben, es fährt noch ein späterer Zug. 

Von uns aus ist doch hier die Frage zu stellen, ob 
wir in der Sache mit einem Verwaltungsabkommen 
weiterkommen oder mit einem Gesetz. Ich sage Ihnen 
ganz offen, ich teile den Optimismus der Sozialdemo-
kraten bezüglich eines Verwaltungsabkommens 
nicht, der allerdings durch die ablehnende Haltung 
von Hessen zu einem Gesetz begründet ist. Ich teile 
auch den Optimismus anderer Sprecher nicht, daß Sie 
mit einem Verwaltungsabkommen in absehbarer Zeit 
vernünftige und eindeutige Lösungen bekommen 
können. Da scheint mir die Schwierigkeit zu liegen. 
Zunächst einmal muß wohl eine Inventur über das 
gemacht werden, was bereits im Bund möglich und 
vorhanden ist. 

Deswegen unser Antrag, der absichtlich nicht in 
die Einzelheiten geht! Ich meine, daß jede Fest-
legung in den Einzelheiten eine Gesamtlösung er-
schweren wird. Ich bitte also insofern, dem Absatz a 
unseres Antrages auf Umdruck 78 zuzustimmen. 

Ich darf mir bei dieser Gelegenheit erlauben, 
gleich unseren Antrag auf Umdruck 78 unter b) 
kurz zu begründen. Mit diesem Antrag wollen wir 
die Hochbegabtenförderung im Rahmen der Studien-
stiftung des deutschen Volkes verstärken. Ich weiß, 
daß darüber kontroverse Auffassungen bestehen. 
Für uns Freie Demokraten ist im Prinzip eines maß-
gebend, nämlich daß diejenigen, die Hochbegabte 
fördern, wenn es private Stiftungen oder private 
Einrichtungen sind, zu dieser Förderung auch die 
Mittel selbst aufbringen müssen. Der Bund hat da-
gegen die Aufgabe, der Institution Förderungsmittel 
zukommen zu lassen, die ohne Gruppeninteressen 
handlungsfähig ist und handeln wird; und das ist 
nun einmal die Studienstiftung des deutschen Vol-
kes. Das ist unser Standpunkt zu dieser Sache. 

(Beifall bei der FDP.) 

Daß eine Mehrheit im Hause aus Gründen, die sich 
sozusagen durch das Koalieren verschiedener Inter-
essenstandpunkte ergeben, anderer Meinung sein 
wird, ist uns durchaus klar. Aber ich meine, diese 
Frage müssen wir einmal aufgreifen, wenn wir von 
der Zersplitterung reden. Man kann eben nicht Stif-
tungen privaten Rechts gründen und anschließend 
zum Staat gehen und von ihm mehr als 50 % der 
nötigen Mittel haben wollen. Das ist meiner Ansicht 
nach absolut unlogisch. Dann muß man konsequent 
sein und die Dinge beim Namen nennen. 

(Beifall bei der FDP.) 

Das ist der Grund für unseren Entschließungsantrag. 

Wir sind gerne damit einverstanden, daß dieser 
Entschließungsantrag jetzt nicht zur Abstimmung 
gestellt wird, sondern daß er zusammen mit dem 
Antrag der sozialdemokratischen Fraktion an den 
Ausschuß für Familien- und Jugendfragen überwie-
sen wird. 

Ich möchte aber bitten, daß auch der Ausschuß 
für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik hier-
an mitberatend beteiligt wird, und zwar aus einem 
ganz klaren Grund — ich hoffe, daß die sozialdemo-
kratische Fraktion und auch Teile der CDU/CSU-
Fraktion dem zustimmen werden —: Es ist falsch, 
die Ausbildungsförderung rein als familienpolitische 
Maßnahme zu sehen. Für uns ist allein der bildungs-
politische Effekt maßgebend, den wir in diesen Fra-
gen erreichen. Deshalb ist die Ausbildungsförde-
rung primär eine Frage der Bildungspolitik und 
deswegen eine Frage an den Ausschuß für Wissen-
schaft, Kulturpolitik und Publizistik. Ich bitte, in die-
sem Sinne zu verfahren. 

(Ueifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe den 
Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD auf Umdruck 65 auf. Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Bitte sehr, Herr Baier! 

Baier (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Mit dem Entschließungsantrag Um-
druck 65 soll die Bundesregierung auf ein wichtiges 
gesellschaftspolitisches und familienpolitisches An

-

liegen hingewiesen werden. Es handelt sich um die 
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Förderung der Elternbildung und den Bau von Fa-
milienferienstätten zugunsten kinderreicher Fami-
lien. Ich möchte mir die Begründung im einzelnen 
jetzt in Ihrem Interesse ersparen. Ich darf die Be-
gründung zu den Einzelpunkten zu Protokoll ge-
ben *) und bitte Sie, den Antrag anzunehmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Spitzmüller! 

Spitzmüller (FDP) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen! Meine Herren! Die Freien Demo-
kraten begrüßen diesen Antrag. Wir beantragen 
allerdings, eine Ausschußüberweisung zu beschlie-
ßen. Wir sind der Meinung, daß es einmal an der 
Zeit ist, sich über diese Frage im Ausschuß in aller 
Breite und in aller Deutlichkeit zu unterhalten. Es 
ist sicherlich richtig, diese Familienferienstätten 
weiter zu fördern. Aber mit dem Antrag soll offen-
sichtlich erreicht werden, daß eine weitergehende 
Förderung, als bisher üblich, erfolgt. 

Hier müssen nun auch einmal die Fragen geprüft 
werden: Wie ist die Frequentierung der vorhandenen 
öffentlich unterstützten Familienferienstätten und 
-dörfer? Wie ist die Belegung im Hinblick auf den 
förderungswürdigen Personenkreis? In welchem 
Maße ist eine Konkurrenz mit gewerblichen Unter-
nehmen bereits vorhanden oder zu erwarten? In-
wieweit ist sichergestellt, daß die bisher erbrachten 
öffentlichen Leistungen und ihre Verwendung sinn-
voll auf die entsprechenden Träger aufgeteilt sind? 
Es fragt sich, ob es, wenn hier mehr Geld zur Ver-
fügung gestellt wird, nicht sinnvoller ist, dieses 
Mehr den SOS-Kinderdörfern zur Verfügung zu 
stellen, da sie das ganze Jahr über genutzt werden. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir 
haben einen Haushalt verabschiedet, bei dem ganze 
100 000 DM Veränderungen gegenüber dem Ansatz 
des Haushaltsausschusses vorgenommen worden 
sind. Wenn wir diesen Entschließungsantrag anneh-
men, binden wir die Regierung zwar nicht direkt, 
aber doch in einer indirekten Weise für Mehraus-
gaben des nächsten Jahres. Wir sind der Meinung, 
daß die Information, die heute das Bundesministe-
rium für Familie und Jugend gegeben hat, sehr be-
deutungsvoll ist. Dort heißt es nämlich: 

In einem Erfahrungsaustausch der zuständigen 
Referenten des Bundes und der Länder konnte 
festgestellt werden, daß die Maßnahmen des 
Bundes und der Länder im privatwirtschaftlichen 
Bereich ein erfreuliches Echo gefunden haben. 
Der Gedanke der Familienferien setze sich 
immer mehr durch. Fremdenverkehrsverbände 
und Touristikunternehmen bemühten sich zu-
nehmend, den kinderreichen Familien preisgün-
stige Ferienmöglichkeiten zu verschaffen. Diese 
Entwicklung sei zu begrüßen. 

Meine Damen und Herren, wenn wir eine solche 
Entschließung fassen wollen, muß im Ausschuß ein-
mal geprüft werden, ob hier nicht Überkapazitäten 

*) Siehe Anlage 24  

an preisgünstigen Familienunterkünften geschaffen 
werden, 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

indem einmal die gewerblichen Unterkunftsmög-
lichkeiten ausgeweitet werden und zum andern da-
neben mit Steuermitteln soziale Familienstätten 
weiter und stärker gefördert werden. Hier ist, 
glaube ich, eine Überprüfung des jetzigen Standes 
notwendig. Wir haben in den letzten zehn Jahren 
immerhin 24 Millionen DM dafür ausgegeben. 

Ich darf hierzu erwähnen, daß ich im Jahre 1959 
zu diesem Punkt einem CDU/CSU-Antrag auf eine 
Erhöhung von 500 000 DM für die Freien Demokra-
ten zugestimmt und auch dort schon angeführt habe, 
daß man nach einigen Jahren die Situation über-
prüfen müsse. Deshalb sind wir der Meinung, daß 
der Antrag im Ausschuß behandelt werden muß, be-
vor das Plenum in seiner Gesamtheit darüber ent-
scheidet. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter, gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Spitzmüller (FDP) : Bitte ! 

Baier (CDU/CSU): Herr Kollege Spitzmüller, ist 
Ihnen bekannt, daß die Familien mit schulpflichtigen 
Kindern natürlich nur während der Schulferien in 
Familienferien gehen können, und sind Sie bereit, 
in den Sommermonaten in Ihrem Hotel Familien mit 
mehreren Kindern aufzunehmen? 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU.) 

Spitzmüller (FDP) : Zunächst, Herr Kollege 
Baier: Sie sind falsch informiert, wenn Sie glauben, 
ich hätte ein Hotel. Ich habe kein Hotel. Ich habe 
lediglich Hotelkaufmann gelernt, bin aber kein Ho-
telier. 

Zum zweiten darf ich sagen — ich will das Hohe 
Haus nicht länger aufhalten —: Wer glaubt, ich 
wüßte über die Probleme nicht Bescheid, dem kann 
ich empfehlen, meine Rede vom 10. Juni 1959 durch-
zulesen, in der ich zu diesem Problem im Bundestag 
ausführlicher Stellung genommen habe. 

(Beifall bei der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Es ist zu allen drei Entschlie-
ßungsanträgen zu diesem Einzelplan Ausschußüber-
weisung beantragt. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Anzunehmen!) 

— Entschuldigen Sie, hier ist soeben die Überwei-
sung an den Ausschuß für Familien- und Jugendfra-
gen beantragt worden. — Nicht von Ihnen; aber an-
dere Leute haben auch ein Antragsrecht. Dieser 
Überweisungsantrag steht; er geht in der Abstim-
mung vor. Vorgeschlagen wird, den Antrag Um-
druck 59 (neu) *) — das ist der Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD — an den Ausschuß für 
Familien- und Jugendfragen zu überweisen. Das 

*) Siehe Anlage 3 
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Haus ist damit einverstanden? — Oder wird wider-
sprochen? 

(Zuruf: Und Kulturpolitik!) 

— Einverstanden. Es ist so beschlossen. 

Entschließungsantrag Umdruck 65 *) der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD. Beantragt ist Überweisung 
an den Ausschuß für Familien- und Jugendfragen. 
Ist das Haus damit einverstanden? — 

(Widerspruch.) 

— Abstimmung! Wer mit der Überweisung dieses 
Entschließungsantrags an den Ausschuß für Fami-
lien- und Jugendfragen einverstanden ist, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das 
letzte ist die Mehrheit. 

Abstimmung in der Sache! Wer diesem Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, SPD zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei einer 
Reihe von Enthaltungen ist der Entschließungsan-
trag Umdruck 65 angenommen. 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP Um-
druck 78 **)! Beantragt ist Überweisung an den Aus-
schuß für Familien- und Jugendfragen — federfüh-
rend — und an den Ausschuß für Wissenschaft, Kul-
turpolitik und Publizistik — mitberatend —. Wer 
dieser Überweisung zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthal-
tungen? — Die Überweisung ist wie vorgeschlagen 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, jetzt geht es der Rei-
henfolge nach. Zunächst Entschließungsantrag der 
Abgeordneten Dr. Schmid (Frankfurt), Dr. Dehler, 
Dichgans und Genossen zum Einzelplan 02 — Um-
druck 34 ***) —. Wird der Antrag begründet? — 
Herr  Abgeordneter Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen! Meine Herren! Der Antrag, 
Erinnerungen zu sammeln und zu publizieren, hat 
das Anliegen, die politische und menschliche Strah-
lungskraft dieses Hohen Hauses zu vergrößern. Ich 
hätte den Wunsch gehabt, hier einmal einige Worte 
über den Bundestag als menschliche Gemeinschaft 
zu sagen; aber ich beuge mich der Logik der Uhr. 
Ich möchte nur zwei Anregungen geben: 

Erstens: Der Vorstand des Bundestages möge 
prüfen, ob es nicht zweckmäßig ist, einzelne aktive 
Kollegen zu bitten, Beziehungen zu ehemaligen 
Kollegen zu halten, um auf diese Weise die Ge-
meinschaft auch mit den ehemaligen Abgeordneten 
zu pflegen. 

Zweitens möchte ich den Vorstand bitten, sich 
zu überlegen, ob man nicht noch andere Wege fin-
den könnte, um die menschliche Gemeinschaft im 
Bundestag zu pflegen. Könnten wir nicht vielleicht 
neben den Reisen nach Afrika gelegentlich auch 
Reisen nach Deutschland organisieren, Reisen, die 
unsere Beziehungen auch zu den Bundesländern 

*) Siehe Anlage 4 
**) Siehe Anlage 5 
***) Siehe Anlage 6  

verbessern würden? Ich könnte mir denken, daß 
das auch die Strahlungskraft des Bundestages in 
der öffentlichen Meinung erhöhen könnte. 

Ich danke Ihnen, Herr Präsident. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
Herr Abgeordneter Mertes. 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Fraktion der Freien Demokra-
tischen Partei bejaht den Inhalt dieses Antrages. 
Seine Realisierung erfordert jedoch erhebliche tech-
nische Voraussetzungen. Wir bitten Sie daher, den 
Antrag zur Überarbeitung an den Vorstand des 
Deutschen Bundestages zu überweisen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, da das Haus hier betroffen ist, erlaube 
ich mir ausnahmsweise den Vorschlag, diesem 
Antrag zuzustimmen. Das ist sachgemäß. Wenn der 
Antrag ernst genommen werden soll, muß sich 
ohnehin nachher der Bundestagsvorstand mit ihm 
befassen. Also ist es richtig, wenn wir so verfahren. 
Ist das Haus damit einverstandene? — Kein Wider-
spruch; es ist so beschlossen. 

Es folgt der Entschließungsantrag zum Einzel-
plan 05. Es handelt sich um den Entschließungsan-
trag auf Umdruck 61 *) der Fraktionen der CDU/CSU 
und der FDP. Ich frage, ob zur Begründung das 
Wort gewünscht wird. — Bitte sehr, Herr Abgeord

-

peter Dr. Huys. 

Dr. Huys (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und  Herren! Auf Umdruck 61 legen die 
Fraktionen der CDU/CSU und der FDP dem Hohen 
Hause eine Entschließung vor, die sich mit einer 
Besoldungsreform für die ins Ausland entsandten 
Angestellten des Goethe-Instituts befaßt. Auf die 
Bedeutung der Goethe-Institute als Sprach- und 
Kulturinstitute brauche ich wohl nicht weiter ein-
zugehen, da sie mir allgemein bekannt zu sein 
scheint. 

Die Besoldung, insbesondere die Auslandszulagen 
der ins Ausland entsandten Beamten und Angestell-
ten sind aus mancherlei Gründen unterschiedlich. 
Ich will darauf heute nicht näher eingehen; das 
kann vielleicht bei der Beratung der von uns ein-
gebrachten Großen Anfrage zur auswärtigen Kul-
turpolitik geschehen. Beim Goethe-Institut liegt 
aber, seit Jahren eine außergewöhnliche Situation 
vor. Die .Auslandszulagen der Mitarbeiter der 

 Goethe-Institute sind zur Zeit zum Teil auf Wah-
rung des Besitzstandes begründet, so unterschied-
lich, daß einige 100%, andere 75 %, 60 % und 50 % 
der Zulagen von vergleichbaren Bundesbediensteten 
erhalten. Zudem ist die Harmonisierungsnovelle aus 
verschiedenen Gründen bisher für die Mitarbeiter 
des Goethe-Instituts nicht angewandt worden. Diese 
Besoldungsfragen bedürfen einer baldigen Behand-
lung. 

*) Siehe Anlage 7 
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Es kommt hinzu, daß die Betroffenen, weil sie 

keinen Wohnsitz im Inland haben, bei uns keine 
Steuern zahlen dürfen. Das hat zwar einen Vorteil, 
der sich ungefähr auf 20 % der Auslandszulagen 
beläuft; alber es hat auch manche Nachteile wie 
Verlust des Wahlrechts, Wegfall der Arbeitslosen-
versicherung, Ausschluß von allen staatlichen Spar-
förderungen und andere. 

Die Notwendigkeit einer beschleunigten Koordi-
nierung dieses so schwierigen Fragenkomplexes ist 
offensichtlich. Selbstverständlich wirken sich diese 
ärgerlichen Zustände auch auf die Arbeit der 
Goethe-Institute aus. Gute Kräfte wenden sich ab, 
neue sind kaum zu gewinnen. Daher schlagen wir 
eine sofortige Übergangslösung im Sinne unseres 
Entschließungsantrages vor. Ich 'bitte das Hohe 
Haus, diesem Antrag zuzustimmen. 

(Zurufe: Nein! Überweisung an  den kul-
turpolitischen Ausschuß!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird das 
Wort gewünscht? — Herr Abgeordneter Dr. Mom-
mer! 

Dr. Mommer (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Antrag findet unsere volle 
Sympathie. Aber hier geht es um Geld. In dem 
Antrag stehen Zahlen. Warum 80 %, warum nicht 
60 %, warum nicht 100 %? Das muß doch im Aus-
schuß geprüft werden. Ich beantrage daher Über-
weisung an den Innenausschuß — federführend —
und zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es ist bean-
tragt, den Antrag Umdruck 61 an den Innenausschuß 
— federführend — sowie an den Haushaltsausschuß 
zur Mitberatung zu überweisen. Ist das Haus damit 
einverstanden? — Es ist so  beschlossen. 

Zum Einzelplan 06 liegen vier Entschließungs-
anträge vor. 

Zunächst der Entschließungsantrag Umdruck 43 *) 
der Fraktion der SPD! Wird dazu das Wort ge-
wünscht? — Bitte, Herr Abgeordneter Raffert! 

Raffert (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wie richtig es war, daß unsere Fraktion 
zum Thema der Studienförderung und der Hoch-
begabtenförderung rechtzeitig Entschließungsanträge 
zur dritten Lesung eingebracht hat, ist dadurch be-
wiesen worden, daß wir gestern abend andere Ent-
schließungsanträge von der CDU/CSU und der FDP 
zum gleichen Thema bekommen haben. Wahrschein-
lich wäre es Ihnen schwergefallen, einem vernünfti-
gen Entschließungsantrag der SPD zuzustimmen. 
Ihre Anträge liegen ähnlich, nur gehen sie nicht so 
weit, wie in diesem Falle gegangen werden müßte. 

Ich spreche zum Antrag Umdruck 43, der sich mit 
der Hochbegabtenförderung beschäftigt. Das ist nur 
ein verhältnismäßig kleines Gebiet der Studien-
förderung, wenn wir die Summen betrachten, die 
dafür im Haushalt stehen; sie liegen unter 6 Mil

-

*) Siehe Anlage 8 

lionen DM und betragen damit weniger als 10 % 
dessen, was wir in diesem Jahr für das Honnefer 
Modell ausgeben. Gleichwohl handelt es sich hier 
um eine wichtige Angelegenheit. 

Es ist auch nicht so, wie von seiten der FDP durch 
Herrn Moersch vorgetragen wurde, der meinte, daß 
man diese Dinge nur im Rahmen der Studienstiftung 
des deutschen Volkes regeln könnte. Die Arbeit der 
freien Hochbegabtenförderungswerke ist hier un-
erläßlich und notwendig. Daß dabei dem evange-
lischen Studienwerk Villigst, dem katholischen 
Cusanus-Werk, der Friedrich-Ebert-Stiftung, der 
Stiftung „Mitbestimmung" und schließlich der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung noch nicht die Friedrich-Nau-
mann-Stiftung hinzugefügt worden ist, dafür können 
wir nichts, Herr Moersch. Das mag im Prinzip Ihrer 
Auffassung zu diesem Punkte entsprechen. 

Heute werden in der Studienstiftung etwas über 
2000 Hochbegabte gefördert, davon etwa 60 im 
Wege des Zweitstudiums. Für das Zweitstudium 
werden allerdings keine Gelder vom Bund und von 
den Ländern, sondern im wesentlichen aus der 
Volkswagen-Stiftung gegeben. Bei den Werken 
haben wir zur Zeit 1470 zu fördernde Hochbegabte. 
Das sind alles in allem 3500, also nicht zu viel, wenn 
wir die Gesamtzahl unserer Studenten berücksich-
tigen. Es ist aber doch notwendig, daß wir diesem 
Kreis eine besondere Art von Förderung angedeihen 
lassen. 
Ich will nur eine Zahl nennen, um zu zeigen, wie 

verdienstvoll die Arbeit auf diesem Gebiet gewesen 
ist. Die Studienstiftung hat bis jetzt 4000 junge 
Studenten gefördert. Eine ganze Reihe davon befin-
det sich noch in der Förderung, und dennoch sind 
schon 1000 von diesen bisher geförderten Studenten 
mit ihren Namen in den Vorlesungsverzeichnissen 
unserer wissenschaftlichen Hochschulen zu finden. 
Aus diesem Bereich kommt also ein großer Teil des 
Nachwuchses für unsere Lehrstühle. Es wäre sinnlos, 
wenn wir große neue Universitäten bauten, die wir 
fördern und die wir noch stärker gefördert wissen 
wollen, wenn die Lehrstühle unbesetzt blieben, das 
heißt die Professoren fehlten, die den Geist in diese 
Universität hineintragen sollen. Dann wären diese 
Gebäude leere Gehäuse, auch wenn sie von Studen-
ten überfüllt wären. Damit ist wohl klar, daß wir 
der Hochbegabtenförderung unsere besondere Auf-
merksamkeit zuwenden müssen. 
Die Studienstiftung wie die Werke befinden sich 

in einer schwierigen finanziellen Situation. Der 
Betrag, den der Bund für die Studienstiftung gibt, 
ist in den letzten Jahren nicht erhöht worden; seit 
1964 beläuft er sich auf 3,350 Millionen DM. Die 
Studienstiftung muß in diesem Jahre, um ihren Etat 
ausgleichen zu können, einen Rückgriff von über 
einer halben Million DM in die Betriebsmittelrück-
lage machen. Wenn sich das wiederholen müßte, 
wäre ihre Existenz ernsthaft gefährdet. 

Wir müssen uns darauf einrichten, die Studien-
stiftung des deutschen Volkes, die die älteste und 
verdienstvollste Einrichtung in diesem Bereich ist, 
wirklich auf eine solide finanzielle Basis zu stellen. 

Die Vorstellungen der Bundesregierung, daß die 
Finanzierung bei den freien Werken so geschehen 
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sollte, daß vom Bund nur 50 % der Mittel beige-
steuert werden, die für die Grundstipendien und für 
die Büchergelder zur Verfügung stehen sollen, führen 
zu keiner tragbaren Grundlage. Diese fifty-fifty

-

Klausel, die die Schwierigkeit bei der Finanzierung 
der Hochbegabtenförderung durch die freien Werke 
herbeigeführt hat, geht auf eine Anregung des da-
maligen Haushaltsausschußmitgliedes, unseres heu-
tigen Bundeswissenschaftsministers zurück. 

Eine Anmerkung am Rande: Unserer Meinung 
nach gehören die Beträge für Studienförderung und 
Hochbegabtenförderung in den Bereich der allge-
meinen Wissenschaftsförderung, müßten also eigent-
lich beim Wissenschaftsministerium ressortieren. 
Das wäre dann natürlich eine Angelegenheit von 
ganz besonders pikantem Reiz. 

Wir haben ein Memorandum dieser Werke vor-
liegen. Das ist in schlichtem Grau und Schwarz ge-
halten, im Gegensatz zu der „himmelblauen Bibel" 
der Wissenschaftsförderung, wie sie der Bundes-
forschungsbericht I darstellt. Das ist verständlich; 
denn im Bundesforschungsbericht werden die Aus-
sichten für eine weitere zureichende Finanzierung 
dieser Werke nicht in ausreichendem Maße günstig 
dargestellt. 

Worum geht es also? Eine vernünftige Basis zu 
finden, indem wir die vorhandene ausbauen; das ist 
unser Wunsch. Wir wissen, daß die 50%-Forderung 
nach Eigenmitteln nicht zu halten ist; denn es kom-
men ja nicht in dem Maße, wie die Höhe der Sti-
pendien — die am Honnefer Modell orientiert sind 
— steigen muß, mehr Spenden aus der freien Wirt-
schaft für die Werke herein. Da müssen wir schon 
mit öffentlichen Mitteln zugreifen. Das, meine ich, 
ist eine Sache, über die sich das Haus einig ist. 

Die Anregung, uns überhaupt in diesem Jahr auf 
diesem Gebiet intensiver mit Überlegungen zu be-
schäftigen, geht auf eine Sitzung des Haushaltsaus-
schusses zurück, in der mein Freund Heinz West-
phal zum erstenmal davon gesprochen hat. Herr 
Staatssekretär Schäfer war bereit, einen solchen Be-
richt darüber zu erstatten, wie wir ihn wünschen. 
Wir hoffen, daß er mit den Vorschlägen ausgestat-
tet sein wird, die wir dazu haben möchten. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, ich gebe mich noch immer der Hoffnung 
hin, daß wir unsere Tagesordnung erledigen können. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So nicht!) 

Ich bitte deshalb also, sich hier etwas knapper zu 
fassen. — Herr Abgeordneter Mühlhan hat das 
Wort. 

Dr. Mühlhan (FDP) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Darlegung des Abgeordneten 
Raffert beweist die Wichtigkeit dieses Anliegens. 
Die Freien Demokraten sind der Überzeugung, daß 
die Hochbegabtenförderung neu geordnet werden 
muß. Die Kompliziertheit des Gegenstandes läßt es 
notwendig erscheinen, diesen Antrag an den zu-
ständigen Ausschuß zu überweisen. Wir beantragen  

also die Überweisung dieses Antrags an den Aus-
schuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publi-
zistik. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es ist die 
Überweisung an den Ausschuß für Wissenschaft, 
Kulturpolitik und Publizistik vorgeschlagen. Wer-
den andere Vorschläge gemacht? — Stimmt das 
Haus dem Antrag auf Überweisung an diesen Aus-
schuß zu? — Kein Widerspruch; es ist so beschlos-
sen. 

Nächster Entschließungsantrag zu Einzelplan. 06, 
Antrag der Fraktion der SPD auf Umdruck 44 *). 
Wird das Wort zur Begründung gewünscht? — Frau 
Abgeordnete Freyh! 

Frau Freyh , (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Um Ihren Unwillen gleich zu zerstreuen, 
möchte ich von vornherein bemerken, daß ich die 
Einzelerläuterung zu unserem Antrag eben zu Proto-
koll gegeben habe **). 

Mit Umdruck 44 legt die SPD-Fraktion einen Ent-
schließungsantrag vor, der Änderungen der Bewilli-
gungsbedingungen für das Honnefer Modell vom 
Haushaltsjahr 1967 ab vorsieht. Die Richtlinien in 
dieser vorgeschlagenen Neufassung — wir legen ja 
in einzelnen Punkten dann den Inhalt der Neufas-
sungen vor — sollen dem Haushaltsausschuß des 
Deutschen Bundestages vorgelegt werden. Wir wol-
len in diesen fünf Punkten, die ich nur ganz kurz 
umreißen möchte, die Richtlinien den veränderten 
Lebenshaltungskosten anpassen, in ihnen den Not-
wendigkeiten eines konzentrierten Studiums in den 
Anfangssemestern Rechnung tragen, die Koppelung 
von Stipendien und Darlehen aufgeben und schließ-
lich einer besonderen Gruppe von älteren Studie-
renden, nämlich denen aus dein zweiten Bildungs-
weg, in der Studentenförderung besser Rechnung 
tragen. 

Einen ähnlichen Antrag haben wir bereits in den 
Haushaltsberatungen 1964 vorgelegt. Thematisch ist 
unser Antrag auch unterstützt durch die Empfehlun

-

gen der Hochschulkonferenz, die Ende 1965 in Berlin 
stattgefunden hat. Außerdem haben wir mit Ver-
gnügen festgestellt, daß Herr Staatssekretär Ernst 
gerade in dieser Woche in der Fragestunde den An-
liegen der Erhöhung des Förderungsmeßbetrages 
und der Einkommensfreibeträge im Honnefer Modell 
besondere Priorität — soweit es sein Ressort an-
geht — zugemessen hat. 

Ich darf noch kurz den Antrag der CDU/CSU auf 
Umdruck 62 mit in meine Anmerkungen einbeziehen. 
In diesem Antrag ist ja noch ein neuer Gesichts-
punkt zur Änderung der Richtlinien des Honnefer 
Modells beigesteuert worden, und zwar eine Anpas-
sung der Studienförderung an .die sich ändernden 
Lebens- und Studienbedingungen. Wenn ich diesen 
Antrag recht verstehe, ist mit ihm eine Dynamisie-
rung der Studentenförderung vorgesehen. Unser An-
trag dagegen geht von der Auffassung aus, daß jetzt 
bereits unmittelbar eine Richtlinienänderung für 

*) Siehe Anlage 9 
**) Siehe Anlage 25 
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das Jahr 1967 beraten werden müßte, die zunächst 
einmal die Stipendien und die Einkommensfreibe-
träge an den Stand der Lebenshaltungskosten des 
Jahres 1966 bzw. ,des Jahres 1967 heranbringt. 

Sie werden wahrscheinlich die Mehrkosten, die 
unser Antrag verursacht, heranziehen, um dem An-
trag entgegenzutreten. Ich möchte betonen, daß die 
Mehrkosten im wesentlichen durch die Anhebung 
der Förderungsmeßbeträge und der Einkommens-
freibeträge enstehen, daß durch .die von uns vorge-
schlagene Verlagerung der Pflichtdarlehen in die 
Endsemester dagegen eine Verwaltungsentlastung 
und darüber hinaus durch die Erhöhung der Pflicht-
darlehen um einen Betrag von 300 DM eine weitere 
Entlastung entstehen werden. 

Ich bin zwar der Meinung, daß in diesem Hause 
die Gelegenheit der dritten Lesung benutzt werden 
sollte, um über den Stand der Studentenförderung 
und die Beziehung zu den eigenen sozial- und bil-
dungspolitischen Absichten Klarheit zu gewinnen; 
da wir aber leider so unter Zeitdruck stehen, muß ich 
mir das heute versagen, obwohl ich an sich meine, 
daß das Haus dazu die Gelegenheit nehmen sollte. 
Aber unser Antrag besagt ja im wesentlichen, daß 
wir der Auffassung sind, daß zu der Entwicklung des 
Honnefer Modells, bei seinem gegenwärtigen Stand 
und hinsichtlich der Verbesserungen, die unbedingt 
erforderlich sind, nach unserer Auffassung auch eine 
politische Äußerung des Parlaments vonnöten ist. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge-
ordneter Moersch! 

Moersch (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Sie haben soeben die ausführliche Be-
gründung gehört. Ich verweise auf unseren Ent-
schließungsantrag Umdruck 78. Wegen der Schwie-
rigkeit der Materie bitte ich das Hohe Haus, jetzt 
nicht über den Antrag abzustimmen, sondern ihn an 
den Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und 
Publizistik — federführend — und an den Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen — mitberatend —
zu überweisen, weil es sich um Probleme handelt, 
die beide Ausschüsse jeweils gemeinsam beraten 
müssen. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Und Haushalts

-

ausschuß!) 

— Und an den Haushaltsausschuß nach § 96 der 
Geschäftsordnung; das ist selbstverständlich. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Dr. Vogel. 

Dr. Vogel (Speyer) (CDU/CSU) :. Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Es geht hier um eine 
wichtige Frage. Ich will aber meine ausführlichere 
Darlegung zu Protokoll *) geben und nicht hier vor-
tragen. 

Die Studienförderung muß den veränderten Be-
dingungen und den veränderten Lebenshaltun7gs

-

*) Nicht in der Anlage 

kosten angepaßt werden. 290 DM sind zuwenig. Die 
uns auf Umdruck 44 vorliegende Empfehlung ist aber 
zu differenziert, um hier in dieser Geschwindigkeit 
verabschiedet oder weitergegeben werden zu kön-
nen. Deswegen ist meine Fraktion der Meinung, daß 
dieser Antrag Umdruck 44 abzulehnen, der Antrag 
Umdruck 62 aber anzunehmen ist. Er sorgt dafür, 
daß das Thema auf der Tagesordnung bleibt, daß 
die Regierung uns Vorschläge unterbreitet und daß 
wir im Kulturausschuß und mitberatend im Haus-
haltsausschuß das Thema beraten können und daß 
schließlich gesichert ist, daß schon für das Jahr 1967 
eine Verbesserung und Erhöhung der Leistungen in 
Aussicht gestellt werden kann. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Da das Problem als solches diffe-
renzierter ist, als es hier dargestellt wurde, würde 
ich es für absolut kulant halten, wenn man auch den 
Antrag der Sozialdemokraten genauso wie den an-
deren überwiese. Ich verstehe Ihre Bemerkung über-
haupt nicht. 

(Beifall bei der SPD und der FDP.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, jetzt ist für die Umdrucke 43, 44 und 
62 *) Ausschußüberweisung beantragt worden. Herr 
Abgeordneter Moersch, wenn ich Sie richtig verstan-
den habe, wollen Sie die Ausschußüberweisung auch 
auf den Umdruck 62 der Fraktion der CDU/CSU 
ausgedehnt sehen. 

(Abg. Moersch: Sehr richtig! Ich möchte alle 
diese Anträge gemeinsam diesen Ausschüs

-

sen zur Beratung überwiesen haben!) 

— Es ist also beantragt, die Entschließungsanträge 
der Fraktion der SPD auf Umdruck 43 und Umdruck 
44 sowie den Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU auf Umdruck 62 dem Ausschuß für Wis-
senschaft, Kulturpolitik und Publizistik — feder-
führend —, dem Ausschuß für Familien- und Jugend-
fragen — mitberatend — und dem Haushaltsaus-
schuß, der sehen muß, ob wir das Geld haben, zu 
überweisen. Hoffentlich habe ich das jetzt richtig 
wiedergegeben. 

(Zuruf von der FDP: Jawohl!) 

Wer diesem Antrag zuzustimmen wünscht, gebe 
bitte ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltun-
gen? — Die Überweisung ist so beschlossen. 

Jetzt kommen wir zum Entschließungsantrag der 
Fraktion der CDU/CSU auf Umdruck 70 **). Wird 
dazu das Wort gewünscht? — Bitte sehr, Herr Abge-
ordneter Bremer! 

Bremer (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Das Hohe Haus hat 
sich in den letzten Jahren mehrfach mit der Frage 
der Vereinheitlichung der Beamtenbesoldung in 

*) Siehe Anlage 10 
**) Siehe Anlage 11 
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Bund, Ländern und Kommunen befaßt. Zuletzt ist 
dies in der Sitzung am 21. April dieses Jahres ge-
schehen, auf der ein Entschließungsantrag angenom-
men worden ist, in dem es unter Ziffer 3 heißt, daß 
die Regierung bis zum 1. April 1967 Vorschläge zu 
entwickeln habe, wie die Besoldungseinheit und die 
Gleichheit der beruflichen Entwicklung für Bundes-, 
Landes- und Kommunalbeamte gesichert werden 
kann. 

Alle diese Debatten waren von der tiefen Be-
sorgnis über die zunehmende Uneinheitlichkeit in 
der. Regelung des Beamtenwesens in Bund, Ländern 
und Kommunen getragen. Wenn ich richtig gelesen 
habe, bestand auf allen Seiten dieses Hauses ebenso 
wie bei der Regierung Einigkeit darüber, daß in 
einer Aufeinanderfolge von abgestimmten Maßnah-
men die angestrebte Einheit wiederhergestellt wer-
den soll. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU.) 

Ich möchte jedoch, um Mißverständnisse auszu-
schließen, ausdrücklich hervorheben, daß auch wir 
an dem Konzept einer Folge von Einzelmaßnahmen 
festhalten. Wir halten es also ebenfalls nicht für 
richtig, daß die Änderung des Art. 75 des Grund-
gesetzes am Anfang dieses Stufenplanes stehen soll. 
Wir begrüßen daher auch die Ankündigung des 
Herrn Bundesinnenministers, uns noch vor der Som-
merpause einen Gesetzentwurf für ein zweites Vor-
schaltgesetz vorzulegen, und zwar unter Ausschöp-
fung der schon jetzt bestehenden Gesetzgebungs-
kompetenz. Wenn wir dennoch diesen Entschlie-
ßungsantrag einbringen, dann nicht zuletzt auch mit 
Rücksicht auf das inzwischen veröffentlichte Gut-
achten der Sachverständigenkommission für die 
Finanzreform, in dem unter Ziffer 173 ebenfalls eine 
Grundgesetzänderung für erforderlich gehalten wird. 

Vor allem aber verfolgen wir mit diesem Antrag 
dreierlei: Erstens. Wir möchten sozusagen in Er-
gänzung des am 21. April von diesem Hause ver-
abschiedeten Entschließungsantrags darauf hinwei-
sen, daß ohne eine Erweiterung der Bundeskompe-
tenz letztlich eine einheitliche Besoldung nicht er-
reicht und gesichert werden kann. Zweitens möchten 
wir die Regierung zu einer Überprüfung anregen, 
ob nicht über ihren im Jahre 1962 eingebrachten Ge-
setzentwurf hinaus auch die Festsetzung einheit-
licher Maßstäbe für die Bewertung der Ämter in die 
Kompetenzerweiterung einbezogen werden soll. 
Drittens möchten wir mit diesem Antrag noch ein-
mal die Bedeutung und Dringlichkeit unterstreichen, 
die wir der baldigen Herstellung einer einheitlichen, 
gerechten und ebenso auch angemessenen Beamten-
besoldung einräumen. Wir sind uns aber dessen 
bewußt, daß die Frage, ob diese einheitliche Rege-
lung über Art. 75 des Grundgesetzes herbeigeführt 
werden kann, eine rechtliche Problematik enthält, 
nämlich die Frage aufwirft, ob damit nicht der Cha-
rakter des Art. 75 als Rahmenvorschrift gesprengt 
wird. 

Aus diesem Grunde beantrage ich namens der 
CDU/CSU-Fraktion, diesen Antrag dem Ausschuß 
für Inneres zur weiteren Bearbeitung zu überweisen. 

(Beifall bei der  CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Herr Abge

-

ordneter Schmitt-Vockenhausen! 

Schmitt-Vockenhausen .(SPD): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Mit dem 
letzten Vorschlag ist ,ein Weg zur Güte gezeigt. 
Denn erstens wird der Antrag der tatsächlichen 
Situation in der Diskussion um die große Besol-
dungsreform nicht gerecht. Zweitens hat sich aus 
der Begründung ergeben, wie überflüssig er im 
Grunde ist. Wir alle haben hier im April über das 
große Ziel der Wiederherstellung der Besoldungs-
einheit gesprochen. Wir sind uns darüber im. kla-
ren, daß wir dieses Ziel gegebenenfalls auch in 
Stufen 'erreichen können: Nur dürfen die Stufen 
dann nicht zu klein sein. Der alte Änderungsvor-
schlag zu Art. 75 des Grundgesetzes war jedenfalls 
kein geeignetes' Instrument und ist es auch in einer 
Neuauflage nicht. Wir werden die Sache im Aus-
schuß weiter 'behandeln. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es ist Über-
weisung an den Ausschuß für Inneres beantragt. Ist 
das Haus einverstanden? — Kein Widersruch; es 
ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich appelliere noch 
einmal ,an Sie, etwas knapper zu begründen; wir 
haben nämlich noch etwa zehn Entschließungsan-
träge. Ich möchte, wenn irgend möglich, das gege-
bene Wort halten und auch noch die Geschäfts-
ordnungsanträge heute erledigen, damit die Vor-
lagen in  den  Ausschuß kommen. 

Nun geht es weiter mit den Entschließungsanträ-
gen zu Einzelplan 09 — Geschäftsbereich des Bun-
desminister für Wirtschaft —. 

Zunächst kommen wir zu dem Entschließungsan-
trag der Fraktion der SPD Umdruck 56 *). Wird das 
Wort zur Begründung gewünscht? — Keine Begrün-
dung. Ausgezeichnet! Soll über den Antrag abge-
stimmt oder soll er dem Ausschuß überwiesen wer-
den? 

(Zurufe: Überweisung ,an den Wirtschafts

-

ausschuß!) 

— Es wird Überweisung an den Wirtschaftsaus-
schuß gewünscht. Ist ,das Haus einverstanden? — 
Kein Widerspruch; es ist so beschlossen. 

Jetzt rufe ich .den interfraktionellen Entschlie-
ßungsantrag Umdruck 76 **) auf. Wird das Wort 
zur Begründung gewünscht? 

(Abg. Dr. Pohle: Ich gebe die Begründung 
zu Protokoll! — Beifall.) 

— Herr Abgeordneter Pohle gibt seine Begründung 
zu Protokoll ***). Ich bedanke mich bei ihm. — Soll 
über diesen Entschließungsantrag abgestimmt oder 
soll ,er an den Ausschuß überwiesen werden? 

(Zuruf: Abstimmung!) 

*) Siehe Anlage 12' 
**) Siehe Anlage 13 
***) Siehe Anlage 26 
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— Es soll darüber abgestimmt werden. Wer diesem 
Entschließungsantrag zustimmen will,  den  bitte ich 
um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist ein-
mütig; dieser Entschließungsantrag ist angenom-
men. 

Damit sind die Entschließungsanträge zu Einzel-
plan 09 erledigt. 

Zu Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des Bundes-
ministers für Ernährung, Landwirtschaft und For-
sten — liegt der Entschließungsantrag Umdruck 69 *) 
der Fraktion der SPD vor. Ich frage die Antragstel-
ler, ob sie den Antrag begründen wollen. Keine 
Begründung. Wir stimmen über den Entschließungs-
antrag der Fraktion der SPD Umdruck 69 ab. Wer 
zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — 

(Zurufe von der CDU/CSU: Ausschußüber

-

weisung!) 
Gegenprdbe! — 

(Erneuter Zuruf: Ausschußüberweisung!) 

— Jetzt haben Sie dagegen gestimmt. Jetzt muß ich 
die Abstimmung wiederholen lassen. 

(Anhaltende Zurufe von der CDU/CSU: 
Ausschußüberweisung!) 

— Moment! Das wäre ganz unkorrekt, was ich jetzt 
machen soll. Dazu brauche ich die Genehmigung des 
Hauses, da wir uns bereits in der Abstimmung be-
finden. — Das Wort zur Abstimmung hat Herr 
Abgeordneter Frehsee.  

Frehsee (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD Umdruck 69 ist in seinem Inhalt völlig 
klar. In seiner politischen Zielsetzung ist er kon-
struktiv und völlig eindeutig. 

(Zuruf von der FDP: Glauben Sie!) 

Es gibt keine Veranlassung, diesen Entschließungs-
antrag an den Ausschuß zu überweisen. 

Ich mache auch auf die Geschäftslage des Aus-
schusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
aufmerksam, dem der Antrag dann überwiesen 
werden müßte. Dieser Ausschuß ist einer der meist

-

beschäftigten Ausschüsse des Bundestages. 

(Zuruf von der Mitte: Na, na!) 

— Bitte, auch angesichts der nun kurz bevorstehen-
den Einführung einer gemeinsamen Agrarpolitik in 
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, ange-
sichts der großen Debatte, die wir am 15. Juni hier 
über die gemeinsame Agrarpolitik führen werden. 

Namens der Fraktion der SPD beantrage ich, 
über diesen Antrag abzustimmen. Ich bin der Mei-
nung, daß er der weitergehende ist. 

(Widerspruch in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Nein, Herr 
Abgeordneter Frehsee, Anträge auf Ausschußüber-
weisung gehen immer vor; das steht in der Ge-
schäftsordnung. — Herr Abgeordneter Mertes! 

1 Siehe Anlage 14 

Mertes (FDP) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die Koalitionsfraktionen teilen nicht 
die Ansicht des Kollegen Frehsee hinsichtlich der 
Klarheit des Antrages Umdruck 69. Wir beantragen 
deshalb Überweisung an den Ausschuß für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten. 

(Beifall rechts und in der Mitte.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Dieser An-
trag geht vor. Ich lasse darüber abstimmen. 

Wer dem Antrag auf Überweisung an den Aus-
schuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten zu-
zustimmen wünscht, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Das erste war die Mehr

-

heit; die Überweisung ist beschlossen. 

Wir kommen jetzt zu den Entschließungsanträgen 
zum Einzelplan 11. Ich rufe zunächst den Antrag 
der Fraktionen der CDU/CSU und der FDP Um-
druck 631 auf. Wird das Wort zur Begründung ge-
wünscht? 

(Abg. Dr. Götz: Es wird Annahme empfoh-
len!)  

— Ich lasse also darüber abstimmen. Wer dem Ent-
schließungsantrag Umdruck 63 zuzustimmen wünscht, 
den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! —
Enthaltungen? — Dieser Entschließungsantrag ist 
einstimmig angenommen. 

Wir kommen jetzt zum Entschließungsantrag der 
SPD Umdruck 58 Ss). Wird das Wort zur Begrün-
dung gewünscht? — Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Bazille. 

Bazille (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Auf Umdruck 58 legt Ihnen die sozialdemo-
kratische Bundestagsfraktion einen Entschließungs-
antrag vor, mit dem die Bundesregierung ersucht 
wird, bis zum 30. Juni 1966 den Entwurf eines Drit-
ten Neuordnungsgesetzes zum Kriegsopferrecht 
vorzulegen. 

Wir halten diesen Termin für ein äußerstes Ent-
gegenkommen, wenn gewährleistet werden soll, 
daß die gesetzgebende Körperschaften noch in die-
sem Jahr mit der Beratung des Dritten Neuord-
nungsgesetzes beginnen können mit dem Ziel, sie 
abzuschließen. Die Bundesregierung selbst hat als 
ihr Ziel eine laufende Angleichung der Renten-
leistungen des Bundesversorgungsgesetzes in zwei-
jährigem Abstand erklärt. Diese Angleichung soll 
unter Berücksichtigung der Entwicklung der wirt-
schaftlichen Leistungsfähigkeit und des realen 
Wachstums der Volkswirtschaft vorgenommen wer-
den. Über diese Zielsetzung besteht wohl im Hause 
weitgehende Übereinstimmung. 

Aber diese Zielsetzung erfordert ein schnelles 
Handeln, nachdem wir hier jetzt ohnehin überhaupt 
nicht mehr in der Lage sein werden, den zweijähri-
gen Abstand einzuhalten. Das Zweite Neuordnungs-
gesetz in  der Kriegsopferversorgung ist am 1. Ja-
nuar 1964 in Kraft getreten. Wollte man den zwei- 

*) Siehe Anlage 15 
**) Siehe Anlage 16 
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jährigen Abstand der Anpassung einhalten, hätte 
ein Drittes Neuordnungsgesetz zum 1. Januar 1966 
in Kraft treten müssen. Auf die zeitliche Verzöge-
rung in der Anpassung des Kriegsopferrechts 
brauche ich hier nicht im einzelnen einzugehen. 
Sprecher aller Fraktionen haben im Rahmen ver-
schiedener Aussprachen schon darauf hingewiesen, 
daß sie die zwingende Notwendigkeit dieser An-
passung des Kriegsopferrechts prinzipiell anerken-
nen. Es geht also jetzt darum, daß die Bundes-
regierung, die sich seit über einem Jahr in den 
Vorbereitungen dieses Dritten Neuordnungsgeset-
zes befindet, die gesetzgebenden Körperschaften so 
schnell wie möglich damit befaßt. Darauf zielt unser 
Antrag ab, und ich bitte das Haus, ihm zuzu-
stimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Bundesminister für Arbeit und Sozialord-
nung. 

Katzer, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Nur eine ganz kurze Berner

-

kung. Der Herr Bundeskanzler hat in seiner Regie-
rungserklärung und ich selbst habe in der Aus-
sprache zur Regierungserklärung dargelegt, daß wir 
ein drittes Neuordnungsgesetz so rechtzeitig vor-
legen, daß es in diesem Jahr verabschiedet werden 
kann. Daran hat sich nichts geändert. Wir werden 
die Gesetzesvorbereitungen so treffen, daß das 
Hohe Haus unmittelbar nach den Parlamentsferien 
darüber beschließen kann. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Mick. 

Mick (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Was Herr Minister 
Katzer hier ausführte, hat er in den letzten Wochen 
praktisch — entschuldigen Sie den etwas respekt-
losen Ausdruck — fast an jeder Straßenecke erklärt. 
Ich hätte Verständnis dafür gehabt, wenn ein An-
trag gekommen wäre, daß Herr Katzer diese Erklä-
rung einmal singen sollte. Das wäre eine Abwechs-
lung gewesen. Für uns besteht kein Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit der Erklärung der Bundesregie-
rung. Ich bitte darum, den Antrag abzulehnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir stimmen 
ab über den Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD. Ausschußüberweisung ist nicht vorgeschlagen? 

(Zurufe von der SPD: Nein, Abstimmung!) 

— Abstimmung. Wer dem Entschließungsantrag 
Umdruck 58 zustimmen will, gebe bitte ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Das letzte ist die Mehr-
heit; der Entschließungsantrag Umdruck 58 ist ab-
gelehnt. 

Es geht weiter mit den Entschließungsanträgen 
zum Einzelplan 12, Geschäftsbereich des Bundes

-

ministers für Verkehr, zunächst dem Entschließungs-
antrag der Fraktionen der CDU/CSU, FDP auf Um-
druck 64 *). Wird das Wort zur Begründung ge-
wünscht? — Bitte sehr! 

Holkenbrink (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich gebe hier nur eine kurze 
Erläuterung ab und übergebe das andere zu Proto-
koll **) 

(Beifall.) 

Unsere Fraktion will mit diesem Entschließungs-
antrag dem Herrn Finanzminister nachdrücklich zum 
Ausdruck bringen, daß zum frühestmöglichen Zeit-
punkt, sobald sich in diesem Jahre die Einnahmen, 
überblicken lassen, dem Bundesverkehrsminister 
Ausgabeermächtigungen im Sinne des § 7 Abs. 6 
des Haushaltsgesetzes gegeben werden. Wir wis-
sen, daß diese Ausgabeermächtigungen und Mittel-
bereitstellungen im Straßenbau, wenn sie etwa erst 
im Oktober erfolgen, nur schwer oder nur zu einem 
geringen Teil bauwirksam werden können, je nach 
der Wetterlage. Wir möchten mit diesem Antrag 
nachdrücklichst zum Ausdruck bringen, daß bei allen 
Schwierigkeiten der Haushaltslage alles Menschen-
mögliche geschieht, damit über den jetzigen Rahmen 
hinaus noch Mittel nach § 7 Abs. 6 zur Verfügung 
gestellt werden. 

Ausführliche Begründung gebe ich zu Protokoll. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird dazu 
weiter das Wort gewünscht? — Bitte sehr! 

Börner (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Bei dem Antrag der 
Koalitionsfraktionen handelt es sich um eine typi-
sche zweitbeste Lösung. Wir bedauern, daß unser 
Antrag auf Erhöhung der entsprechenden Titel im 
Fernstraßenhaushalt abgelehnt wurde, sind aber be-
reit, da es uns um die Sache geht und wir der Mei-
nung sind, daß hier bald zusätzliche Mittel fließen 
müssen, Ihrem Antrag zuzustimmen. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Keine weite-
ren Wortmeldungen. Wir stimmen ab über den Ent-
schließungsantrag Umdruck 64. Wer zuzustimmen 
wünscht, gebe bitte ein Handzeichen. — Gegen-
probe! — Enthaltungen? — Einstimmig angenom-
men. 

Umdruck 57 ***), Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD. Wird das Wort zur Begründung gewünscht? 
— Bitte sehr, Herr Abgeordneter. 

Börner (SPD) : Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Die sozialdemokratische 
Fraktion des Hauses hat in der zweiten Lesung des 
Verkehrshaushalts ihre Vorstellungen zur Ver-
kehrspolitik eingehend begründet. Wir haben nun 
unsere Vorstellungen von den Maßnahmen der zu- 

*) Siehe Anlage 17 
**) Siehe Anlage 27 
*** )  Siehe Anlage 18 
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künftigen Monate in einer Zehn-Punkte-Entschlie-

ßung zusammengefaßt, von der wir meinen, daß sie 
die dringendsten Probleme beinhaltet. Wir hoffen, 
daß die darin aufgeführten drei wichtigen Probleme 
mit der Hilfe auch der Koalition gelöst werden 
können. 

Es handelt sich in den Punkten 1 bis 3 um das 
Problem der Verkehrsnöte der Gemeinden, wo-
bei hier übereinstimmend festgestellt wurde, daß 
schnelle Lösungen die beste Hilfe sind. 

Es handelt sich in den Punkten 4 und 5 um die 
Frage der Straßenbaufinanzierung. Auch hier mei-
nen wir, daß die kommenden Wochen dringend 
genutzt werden müssen, um eine langfristige Lösung 
zu finden. 

Der Punkt 6 des Entschließungsantrags spricht die 
Bundesbahnsanierung an. Wir lassen keinen Zwei-
fel darüber, daß in diesem Punkt 6 nur angedeutet 
ist, welche schwierigen Probleme sich stellen. Wir 
hoffen, daß gerade dieser Punkt in der Ausschuß-
beratung noch eine weitergehende Vertiefung er-
fahren kann, und wir sind, wie wir schon in der 
zweiten Lesung des Haushalts angekündigt haben, 
zu einer konstruktiven Mitarbeit an allen Vorschlä-
gen auch bereit. 

Die Punkte 8, 9 und 10 des Entschließungsantrags 
betreffen die Frage der Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Verkehrswirtschaft im beginnenden euro-
päischen Markt. Auch hier, meinen wir, ist es nütz-
lich, in den Ausschußberatungen noch weiter über 
einzelne Probleme zu sprechen. 

Aus diesem Grunde, meine Damen und Herren, 
schlägt die Fraktion der SPD vor, den Entschlie-
ßungsantrag an den Verkehrsausschuß — federfüh-
rend —, an den Haushalts- und Finanzausschuß 
— mitberatend — zu überweisen. Wir möchten hof-
fen, daß mit diesem Überweisungsbeschluß nicht 
eine Vertagung des Problems verbunden ist, son-
dern wir erwarten von der Bundesregierung, 
daß sie die in diesem Entschließungsantrag auf-
geführten Probleme schon in den nächsten Wochen 
so weit bearbeitet, daß im Ausschuß die konstruk-
tive Mitarbeit der Fraktionen zu einer recht baldi-
gen endgültigen Klärung führt. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wird weiter 
das Wort gewünscht? — Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen dann zur Abstimmung über den An-
trag, den Entschließungsantrag Umdruck 57 an den 
Verkehrsausschuß — federführend — und an den 
Haushaltsausschuß und den Finanzausschuß — mit-
beratend — zu überweisen. Wird diesem Antrag 
auf Überweisung zugestimmt? — Keine Gegenstim-
men. Die Überweisung ist so beschlossen. 

Dann rufe ich den Entschließungsantrag der Frak-
tion der SPD zum Einzelplan 23 — Umdruck 45 *) —
Geschäftsbereich des Bundesministers für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit — auf. Wird zur Begründung 
das Wort gewünscht? — Bitte sehr! 

*) Siehe Anlage 19 

Flämig (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Nur ein paar kurze Bemerkungen, weil das 
Thema, das hier angeschnitten wird, in den gesam-
ten Haushaltsberatungen bis jetzt nicht angespro-
chen worden ist. Es dreht sich hier um die Unter-
stützung der kommunalen Partnerschaften, in die-
sem Fall nur um die kommunalen Partnerschaften 
mit Entwicklungsländern. In mehreren Besprechun-
gen des Ministeriums für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit mit den kommunalen Spitzenverbänden der 
Bundesrepublik, an denen auch Vertreter des Aus-
wärtigen Amts teilnahmen, ist betont worden, daß 
es im Interesse der Bundesrepublik liege, wenn ent-
wicklungswichtige Maßnahmen durch kommunale 
Partnerschaften unterstützt oder getragen werden. 

(Zurufe.) 

— Ja, es sind mehrere Gründe angeführt worden, 
selbst von Vertretern der Regierung. Der Bund stehe 
im Rahmen der Entwicklungshilfe des öfteren vor 
der Notwendigkeit, entwicklungswichtige Einzel-
maßnahmen zu fördern, z. B. Ausstattung von Schul-
zentren, Bau von Schlachthöfen, von Wasserversor-
gungs- oder Entwässerungsanlagen, kurz gesagt, 
kommunale Einrichtungen. Unsere Städte verfügen 
gerade auf diesen Gebieten über eine reiche Erfah-
rung. Sie haben auch Fachleute, die in der Lage 
wären, diese Erfahrungen während eines zeitlich be-
grenzten Aufenthalts in Entwicklungsländern weiter-
zugeben. Der Bund hingegen ist personell für solche 
Aufgaben nicht so gut gerüstet. Wenn wir z. B. 
hören, daß es dem Ministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit ungeheure Mühe bereitete, einen 
erfahrenen Schlachthofdirektor aufzutreiben, der 
willens und in der Lage war, ein Entwicklungsland 
bei der Anlage eines Schlachthofes zu beraten, so 
verdeutlicht dies, meine Damen und Herren, um was 
es hier geht. 

Bisher mußten derartige Maßnahmen in Ermange-
lung eines eigenen Titels aus vier oder fünf ver-
schiedenen Haushaltstiteln finanziert werden. Ab-
gesehen von dem unnötigen Verwaltungsaufwand 
kam es zwangsläufig auch zu Schwierigkeiten, weil 
jeder Titel besondere Bewirtschaftungsrichtlinien 
hat. Der Zusammenhang ging verloren oder aber  — 
was  viel mehr zu bedauern ist — die Maßnahmen 
wurden wegen der Schwierigkeiten gar nicht in 
Angriff genommen. 

Städtepartnerschaften sind unbestreitbar beson-
ders geeignet, den Bund in seinen Bemühungen um 
praktische Entwicklungshilfe durch entwicklungs-
wichtige Einzelmaßnahmen zu unterstützen. Daher 
wäre es sicher sinnvoll — meine Damen und Herren, 
ich spreche die Kommunalpolitiker unter Ihnen 
an —, auch Kommunen als Träger entwicklungs-
wichtiger Maßnahmen anzuerkennen. Man sollte, 
ebenso wie es Titel für Kirchen und für freie Orga-
nisationen als Träger solcher Maßnahmen gibt, 
einen besonderen Haushaltstitel für Kommunen als 
Träger schaffen. 
Aber es gibt auch noch einen eminent politischen 

Grund, der dafür spricht. Mit Besorgnis ist in den 
letzten Jahren beobachtet worden, daß die Sowjet-
zone auf dem Umweg über sogenannte kommunale 
Partnerschaften versucht, politischen Einfluß auf 
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Entwicklungsländer zu gewinnen, die alle die SBZ 
nicht als eigenen Staat anerkennen. Die Macht-
haber der Sowjetzone unterlaufen auf diese Weise 
die sogenannte Hallsteindoktrin, indem sie bei-
spielsweise allein in Afrika bisher schon 30 kommu-
nale Partnerschaften mit großen Gemeinden, oft mit 
Landeshauptstädten, eingegangen sind. Es ist vor-
gekommen, daß die Zonenflagge in Staaten der 
neutralen Welt zwar nicht an Botschaftsgebäuden, 
wohl aber aus Anlaß sogenannter Partnerschafts-
feiern auf Rathäusern gehißt wurde. 

(Abg. Haase  [Kassel]:  Unerhört!) 

— Das ist unerhört, allerdings! Zweifellos kann die 
Bundesrepublik einer solchen Entwicklung nicht 
tatenlos zusehen. Es stehen nämlich hinter den 
mitteldeutschen Städten die kommunistischen 
Staatsbehörden in Pankow, die ihre Städte finan-
ziell unterstützen und nur vorschieben. 

Die Bundesrepublik kann es sich unseres Erach-
tens nicht leisten, den Kommunisten das kommu

-n

ale Feld in Entwicklungsländern zu überlassen. 
Das ist der Grund, warum das Auswärtige Amt 
und das Ministerium für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit an die kommunalen Spitzenverbände mit der 
Anregung herangetreten sind, auf die zahlreichen 
Bitten aus Entwicklungsländern nach kommunalem 
Erfahrungsaustausch und Städtepartnerschaften ein-
zugehen. 

Wir haben Beispiele gut funktionierender Part-
nerschaften mit Entwicklungsländern. Köln ist mit 
Tunis, Braunschweig mit Bandung in Indonesien, 
Eckernförde mit Tanga in Tansania, Glückstadt in 
Holstein mit Ebolowa in Kamerun verschwistert. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Für diese Auf

-

zählung haben wir doch jetzt keine Zeit! 
— Die sollen daheim bleiben! — Weitere 
Zurufe und starke Unruhe bei der CDU/ 

CSU.) 

— Gut, dann sage ich es zusammenfassend. 

(Beifall und Heiterkeit.) 

Mit diesem Antrag ist nicht daran gedacht, die 
Mittel zur Förderung entwicklungswichtiger Maß-
nahmen als Reisekosten zu verwenden. Gewisse 
finanzielle Opfer müssen die deutschen Partner-
städte auf sich nehmen. 

(Zuruf: Wir haben doch kein Geld!) 

Unser Entschließungsantrag verlangt auch keine 
zusätzlichen Mittel, sondern lediglich einen Titel. 
Dabei bleibt es dem Ministerium für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und dem Ausschuß für Ent-
wicklungshilfe überlassen, zu entscheiden, wo an 
anderer Stelle Mittel frei gemacht oder neu in  den 
Titel eingesetzt werden sollen. Im übrigen soll die-
ser Titel nicht 1966, sondern im Jahre 1967 ein-
gerichtet werden. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Gewandt. 

Gewandt (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Mein verehrter 
Vorredner hat schon darauf hingewiesen,  daß er 
nicht mehr Geld für einen neuen Zweckbeantragt, 
sondern einen neuen Titel. Auf diesen neuen Titel 
können wir auch verzichten. Es gibt bereits im Ein-
zelplan 23 einen Fächer von entwicklungspolitischen 
Maßnahmen, an denen sich auch die Gemeinden als 
Träger beteiligen können. Ichglaube außerdem, 
man kann einen Haushalt nur nach Sachgebieten 
aufteilen und die Titel nach Sachgebieten ausrich-
ten, nicht nach dem Träger. 

(Beifall hei der CDU/CSU.) 

Deshalb ist es wohl nicht möglich, diesem Antrag 
zu entsprechen. Denn das, was Sie hier so beredt 
vertreten haben, kann bereits heute gegeben wer-
den und wird gegeben. 

Um eines komme ich allerdings nicht herum. Sie 
 haben Braunschweig genannt. Eines wollen wir in 

den Ausschüssen nicht: einen Topf schaffen für Rei-
sen von Kommunalpolitikern zur Erlangung von 
Doktorgraden in überseeischen Ländern. 

(Heiterkeit und Beifall bei den Regierungs

-

parteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Wir kommen 
zur Abstimmung über .den Entschließungsantrag der 
Fraktion der SPD auf Umdruck 45. Wer diesem Ent-
schließungsantrag zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Das ist 
die Mehrheit; der Antrag ist abgelehnt.  

Jetzt kommt ,der Entschließungsantrag der Frak-
tionen der CDU/CSU, FDP zu dem Einzelplan 31 
— Geschäftsbereich des Bundesministers für wissen-
schaftliche Forschung — auf Umdruck 661. Wird 
das Wort zur Begründung gewünscht? — Das Wort 
hat der Herr Abgeordnete Gottesleben. 

Gottesleben (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auch ich möchte 
mir nicht den Unmut des Hauses zuziehen, indem 
ich längere Ausführungen mache, sondern möchte 
die vorgesehenen Ausführungen hierzu zu Proto-
koll **) geben. 

(Beifall.) 

Aber ich bitte um wohlwollende Rücksichtnahme, 
wenn ich in vier kurzen Sätzen wenigstens das sage, 
was wir mit unserem Entschließungsantrag wollen. 
Unser Entschließungsantrag hat erstens das Ziel, 
daß nach Neufassung des Verwaltungsabkommens 
zwischen Bund und Ländern im Rahmen ,der mittel-
fristigen Haushaltsplanung für die  Jahre 1967 bis 
1969 feste Beträge für den Ausbau der bestehenden 
Hochschulen vorgesehen werden. Zweitens bitten 
wir in unserem Antrag den  Wissenschaftsrat um bal-
dige Vorlage eines Generalbauplans bei gleichzei-
tiger jährlicher Empfehlung über die Verwendung 
der entsprechenden Mittel. Drittens wollen wir er-
reichen, daß neue Bauvorhaben zunächst vom Wis- 

*) Siehe Anlage 20 
**) Siehe Anlage 28 
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senschaftsrat unter sachlichen und wirtschaftlichen 
Gesichtspunkten geprüft und gebilligt werden. Und 
schließlich möchten wir im Rahmen der Finanz-
reform eine Beteiligung des Bundes am Ausbau der 
neuen Hochschulen erreichen. 

Ich bitte Sie, diesem unserem Entschließungs-
antrag Ihre Zustimmung zu geben. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Herr Abgeordnete Rau. 

Dr. Rau (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Obwohl wir in  der  Tendenz diesem Antrag 
zustimmen, können wir unsere Stimme nicht in die-
ser Form dafür abgeben. Bei einigen grundsätz-
lichen Fragen, die in der vorausgegangenen Dis-
kussion schon behandelt worden sind, sind wir etwas 
abweichender Ansicht. Da ist z. B. die Frage des 
Beteiligungsverhältnisses zwischen Bund und Lan-
dern, wo wir ein echtes Partnerschaftsverhältnis von 
1 : 1 wollen, während in dem Entschließungsantrag 
offenbar ein zwar steigender, aber doch nicht am 
Bedarf orientierter Betrag gemeint ist. Daraus er-
geben sich eine Reihe von Konsequenzen. 

Ich bitte also, meine sehr verehrten Damen und 
Herren, diesen Antrag zunächst dem Ausschuß für 
Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik sowie 
zur Mitberatung an den Haushaltsausschuß zu über-
weisen, damit diese Fragen geklärt werden können. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Sie haben 
den Antrag auf Ausschußüberweisung gehört. Wer 
diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Hand-
zeichen. — Gegenprobe! — Das ist die Mehrheit; 
der Antrag auf Ausschußüberweisung ist abgelehnt. 

Wir kommen zur Abstimmung über den Antrag in 
der Sache. Wer dem Antrag Umdruck 66 zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 
Gegenprobe! — Enthaltungen? — Bei zahlreichen 
Enthaltungen ist der Entschließungsantrag Umdruck 
66 angenommen. 

Ich rufe den Entschließungsantrag der Fraktion 
der SPD zum Einzelplan 36 — Zivile Verteidigung — 
auf Umdruck 46 *) auf. Wird er begründet? 

(Abg. Hermsdorf: Er ist gestern begründet 
worden!) 

— Er ist begründet. 

Wir kommen zur Abstimmung über diesen Ent-
schließungsantrag. 

(Abg. Windelen: Innenausschuß federfüh

-

rend, Haushaltsausschuß mitberatend!) 

— Innenausschuß federführend, Haushaltsausschuß 
mitberatend. Ist das einvernehmlich? — Es ist so be-
schlossen. 

Nun der letzte Entschließungsantrag, ein interfrak-
tioneller Antrag zum Haushaltsgesetz 1966 auf Um

-

*) Siehe Anlage 21  

druck 72 *). Wird dieser Entschließungsantrag der 
drei Fraktionen des Hauses begründet? 

(Abg. Windelen: Er ist begründet!) 

Wird dazu das Wort gewünscht? — Das Wort wird 
nicht gewünscht. 

Wer dem Entschließungsantrag Umdruck 72 zuzu-
stimmen wünscht, den bitte ich um ein Handzei-
chen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — Der Ent-
schließungsantrag der drei Fraktionen des Hauses 
auf Umdruck 72 ist einstimmig angenommen. 

Damit sind sämtliche Änderungsanträge und 
sämtliche Entschließungsanträge zum Haushalt 1966 
abgestimmt. 

(Abg. Leicht: Es fehlt noch Umdruck 71 **) 
zum Einzelplan 60!) 

— Ist erledigt durch Annahme des Antrages Um-
druck 77. 

(Widerspruch.) 

- Also dann belehren Sie mich eines Besseren. — 
Herr Abgeordneter Hermsdorf! 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben in der zweiten Lesung 
einen Antrag der CDU/CSU zu dieser Frage ange-
nommen. Dieser Antrag ist als Ergänzung zu dem 
Vorhergehenden zu sehen. Die Ergänzung liegt mei-
ner Ansicht nach in der Ziffer 2. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU.) 

Die Schwierigkeit ist: Ziffer 1 steht meiner Ansicht 
nach in Widerspruch zu Ihrem Antrag, den wir 
gestern angenommen haben. Falls Sie nämlich auf 
der Ziffer 1, d. h. dem Wort „Sonderzuweisungen", 
bestehen, bitte ich um getrennte Abstimmung über 
Ziffer 1 und Ziffer 2. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Einverstanden!) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Es wird so 
verfahren. Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, FDP auf Umdruck 71 zu Einzelplan 60. 
Getrennte Abstimmung! 

Wer der Ziffer 1 zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Ent-
haltungen? — Bei zahlreichen Enthaltungen ist Zif-
fer 1 angenommen. 

Ziffer 2. Wer zuzustimmen wünscht, gebe bitte 
ein Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? 
— Ziffer 2 ist bei drei Enthaltungen angenommen. 

Damit ist auch dieser Entschließungsantrag Um-
druck 71 angenommen. 

Jetzt liegt aber wirklich kein Entschließungs-
antrag oder Änderungsantrag mehr vor. 

Wir kommen zur Abstimmung über das Haus-
haltsgesetz. 

Wer dem Gesetz über die Feststellung des Bundes-
haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1966 (Haus-
haltsgesetz 1966) zuzustimmen wünscht, den bitte 

*) Siehe Anlage 22 
**) Siehe Anlage 23 
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ich, sich zu erheben. — Gegenprobe! — Bei zahl-
reichen Gegenstimmen ist das Haushaltsgesetz 1966 
in dritter Lesung angenommen. 

Herr Abgeordneter Leicht, Sie möchten das Wort 
dazu? — Bitte sehr! 

Leicht (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich soll im Auftrage aller Haushalts-
ausschußmitglieder den Beamten und Angestellten 
des Sekretariats des Haushaltsausschusses für die 
Hilfe, die wir in den letzten Monaten erhalten ha-
ben, recht herzlich Dank sagen. 

(Allgemeiner Beifall.) 

Ich nehme selbstverständlich die Gelegenheit 
wahr, Herr Kollege Hermsdorf, nunmehr auch im 
Namen der Koalition der Regierung, vor allem allen 
Haushaltsreferenten aller Ministerien, insbesondere 
aber dem Herrn Bundesfinanzminister und allen sei-
nen Mitarbeitern, ebenso recht herzlichen Dank zu 
sagen. 

(Beifall bei den Regierungsparteien.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Der Bundes-
tagspräsident freut sich, wenn er auf diese Weise 
Unterstützung bei dem schönen Brauch des Hauses 
findet, nach der Verabschiedung des wichtigsten Ge-
setzes, das — jedenfalls routinemäßig — der Bundes-
tag jedes Jahr zu verabschieden hat, den Dank des 
Hauses an die meistbeteiligten Ausschüsse und dar-
unter in erster Linie an den Haushaltsausschuß 
auszusprechen. 

(Beifall.) 

Namens des Hauses spreche ich diesen Dank 
auch dem Herrn Bundesfinanzminister und seinen 
Mitarbeitern aus. 

Das Wort hat der Herr Bundesfinanzminister. 

Dr. Dahlgrün, Bundesminister der Finanzen: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Erlauben 
Sie auch mir am Abschluß dieser langen, aber in an-
erkennenswerter Sachlichkeit geführten Debatte ein 
Dankeswort Ich möchte dieses Dankeswort in erster 
Linie an den Steuerzahler draußen im Lande rich-
ten, der bei in der Breite hervorragender Steuer-
moral durch seine Steuergroschen die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen hat, daß der Bund die gewal-
tigen Leistungen für die soziale Sicherheit, für die 
Sicherung unserer inneren und äußeren Freiheit und 
für das Wachstum unserer Wirtschaft erbringen 
kann. 

(Beifall.) 

Mein Dank gilt ebenfalls in erster Linie den 
Damen und Herren, die Mitglieder des Haushalts-
ausschusses sind, an der Spitze ihrem Vorsitzenden, 
Herrn Kollegen Schoettle. 

(Beifall.) 

Die abschließende Beratung des Haushaltsgeset-
zes 1966 wird im Bundesrat am Freitag nächster 
Woche durchgeführt. Mein Dank gilt deshalb auch 
den Mitgliedern des Finanzausschusses des Bundes-
rats und seinen Finanzreferenten, die parallel zur 
zweiten und dritten Lesung in diesem Hohen Hause  

den zweiten Durchgang im Bundesrat vorbereitet 
haben. 

Ich danke ihnen allen, insbesondere auch meinen 
Mitarbeitern im eigenen Hause und in den Haus-
haltsabteilungen der übrigen Ressorts. 

(Beifall.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Hermsdorf. 

Hermsdorf (SPD) : Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Damit keine Mißverständnisse auf-
kommen — vielleicht liegt es daran, daß ich mich in 
der vorherigen Besprechung mit Herrn Leicht ein 
wenig unglücklich ausgedrückt habe —: selbstver-
ständlich bedanken auch wir uns bei den Referenten 
und Mitarbeitern des Finanzministeriums. Aber, 
Herr Minister, es ist eine alte Übung, daß nicht der 
Minister das Schlußwort hat, sondern das Haus. 
Lassen Sie mich daher noch eine ganz kurze Bemer-
kung anläßlich der Dankadresse, die Sie hier an das 
Haus gerichtet haben, machen. 

Sie haben — nicht nur jetzt, sondern auch schon 
vorher — dargelegt, daß bei der Beratung des 
Haushalts im ganzen Hause und insbesondere im 
Haushaltsausschuß eine ernsthafte Mitarbeit auf 
allen Seiten zu verzeichnen war. Lassen Sie mich bei 
Anerkennung dieser Tatsache eine Bitte an Ihr Haus 
aussprechen, deren Erfüllung unsere Mitarbeit in 
Zukunft noch intensiver werden lassen könnte. Es 
ist kein Geheimnis, daß die Koalitionsfraktionen 
von Ihrem Hause und von Ihnen persönlich inten-
siver, häufiger und freiwilliger Auskunft bekommen 
als wir. Wir möchten gern, daß diese Bereitschaft 
zu Auskünften während der Vorarbeiten genauso 
auch auf uns übertragen würde. Denn es ist für uns 
eine Schwierigkeit, daß Sie in der Koalition häufig 
schon lange Informationen haben, die wir noch nicht 
kennen. Es wäre gut und könnte die Arbeit noch 
mehr fördern, wenn von diesen Vorarbeiten auch 
die Opposition frühzeitig informiert würde. Das ist 
die Bitte, die ich hier noch aussprechen wollte. 

(Beifall bei der SPD.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Ich rufe dann 
den Punkt 5 unserer Tagesordnung auf: 

a) Beratung des Antrags des Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal) und ,der Fraktion 
der CDU/CSU 
betr. Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 
— Drucksache V/114 — 

b) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dichgans, Ruf, Dr. Pohle und Genossen 
betr. Änderung des § 85 der Geschäftsord-
nung des Deutschen Bundestages 
— Drucksache V/69 (neu) — 

c) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dichgans, Dr. Conring, Ruf, Dr. Pohle und 
Genossen eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Reichshaus-
haltsordnung — Drucksache V/68 — 
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Präsident D. Dr. Gerstenmaier 
d) Beratung des Antrags der Fraktion der 

SPD 
betr. Ergänzung des § 33 Abs. 1 der Ge-
schäftsordnung des Deutschen Bundestages 
Drucksache V/396 — 

e) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dichgans, Blank, Wagner, Ruf und Ge

-

nossen 
betr. Änderung der Geschäftsordnung des 
Deutschen Bundestages 
— Drucksache V/509 — 

f) Beratung des Antrags der Abgeordneten 
Dr. Schmidt (Wuppertal), Bading, Mertes 
und Genossen 
betr. Änderung und Ergänzung der Ge

-

schäftsordnung des Deutschen Bundestages 
— Drucksache V/125 — 

Zunächst Punkt 5 a)! 

(Abg. Dichgans meldet sich zu Wort.) 

— Ich bitte, mich nicht zu unterbrechen. Das Wort 
zur Geschäftsordnung wird nach Ermessen erteilt. 
Lassen Sie mich erst einmal ausreden. Wollen Sie 
jetzt das Wort zu dem Punkt 5 a)? — Bitte, das 
Wort hat der Abgeordnete Dichgans. 

(Zuruf des Abg. Dr. Mommer. — Zuruf von 
der CDU/CSU: Er will das Wort nur zur 

Geschäftsordnung!) 

Ich gebe das Wort zur Geschäftsordnung zunächst 
Herrn Abgeordneten Dichgans. 

Dichgans (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen, meine Herren! Namens der 
CDU/CSU möchte ich zwei Anträge stellen: erstens, 
der Punkt wird vertagt, zweitens wird zugleich 
beschlossen, daß dieser Punkt mit Vorrang auf die 
Tagesordnung der nächsten Plenarsitzung kommt. 

Die Antragsteller sind der Meinung, daß es der 
Wichtigkeit des Anliegens nicht entsprechen würde, 
wenn wir jetzt am Freitag vor Pfingsten gegen 
14 Uhr eine Diskussion darüber beginnen wür-
den. Aber ich glaube, daß die Angelegenheit 
allmählich dringlich . wird. Einige dieser Anträge 
sind am 1. Dezember vorigen Jahres gedruckt, also 
nahezu sechs Monate alt. Wenn davon die Rede 
sein sollte, daß die Überlastung des Bundestages 
bisher die Behandlung verhindert habe, so möchte 
ich sagen, ich habe festgestellt, daß der Bundestag 
in der Zeit vom 1. Januar bis zum 15. Mai nur an 
14 Tagen Plenarsitzungen gehabt hat, die länger 
als zwei Stunden gedauert haben. Es wird also all-
mählich Zeit, daß wir uns mit dieser Frage ernsthaft 
beschäftigen. 

Deshalb stelle ich den Antrag, bereits jetzt zu 
beschließen, daß dieser Punkt mit Vorrang auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung gesetzt wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, Sie haben diesen Antrag gehört. Das 

ist ein Antrag zur Vertagung. § 77 Abs. 3 der Ge-
schäftsordnung lautet: 

Der Bundestag kann beschließen, die Beratung 
eines Gegenstandes vor Eintritt in die Beratung 
bis zu vier Wochen zu vertagen. Eine weitere 
Vertagung der Beratung ist nur mit Zustim-
mung der Antragsteller möglich. Der Antrag 
auf Vertagung der Beratung muß gedruckt vor-
liegen und auf der Tagesordnung stehen. 

(Abg. Rasner: Von dem letzten können wir 
abweichen!) 

— Wir können abweichen; ja. Aber ich mache 
darauf aufmerksam, Herr Kollege Dichgans, es ist 
ganz ungewöhnlich, daß mit einem solchen Antrag 
beschlossen wird, wann verhandelt wird. Wenn Sie 
jetzt auf die Verhandlung, die Ihnen für heute 
in Aussicht gestellt war — das Haus tagt ohnehin 
programmgemäß bis 14 Uhr —, verzichten, würde 
ich doch empfehlen, es dem Ältestenrat zu über-
lassen, in der ordnungsmäßigen Beratung darüber 
zu befinden, wie er das in die Tagesordnung, die 
er dem Haus vorschlägt, hineinarbeitet. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat der Herr Ab-
geordnete Mommer. 

Dr. Mommer (SPD) : Ich möchte den Vorschlag 
unseres Präsidenten unterstützen, um so mehr, als 
wir in  der  nächsten Tagungswoche wieder sehr in 
Zeitnot sein werden. Das ist die Woche des 17. Juni 
mit zwei halben Tagen für Sitzungen. Da können 
wir wieder nicht heraus. Am zweiten Tag müssen 
wir nachmittags in unsere Wahlkreise, um dort 
Reden zum 17. Juni zu halten. Der Morgen des 
16. Juni ist den Ausschüssen fest zugesagt. Wir ha-
ben nur die zwei halbe Tage, für die wir schon 
wichtige Tagesordnungspunkte vorgesehen haben. 
Dann kommt wahrscheinlich die Vorlage, die sich 
mit dem Thema — ich will es einmal so nennen —
„freies Geleit" befassen soll. Eine Zusage kann hier 
wirklich nicht gegeben werden. Es ist tatsächlich so 
am besten, daß der Ältestenrat überlegt, wie wir es 
machen können. Das Haus beschließt seine Tages-
ordnung selber. Herr Kollege Dichgans, Sie können 
sich dann zu Beginn der Sitzung melden und An-
träge zur Tagesordnung stellen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Das Wort hat 
der Abgeordnete Rasner zur Geschäftsordnung. 

Rasner (CDU/CSU) : Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Antragsteller haben, das muß 
man zugeben, wirklich lang genug gewartet. Für 
unsere Fraktion sage ich, daß wir uns mit dem Vor-
schlag, diesem Tagesodnungspunkt in der nächsten 
Plenarwoche Vorrang einzuräumen, einverstanden 
erklären. Wir werden im Ältestenrat entsprechend 
votieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU.) 

Wir sind uns darüber einig, daß wir, falls wir eine 
interfraktionelle Einigung über das  Thema  errei-
chen, das der Kollege Mommer soeben genannt hat, 
die erste Lesung am Mittwoch als ersten Punkt vor-
nehmen — sie wird ohnehin, wenn wir einig sind, 
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Rasner 
nicht sehr umfangreich sein 	damit wir am Don-
nerstag unter Umständen in die weitere Lesung ein-
treten können. Dem steht die Formulierung des 
Herrn Kollegen Dichgans „mit Vorrang" in keiner 
Weise entgegen. 

Präsident D. Dr. Gerstenmaier: Meine Damen 
und Herren, jetzt eine Geschäftsordnungsdebatte 
weiterzuführen, hat gar keinen Zweck. Herr Kollege 
Dichgans, ich mache Ihnen den Vorschlag, daß Sie 
sich auf § 26 Abs. 4 der Geschäftsordnung berufen, 
da heißt es nämlich: „Der Bundestag kann einen 
Gegenstand von der Tagesordnung absetzen." Das 
ist es doch, was Sie jetzt meinen, daß nicht verhan-
delt, sondern abgesetzt wird. Sie haben hier die Er-
klärungen von zwei Fraktionen des Hauses gehört, 

die bereit sind, diesen Tagesordnungspunkt in der 
nächsten Sitzung mit Vorrang zu behandeln. Ich 
glaube, Sie sollten es damit genug sein lassen. Der 
Ältestenrat muß sich bei der Zusammenstellung der 
nächsten Tagesordnung 'damit befassen. Es hat aber 
gar keinen Zweck, das Haus jetzt formell zu binden. 

Meine Damen und Herren, sind Sie damit einver-
standen, daß nach § 26 Absatz 4 verfahren wird und 
der aufgerufene Punkt 5 a bis f der Tagesordnung 
für heute abgesetzt wird? Einverstanden? — Es ist 
so beschlossen. 

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Ver-
handlung. Ich berufe das Haus für Mittwoch, den 
15. Juni, 14.30 Uhr, ein. Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.46 Uhr.) 

Berichtigung 

Es ist zu lesen: 

41. Sitzung, Seite 1868 D, Zeile 22 von unten statt 
246 : 446 und Zeile 21 von unten statt 245 : 445. 
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Anlage 1 

Liste der beurlaubten Abgeordneten 

Abgeordneter) 	beurlaubt bis einschließlich 

a) Beurlaubungen 

Dr. Achenbach *) 	 27. 5. 
Dr. Aigner *) 	 27.5. 
Dr. Apel 	 27.5. 
Arendt (Wattenscheid) 	27.5. 
Dr. Arndt (Berlin/Köln) 	27. 5. 
Dr. Artzinger *) 	 27. 5. 
Bading 1 	 27.5. 
Bäuerle 	 27. 5. 
Dr.-Ing. Dr. h. c. Balke 	27.5. 
Dr. Barzel 	 31. 5. 
Bauer (Wasserburg) 	 27. 5. 
Bauknecht 	 27. 5. 
Dr. Bechert 	 27. 5. 
Bergmann *) 	 27.5. 
Dr. Birrenbach 	 27. 5. 
Frau Brauksiepe 	 27. 5. 
Brünen 	 27.5. 
Dr. Burgbacher 	 27. 5. 
Burger 	 27. 5. 
Deringer *) 	 27. 5. 
Dr. Dittrich *) 	 27.5. 
Dr. Eckhardt 	 27. 5. 
Dr. Effertz 	 27.5. 
Eisenmann 	 27. 5. 
Enk 	 27. 5. 
Ertl 	 27. 5. 
Eschmann 	 27.5. 
Frieler 	 2.7. 
Dr. Furler 	 29.5. 
Geldner 	 27. 5. 
Gibbert 	 27.5. 
Dr. Giulini 	 20.6. 
Graaff 	 27. 5. 
Gscheidle 	 27. 5. 
Freiher von und zu Guttenberg 	27. 5. 
Haage (München) 	 27.5. 
Dr. Haas 	 27. 5. 
Haehser 	 27. 5. 
Dr. Hammans 	 27.5. 
Hahn (Bielefeld) 	 27.5. 
Dr. Hauser (Sasbach) 	 27. 5. 
Dr. Dr. Heinemann 	 27. 5. 
Hirsch 	 27. 5. 
Hörauf 	 27. 5. 
Illerhaus *) 	 27. 5. 
Frau Jacobi (Marl) 	 1. 7. 
Dr. h. c. Jaksch 	 13. 6. 
Dr. Jungmann 	 30. 6. 
Frau Kalinke 	 27.5. 
Dr. Kempfler 	. 	27.5. 
Klinker *) 	 27. 5. 

*) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen des Euro-
päischen Parlaments 
**) Für die Teilnahme an Ausschußsitzungen der Bera-
tenden Versammlung des Europarats 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Abgeordnete() 	beurlaubt bis einschließlich 

Leber 	 27. 5. 
Lemmer 	 27. 5. 
Lenz (Brühl) *) 	 27. 5. 
Logemann 	 27. 5. 
Lotze 	 27. 5. 
Matthöfer 	 27.5. 
Mauk 	 27. 5. 
Dr. h. c. Menne (Frankfurt) 	27. 5. 
Dr. von Merkatz 	 31. 5. 
Metzger *) 	27. 5. 
Dr. h. c. Dr.-Ing. E. h. Möller 	30. 6. 
Dr. Morgenstern 	 30. 6. 
Müller (Remscheid) 	 27.5. 
Dr. von Nordenskjöld 	27.5. 
Peters (Norden) 	 27.5. 
Reitz 	 27. 5. 
Riedel (Frankfurt) 	 27.5. 
Dr. Schmid-Burgk 	 27.5. 
Schmidhuber 	 28. 5. 
Schultz (Gau-Bischofsheim) 	27.5. 
Dr. Schwörer 	 27. 5. 
Seibert 	 27. 5. 
Seither 	 31.5. 
Seuffert 	 28. 5. 
Dr. Sinn 	 10. 6. 
Stahlberg 	 30. 6. 
Dr. Starke 	 27.5. 
Steinhoff 	 14. 6. 
Stiller 	 27.5. 
Stooß 	 27. 5. 
Frau Strobel *) 	27. 5. 
Dr. Süsterhenn 	 27.5. 
Teriete 	 2. 7. 
Tobaben 	 27. 5. 
Dr. Wahl **) 	27.5. 
Weimer 	 27. 5. 
Welke 	 27. 5. 
Wiefel 	 27. 5. 
Dr. Wilhelmi 	 27.5. 
Winkelheide 	 27. 5. 
Frau Dr. Wolf 	 14. 6. 
Zerbe 	 27. 5. 

b) Urlaubsanträge 

Dr. Stammberger 	 19. 6. 

Anlage 2 	 Umdruck 79 

Änderungsantrag der Fraktionen der CDU/CSU, 
FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des Haus-
haltsgesetzes 1966 - hier: Einzelplan 32 - Bun-
desschuld - (Drucksachen V/250 Anlage, V/596). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

In Kap. 32 03 Tit. 301 - Ausgaben aus Anlaß der 
Beschaffung von Mitteln im Wege des Kredits - 
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wird der Ansatz von 16 615 000 DM um 170 000 DM 
auf 16 445 000 DM herabgesetzt. 

Bonn, den 27. Mai 1966 

Leicht 
Strauß und Fraktion 
Dr. Emde 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 3 	 Umdruck 59 (neu) 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier: Einzelplan 06 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern — (Drucksachen 
V/250 Anlage, V/575, zu V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

ihre Bemühungen auf Abschluß eines Verwaltungs-
abkommens für die einheitliche Regelung der Aus-
bildungsförderung zu intensivieren. Sie hat bis 
31. Oktober 1966 dem Bundestag über das Ergebnis 
dieser Bemühungen zu berichten. Das Verwaltungs-
abkommen soll u. a. folgende Grundsätze berück-
sichtigen: 

a) Ausbildungsförderung wird nach Beendigung 
der Pflichtschulzeit für den Besuch aller staat-
lichen und staatlich anerkannten Ausbildungs-
einrichtungen gewährt. Sie bezieht die an-
erkannten Lehr- und Anlernberufe ein. Für die 
Wahl des Ausbildungsganges sind Eignung und 
Neigung entscheidend. Begabte Erwerbstätige 
werden im Rahmen des zweiten Bildungsweges 
ohne Altersbegrenzung gefördert. 

b) Die Ausbildungsförderung umfaßt sämtliche 
Ausbildungskosten, und zwar den Ausbildungs-
bedarf und auch die Kosten des Lebensunter-
haltes. Die Förderungsbeträge sind den Ver-
änderungen der Lebenshaltungskosten anzu-
passen. 

c) Ausbildungsförderung erhält, wer die Ausbil-
dungskosten nicht oder nur teilweise aufbrin-
gen kann. Sie wird in Höhe des Unterschieds-
betrages zwischen den Ausbildungskosten und 
der zumutbaren Eigenleistung der Eltern und 
des Auszubildenden gewährt.  

Für die Eigenleistung sind Einkommensfrei-
beträge vorzusehen. Sie sind so festzulegen, daß 
Ausbildungsförderung auch mittleren Einkom-
men zugute kommt. 

Bei der Ausbildungsförderung ist die Familien-
größe zu berücksichtigen. 

d) Im ganzen Bundesgebiet gelten für alle jungen 
Menschen die gleichen Förderungsvoraussetzun-
gen und Förderungsleistungen. 

Bonn, -den 26. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 4 	 Umdruck 65 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 29 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Familie 
und Jugend — (Drucksachen V/250 Anlage, V/593). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

den Maßnahmen zur Förderung der Elternbildung 
und dem Bau von Familienferienstätten zugunsten 
kinderreicher Familien besondere Aufmerksamkeit 
zu widmen. Durch die Bereitstellung angemessener 
finanzieller Mittel soll die große Zahl vorliegender 
und unerledigter Anträge auf Zuwendungen für 
den Bau und die Einrichtung von Familienferien-
stätten alsbald bedient werden.  

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 
Erler und Fraktion 

Anlage 5 	 Umdruck 78 

Entschließungsantrag der Fraktion der FDP zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier: Einzelplan 06 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern — (Drucksachen 
V/250 Anlage, V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag noch vor der Einbrin-
gung des Bundeshaushalts für 1967 Vorschläge zu 
unterbreiten 

a) zur Vereinheitlichung und Verbesserung der 
Ausbildungsförderung durch eine Neuverteilung 
aller zur Verfügung stehenden Mittel im Sinne 
einergezielten Förderung, 

b) zu einer verstärkten Hochbegabtenförderung im 
Rahmen der Studienstiftung des Deutschen Vol-
kes. 

Bonn, den 26. Mai 1966 

Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 6 	 Umdruck 34 

Entschließungsantrag der Abgeordneten Dr. 
Schmid (Frankfurt), Dr. Dehler, Dichgans und Ge

-

nossen zur dritten Beratung des Entwurfs des Haus- 
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haltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 02 — Deut-
scher Bundestag — (Drucksachen V/250 Anlage, 
V/571). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Präsident des Deutschen Bundestages wird 
gebeten, ein Archiv „Erinnerungen von Abge-
ordneten" anzulegen. 

2. Auszüge aus diesen Berichten sollen in Sammel-
bänden veröffentlicht werden. 

Bonn, den 10. Mai 1966 

Dr. Schmidt (Frankfurt) 
Dr. Eppler 
Dr. Dehler 
Frau Funcke 
Zoglmann 
Dichgans 
Dr. Artzinger 
Dr. Hofmann (Mainz) 
Krammig 
Meis 

Rösing 
Ruf 
Schlee 
Dr. Schmid-Burgk 
Schulhoff 
Dr. Stecker 
Stiller 
Stooß 
Dr. Dr. h. c. Toussaint 
Wagner 

Anlage 7 	 Umdruck 61 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 05 — 
Geschäftsbereich des Auswärtigen Amts — (Druck-
sachen V/250 Anlage, V/574). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

baldmöglichst für alle ins Ausland entsandten An-
gestellten des Goethe-Instituts die Harmonisierungs-
novelle sinngemäß in vollem Umfange anzuwenden 
und — als Übergangslösung bis zur endgültigen 
Regelung ihrer Steuerzahlung im Inland — eine ein-
heitliche Auslandszulage in Höhe von 80% der-
jenigen von vergleichbaren Bundesbediensteten zu 
gewähren. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 8 	 Umdruck 43 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier Einzelplan 06 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern — (Drucksachen 
V/250 Anlage, V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
spätestens bis zu den Beratungen über den Bundes-
haushalt 1967 Vorschläge zur Neuregelung der 
Hochbegabtenförderung vorzulegen. 

Durch die Neuregelung soll erreicht werden, daß 
einerseits ein der Hochbegabtenförderung angemes-
senes Bewilligungssystem für die Stipendien erhal-
ten bleibt und andererseits ein auf der Basis der 
allgemeinen Studentenförderung nach dem Honnefer 
Modell errechneter Sockelbetrag aus öffentlichen 
Mitteln für die von den Hochbegabten-Förderungs-
werken gewährten Stipendien bereitgestellt werden 
kann. 

Bonn, den 16. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 9 	 Umdruck 44 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurf des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier: Einzelplan 06 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers des Innern (Drucksachen V/250 
Anlage, V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Haushaltsausschuß des Deutschen Bundestages 
eine Neufassung der Bewilligungsbedingungen für 
die Studentenförderung nach dem Honnefer Modell 
ab Haushaltsjahr 1967 vorzulegen, die folgende Än-
derungen vorsieht: 

1. Der Förderungsmeßbetrag wird auf 350 DM im 
Monat angehoben. 

2. Die Förderung erstreckt sich auch während der 
Anfangssemester auf alle Monate. 

3. Die Darlehensförderung wird wieder in das letzte 
Semester der Höchstförderungszeit gelegt. In die-
sem Semester wird die Förderung bis zu einem 
Betrag von 1800 DM als Darlehen gewährt. 

4. Die monatlichen Freibeträge für Unterhaltsver-
pflichtete werden wie folgt erhöht: 
Für die Eltern 	 800 DM 
Bei Verdienst beider Elternteile 	950 DM 
Für alleinstehende Unterhaltsver 
pflichtete bzw. den Ehegatten 	550 DM 
Für Geschwister 	 250 DM 

5. Für Studenten, die über den Zweiten Bildungs-
weg oder ein Abendgymnasium für Berufstätige 
die Hochschulreife erlangt haben, wird auf einen 
Beitrag der Unterhaltsverpflichteten verzichtet. 

Bonn, den 16. Mai 1966 

Erler und Fraktion 
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Anlage 10 	 Umdruck 62 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1966 — hier: Einzelplan 06 — Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Innern — (Druck-
sachen V/250 Anlage, V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

nach Abstimmung mit den Ländern dem Haushalts-
ausschuß spätestens bis zu den Beratungen über den 
Bundeshaushalt 1967 Vorschläge zu unterbreiten 

a) über eine Anpassung der Studienförderung nach 
dem Honnefer Modell an die sich ändernden 
Lebens- und Studienbedingungen, 

b) über eine Verbesserung des Finanzierungs-
schlüssels für die Hochbegabtenförderungswerke, 
die diese in die Lage versetzt, ihren Aufgaben 
trotz begrenzter Eigenmittel gerecht zu werden, 

ferner die hierfür erforderlichen Mittel schon in den 
Haushalt 1967 einzusetzen. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 

Anlage 11 	 Umdruck 70 

Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU 
zur dritten Beratung des Entwurfs des Haushalts-
gesetzes 1966 — hier: Einzelplan 06 — Geschäftsbe-
reich des Bundesministers des Innern — Druck-
sachen V/250 Anlage, V/575). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag den Entwurf einer Er-
gänzung des Artikels 75 GG vorzulegen, durch die 
einheitliche Maßstäbe für die Gestaltung und die 
Bemessung der Besoldung sowie der Bewertung der 
Ämter der Beamten des Bundes, der Länder und Ge-
meinden festgelegt werden. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Leicht 
Dr. Pohle 
Strauß und Fraktion 

Anlage 12 	 Umdruck 56 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Haushaltsgesetzes 1966 — hier: 
Einzelplan 09 — Geschäftsbereich des Bundesmini-
sters für Wirtschaft — (Drucksachen V/250 Anlage, 
V/578). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

den Entwurf eines Gesetzes vorzulegen, der ab 
1. Januar 1967 längerfristige Beihilfen zum Aus-
gleich der Nachteile vorsieht, die Unternehmen der 
eisenschaffenden Industrie bei der Verwendung von 
Hüttenkoks, der aus Gemeinschafts-Kokskohle er-
zeugt wird, entstehen. 

Bonn, den 17. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 13 	 Umdruck 76 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, SPD, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs 
des Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 09 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 
(Drucksachen V/250 Anlage, V/578). 

Der Bundestag wolle 'beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften die 
Verstärkung der Rationalisierung der Kohleförde-
rung anzustreben und gekoppelt damit eine Ab-
satzstabilisierung der Kohle aus den Mitgliedslän-
dern zu verlangen. 

Das ist notwendig, um die Wettbewerbsverzerrun-
gen bei den Kokskohle-Verbrauchern der  Gemein-
schaft insbesondere bei der Stahlindustrie zu besei-
tigen und um damit einen ersten Schritt zur Lösung 
des europäischen Energie-Problems zu tun. 

An den Lasten sollten alle Mitgliedsländer in ähn-
licher Weise wie bei den in der EWG getroffenen 
Regelungen beteiligt werden. 

Gleichzeitig wird die Bundesregierung ersucht, 
eine nationale Übergangslösung für den Fall vorzu-
legen, daß sich eine Gemeinschaftslösung kurzfristig 
nicht erreichen läßt. 

Bonn, den 26. Mai 1966 

Brand und Fraktion 
Erler und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 14 	 Umdruck 69 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
1966 — hier: Einzelplan 10 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten (Drucksachen V/250 Anlage, V/579). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die aus Mitteln des Einzelplans 10 geförderten 
Maßnahmen sind aufgrund der veränderten politi- 
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schen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse zu 
überprüfen und den durch die EWG gestellten An-
forderungen anzupassen. 

Zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der deut-
schen Landwirtschaft und einer ausgeglichenen Ver-
sorgung der  Verbraucher mit Nahrungsmitteln ist 
den Maßnahmen ,der vertikalen und horizontalen 
Verbundwirtschaft der Vorrang einzuräumen. 

Die Verbesserung der Agrarstruktur muß in mit-
telfristige Pläne eingeordnet werden, damit die an-
gesetzten Beträge auch in vollem Umfange gemäß 
ihrer Zweckbestimmung und mit größtem Nutzen 
verwendet werden. 

Bei der Ausrichtung der zukünftigen Agrarpolitik 
sind die Empfehlungen des Wissenschaftlichen Bei-
rats beim Bundesministerium für Ernährung, Land-
wirtschaft und Forsten vom 29./30. Oktober 1965 
zur Struktur- und Investitionspolitik so weit wie 
möglich zu berücksichtigen. 

Die Bundesregierung soll baldmöglichst über die 
Ergebnisse ihrer Untersuchungen über eine bäuer-
liche Pflichtkrankenversicherung berichten und zu 
den Möglichkeiten einer gesetzlichen Regelung Stel-
lung nehmen. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 15 	 Umdruck 63 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 11 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung — (Drucksachen V/250 Anlage, 
V/580) . 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

für die Bemessung der Leistungen des Bundes an 
die Knappschaftliche Rentenversicherung für Rech-
nung der Unternehmen des Steinkohlen- und Eisen-
erzbergbaus nach Kap. 11 13 Tit. 650 des Bundes-
haushaltsplans 1966 zu gegebener Zeit zu prüfen, 
ob wegen der Entwicklung der besonderen Bedin-
gungen im Steinkohlen- und Eisenerzbergbau — 
falls erforderlich — ein Bemessungssatz bis zu 4,0 
v. H. der beitragspflichtigen Arbeitsverdienste zu-
grunde zu legen ist. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 16 	 Umdruck 58 1  

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsge-
setzes 1966 — hier: Einzelplan 11— Geschäftsbereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
(Drucksachen V/250 Anlage, V/580). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

bis zum 30. Juni 1966 den Entwurf eines Dritten 
Neuordnungsgesetzes zum Kriegsopferrecht vorzu-
legen, dessen Grundsätze ,dem Beschluß der Bun-
desregierung vom 12. Mai 1965 und der Regierungs-
erklärung vom 10. November 1965 entsprechen. 

Bonn, den 17. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 17 	 Umdruck 64 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 12 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
— (Drucksachen V/250 Anlage, V/581). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundesminister der Finanzen wird ersucht, von 
der in § 7 Abs. 6 des Haushaltsgesetzes ausgespro-
chenen Ermächtigung so frühzeitig wie möglich Ge-
brauch zu machen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Deut-
schen Bundestag bis spätestens zum 1. Oktober 1966 
mitzuteilen, ob und ggf. mit welchen Mineralöl-
steuermehreinnahmen für das Rechnungsjahr 1966 
gerechnet werden kann, wobei die in den letzten 
Monaten des Jahres über dem sonstigen Durch-
schnitt liegenden Einnahmen zu berücksichtigen sind. 
Zu demselben Zeitpunkt ist dem Bundestag mitzu-
teilen, in welcher Höhe bereits von der Ermächti-
gung in § 7 Abs. 6 des Haushaltsgesetzes 1966 Ge-
brauch gemacht worden ist, in welcher Höhe und zu 
welchen Terminen davon noch im Laufe des Rech-
nungsjahres 1966 Gebrauch gemacht werden soll und 
wie ggf. die Bundesregierung eine noch etwa ver-
bleibende Restfinanzierung im Straßen- und Wasser-
bau sicherstellen wird. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 18 	 Umdruck 57 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgesetzes 
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1966 — hier: Einzelplan 12 — Geschäftsbereich des 
Bundesministers für Verkehr (Drucksachen V/250 
Anlage, V/581). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, 

1. unverzüglich mit den Bundesländern und den 
kommunalen Spitzenverbänden über Maßnah-
men zur Verbesserung der Verkehrsverhält-
nisse der Gemeinden zu verhandeln und dem 
Bundestag bis 1. November 1966 über das Er-
gebnis dieser Beratungen sowie über die Ver-
wirklichung des von der Bundesregierung im 
Juni 1965 vorgeschlagenen Rahmenprogramms 
für eine Verbesserung der Verkehrsverhältnisse 
der Gemeinden zu berichten; 

2. im Benehmen mit den Bundesländern und den 
kommunalen Spitzenverbänden die Grundlagen 
für die Planung und Finanzierung des inner-
städtischen Verkehrsausbaus in den nächsten 
zehn Jahren zu schaffen; 

3. dem Deutschen Bundestag ein Sofortprogramm 
zur Behebung besonders dringlicher Verkehrs-
probleme in Städten, Gemeinden und Verkehrs-
regionen vorzulegen. Durch dieses Programm 
soll der Bund solche baureife Verkehrsprojekte 
fördern helfen, mit denen besonders unerträg-
liche Verkehrsnöte kurzfristig wesentlich ge-
mildert oder beseitigt werden können, wobei 
der Bau von Schienenschnellbahnen für den 
öffentlichen Nahverkehr, der Neu- oder Umbau 
von Straßenkreuzungen oder anderer Verkehrs-
knotenpunkte durch die Verlegung des Ver-
kehrs in zwei oder mehreren Ebenen und der 
Bau wichtiger Teilstrecken von Umgehungs-
straßen bevorzugt werden soll; 

4. die Voraussetzung für eine Reform der Straßen-
baufinanzierung mit dem Ziel zu schaffen, daß 
ab 1. Januar 1967 das Mißverhältnis zwischen 
den Einnahmen aus den spezifischen Abgaben 
des Kraftverkehrs und der Straßenbaulast von 
Bund, Ländern und Gemeinden beseitigt, zu-
mindest jedoch gemildert und den Gemeinden 
ein wesentlich höherer und fester Anteil von 
den Abgaben .des Kraftverkehrs gesichert wird; 

5. falls bis zum 1. Januar 1967 eine Neuregelung 
der Straßenbaufinanzierung nicht erreicht wird, 
den für Zwecke des Straßenbaus gebundenen 
Anteil der Mineralölsteuer ab 1. Januar 1967 
auf 55 % und ab 1. Januar 1968 um weitere 
10 % auf 65 % des Gesamtaufkommens für zu-
sätzliche Zuwendungen an die Kommunalen 
Straßenbaulastträger zu erhöhen; 

6. alsbald Maßnahmen für eine endgültige Rege-
lung .der finanziellen Beziehungen zwischen dem 
Bund und der Deutschen Bundesbahn zu treffen, 
und die Deutsche Bundesbahn bei der Finan-
zierung ihres Investitionsprogramms nachhaltig 
zu unterstützen, damit insbesondere schwerwie-
gende Verzögerungen im Elektrifizierungspro-
gramm vermieden werden; 

7. in Zusammenarbeit mit den Bundesländern den 
gleichmäßigen Ausbau des Binnenwasser-
straßennetzes voranzutreiben, den Bau des 
Elbe-Seiten-Kanals und der angrenzenden Aus-
bauvorhaben termingerecht fertigzustellen und 
mit den süddeutschen Kanalbaugesellschaften 
abschließende Finanzierungsvereinbarungen zur 
Fortsetzung der Bauarbeiten zu treffen; 

8. in verstärktem Maße auf die Schaffung gleich-
artiger Wettbewerbsbedingungen im binnen-
ländischen und im grenzüberschreitenden Ver-
kehr mit dem Ziel hinzuwirken, daß vor der 
Einführung einer gemeinsamen Tarifpolitik und 
einer Öffnung der Verkehrsmärkte in der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft die soziale, 
steuerliche und technische Harmonisierung der 
Wettbewerbsbedingungen vollzogen wird; 

9. Vorschläge für eine Verbesserung der Wett-
bewerbslage der kleinen und mittleren Betriebe 
im Kraftverkehrsgewerbe und in der Binnen-
schiffahrt auszuarbeiten; 

10. die internationale Wettbewerbsfähigkeit der 
Seeschiffahrt und Luftfahrt verstärkt zu fördern 
und Diskriminierungen der 'deutschen Flagge 
wirksam zu begegnen. 

Bonn, den 17. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 19 	 Umdruck 45 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier: Einzelplan 23 — Geschäftsbereich 
des Bundesministers für wirtschaftliche Zusammen-
arbeit — (Drucksachen V/250 Anlage, V/587). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

für das Haushaltsjahr 1967 in einem besonderen 
Titel im Haushaltsplan des Ministeriums für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit Mittel für die Förde-
rung von ,entwicklungswichtigen Maßnahmen für 
kommunale Partnerschaften mit Entwicklungslän-
dern einzusetzen. 

Partnerschaften zwischen deutschen Kommunen und 
Kommunen in Entwicklungsländern sind ein bedeut-
sames Mittel, um die Entwicklungspolitik durch die 
Herstellung menschlicher und fachlicher Beziehun-
gen zu ergänzen, sie in ihrer Wirksamkeit zu erhö-
hen und die Bedeutung der Gemeindeselbstverwal-
tung als einer der Grundlagen freiheitlichen Lebens 
sowie lebenskräftiger staatlicher Ordnung hervor-
zuheben. 

Bonn, den 16. Mai 1966 

Erler und Fraktion 
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Anlage 20 	 Umdruck 66 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs dies 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 31 — 
Geschäftsbereich des Bundesministers für wissen-
schaftliche Forschung — (Drucksachen V/250 Anlage, 
V/595). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. im Rahmen der mittelfristigen Haushaltsplanung 
und durch eine Neufassung dies Verwaltungsab-
kommens von Bund und Ländern für die Jahre 
1967 bis 1969 feste Beträge für den Ausbau der 
bestehenden Hochschulen vorzusehen und dabei 
von einer beträchtlichen jährlichen Steigerung 
der Bundeszuschüsse bei mindestens gleichblei-
benden Leistungen der Länder auszugehen, 

2. im Wissenschaftsrat auf die baldige Vorlage 
eines neuen Generalbauplans hinzuwirken und 
entsprechend idem Verwaltungsabkommen über 
den Wissenschaftsrat zu beantragen, daß in Zu-
kunft auch jährliche Empfehlungen über die Ver-
wendung der Ländermittel mit dem Ausbau der 
Hochschulen gegeben werden, 

3. bei der Förderung neuer Bauvorhaben davon 
auszugehen, daß sie vor dem Bautermin vom 
Wissenschaftsrat unter sachlichen und wirt-
schaftlichen Gesichtspunkten geprüft und ge-
billigt werden, 

4. im Zusammenhang mit  den.  Verhandlungen zwi-
schen Bund und Ländern über die Frage der 
Finanzreform eine Vereinbarung über die Be-
teiligung des Bundes am Ausbau der neuen 
Hochschulen anzustreben. 

Bonn, den 25. Mai 1966 

Strauß und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 21 	 Umdruck 46 

Entschließungsantrag der Fraktion der SPD zur 
dritten Beratung des Entwurfs des Haushaltsgeset-
zes 1966 — hier: Einzelplan 36 — Zivile Verteidi-
gung — (Drucksachen V/250 Anlage, V/599). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

dem Deutschen Bundestag unverzüglich einen Be-
richt vorzulegen, aus idem die Gesamtkonzeption 
der Bundesregierung auf dem Gebiet des Zivil-
schutzes bis zum Jahre 1972 und deren finanzielle 
Auswirkungen (getrennt nach Haushaltsjahr sowie 
nach Belastung für den Bund, für die Länder und 
für die Gemeinden) hervorgehen. 

Bonn, den 17. Mai 1966 

Erler und Fraktion 

Anlage 22 	 Umdruck 72 

Entschließungsantrag der Fraktionen der SPD, 
CDU/CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs 
des Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Haushalts-
gesetz 1966 — (Drucksachen V/250, V/606). 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Angesichts der Tatsache, daß allein die im Finanz-
bericht 1966 ausgewiesenen sichtbaren Finanzhilfen 
des Bundes, die unmittelbar bestimmten Wirt-
schaftsbereichen zurechenbar sind, im Bundeshaus-
halt 1965 mit insgesamt 5539,3 Millionen DM ver-
anschlagt waren und damit gegenüber 1963 um 
973 Millionen DM oder um rund 21 v. H. angestie-
gen sind, fordern wir die Bundesregierung auf, ener-
gische Maßnahmen zur Eindämmung der Subventio-
nen einzuleiten. 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. dem Bundestag jährlich bis zum 15. September 
als Material für die Haushaltsberatungen einen 
gesonderten Bericht über die sichtbaren und un-
sichtbaren Finanzhilfen des Bundes vorzulegen, 
aus dem im einzelnen ersichtlich wird 

a) das Ausmaß der Finanzhilfen insgesamt und 
in Einzelpositionen unter Kenntlichmachung 
der auf dem Gesetz beruhenden Leistungen; 

b) die Veränderungen gegenüber dem Vorjahr 
durch Abbau bisheriger und durch Entstehen 
neuer Finanzhilfen; 

c) die Bedeutung der Zinssubventionen und der 
in Zuschüsse umwandelbaren Darlehens-
gewährungen für den Kapitalmarkt; 

2. den Bundestag in Verbindung mit dem Jahres-
bericht über die Möglichkeiten und die Regie-
rungsabsichten für eine systematische Überprü-
fung der Finanzhilfen mit dem Ziele ihres Ab-
baues zu unterrichten; 

3. bis zur Vorlage des Bundeshaushalts 1967 die 
Voraussetzungen zu schaffen für eine Reduzie-
rung der offenen sowie der versteckten Sub-
ventionen insbesondere der in Form von Steuer-
vergünstigungen. Dabei ist eine Kürzung in 
einer Größenordnung von mindestens 500 Mil-
lionen DM anzustreben. 

Bonn, den 26. Mai 1966 

Erler und Fraktion 
Strauß und Fraktion 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 23 	 Umdruck 71 

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU, FDP zur dritten Beratung des Entwurfs des 
Haushaltsgesetzes 1966 — hier: Einzelplan 60 — 
Allgemeine Bewilligungen — (Drucksachen V/250 
Anlage, V/600). 
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Der Bundestag wolle beschließen: 

Die Bundesregierung wird ersucht, 

1. die Sonderzuweisungen für leistungsschwache 
Länder — Kap. 60 02 Tit. 603 Ansatz 180 000 000 
DM — wie folgt zu verteilen: 

Bayern 	20 000 000 DM 

Niedersachsen 	75 000 000 DM 

Rheinland-Pfalz 	40 000 000 DM 

Saarland 	15 000 000 DM 

Schleswig-Holstein 30 000 000 DM, 

2. den Ländern die Beträge bis zum 1. Juli 1966 
anzuweisen. 

Bonn, den 26. Mai 1966 

Strauß und Fraktion • 
Freiherr von Kühlmann-Stumm und Fraktion 

Anlage 24 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Baier für die Fraktion der CDU/ 
CSU zum Entschließungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU und SPD (Umdruck 65) — Anlage 4 — 

Mit dem Entschließungsantrag auf Umdruck 65 
soll die Bundesregierung auf ein wichtiges gesell-
schafts- und familienpolitisches Anliegen hingewie-
sen werden. Es handelt sich um die Förderung der 
Elternbildung und den Bau von Familienferien-
stätten zugunsten kinderreicher Familien. 

Der Bund fördert seit 1956 den Bau und die Ein-
richtung von Familienferienstätten. Die Finanzie-
rung dieser Ferienstätten erfolgt in der Regel im 
Verhältnis ein Drittel Bundeszuschuß, ein Drittel 
Landeszuschuß und ein Drittel Eigenleistung des 
Trägers. Da die von den Ländern bereitgestellten 
Mittel in den letzten Jahren ständig erhöht worden 
sind — 1965 betrugen sie insgesamt etwas mehr als 
das Doppelte der Bundesmittel — hat sich beim 
Bund ein Antragsüberhang von rund 11,2 Millionen 
DM ergeben. Weitere Anträge auf Bundeszuwen-
dungen in Höhe von rund 14,2 Millionen DM liegen 
den Ländern vor. Im Hinblick auf den bestehenden 
Antragsüberhang und den großen Bedarf an ge-
meinnützigen Familienferienstätten ist der für 1966 
vorgesehene Bundeszuschuß von 4 Millionen DM 
unzureichend. Der dringend erforderliche Abbau des 
Überhangs ist nur durch Erhöhung der Haushalts-
mittel in den nächsten Jahren möglich. Mehrkinder-
familien haben trotz der von Jahr zu Jahr stärker 
werdenden Reisewelle nur selten Gelegenheit, einen 
gemeinsamen Urlaub zu verbringen, wenn sie nicht 
in einem Familienferienheim eine Aufenthaltsmög-
lichkeit finden. Auf die große familienpädagogische 
und gesellschaftspolitische Bedeutung der Familien-
ferien in unserer modernen Umwelt brauche ich 

nicht besonders hinzuweisen. Dies wird von allen 
Stellen anerkannt. 

Es genügt nicht, den Familien nur materielle Hilfe 
zu gewähren. Es muß ihnen auch das nötige Wissen 
zur Bewältigung ihrer vielfältigen Aufgaben auf 
erzieherischem Gebiet vermittelt werden. Gerade 
unsere jungen Ehepaare sind in ihren erzieherischen 
Aufgaben auf den Rat und die Hilfe der Mitmen-
schen angewiesen. Hierbei kommt den anerkennens-
werten vielfältigen Bemühungen der Trägerorgani-
sationen außerschulischer Familienbildung beson-
dere Bedeutung zu, zumal hier mit relativ geringen 
Mitteln besonders gute Ergebnisse erzielt werden 
können; denn durch die Elternbildung wird die Fa-
milienbildung zentral auf die Familie als eine durch 
Erziehung und Bildung zu formende und zu verbes-
sernde Gemeinschaft hingelenkt. Der Bund gewährt 
zwar heute Zuschüsse für Maßnahmen der Ehevor-
bereitung und Eheberatung. Auf dem so wichtigen 
Gebiet der ehebegleitenden Maßnahmen leistet er 
jedoch bisher keine finanzielle Hilfe. Es ist eine 
staatspolitische Aufgabe, die Aktivität der Träger-
organisationen auf diesem Gebiet zu unterstützen, 
da durch die Aktivierung ihrer familiären Erzie-
hungskraft zugleich der soziale Status und die 
Sicherheit der Familie gestärkt werden. Es ist des-
halb erforderlich, den bisherigen Ansatz bei Tit. 662 
für Zwecke der Elternbildung entsprechend auszu-
statten. 

Anlage 25 

Schriftliche Erklärung 

der Abgeordneten Frau Freyh für die Fraktion der 
der SPD zum Entschließungsantrag der Fraktion der 
SPD (Umdruck 44) — Anlage 9 —. 

Ich möchte die einzelnen Ziffern des Umdrucks 
wie folgt begründen. 

Ziffer 1 sieht die Anhebung des Stipendienhöchst-
betrages von gegenwärtig 290 DM auf 350 DM vor. 
Ein Stipendium von 320 DM wurde schon 193 in 
einer Studie des Deutschen Studentenwerks empfoh-
len, 1964 von den in der Sache sicherlich kompeten-
ten Kultusministern beschlossen. Obwohl sich vor 
einem Jahr auch der Bundesinnenminister für diese 
Anhebung aussprach, wurde der Höchstbetrag ab 
1. 1. 1966 nur auf 290 DM festgelegt. Offenbar spiel-
ten die Ausbildungszulagen und ihr Anrechnungs-
modus dabei eine verwirrende Rolle. Hier handelt 
es sich jedoch um die Stipendien ab 1967. Die Le-
benshaltungskosten sind weiter gestiegen. Das wirkt 
sich bei Stipendien besonders stark aus, weil ihnen 
überwiegend Mieten, Fahrkosten und Ernährung 
zugrunde gelegt werden müssen. Auch ein Stipen-
dium von monatlich 350 DM kann nur Mindestan-
sätze für Ernährung, Wohnung, Kleidung, Lernmit-
tel, Verkehrsmittel und den übrigen Bedarf be-
rücksichtigten. Nehmen Sie als Beispiel den in der 
Berechnung enthaltenen Ansatz für Ernährung. Er 
ist auf 35 DM für die Mahlzeiten einer ganzen 
Woche beziffert. Diese Mindestansätze müssen durch 
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die Erhöhung der Stipendien auf 350 DM wenig-
stens vom kommenden Jahr ab erreicht werden. 
Wenn die Stipendien in ihrer Höhe weit hinter den 
tatsächlichen Studien- und Lebenshaltungskosten 
zurückbleiben, ist eine Beeinträchtigung und Ver-
längerung des Studiums durch den Zwang zur Werk-
arbeit unvermeidbar. Der alte Grundgedanke des 
Honnefer Modells, den Zwang zur Werkarbeit zu be-
seitigen, hat unter den Gesichtspunkten der Konzen-
tration des Studiums verstärktes Gewicht erhalten. 

Es muß übrigens in diesem Zusammenhang noch 
einmal nachdrücklich darauf hingewiesen werden, 
daß die 30-DM-Ausbildungszulage keineswegs ein 
Bestandteil des Stipendiums ist oder es zusätzlich 
erhöht. Durch die Ansiedlung der Ausbildungszu-
lage im Bundeskindergeldgesetz ist sie Einkommen 
der Eltern. Bei den Honnef-Studenten wirkt sie sich 
deshalb als zusätzliche Hilfe so gut wie gar nicht 
aus. Zusätzlichen Nutzen haben erst diejenigen da-
von, deren elterliche Einkommen über den Einkom-
mensgrenzen des Honnefer Modells liegen. 

Zu Ziffer 2. Noch immer gibt es in den geltenden 
Richtlinien eine Unterscheidung zwischen Anfangs-
und Hauptförderung, da das  Stipendium in den er-
sten drei Semestern nur in den Vorlesungsmonaten 
gewährt wird, mit Ausnahme von insgesamt zwei 
Ferienmonaten in diesen Anfangssemestern. Die Be-
mühungen um eine Straffung und Verkürzung des 
Studiums konzentrieren sich aber gerade auf die 
Anfangssemester. Deshalb ist es mit den Bestrebun

-

gen zur Studienzeitverkürzung nicht vereinbar, wenn 
die Honnef-Stipendiaten durch die Aussetzung des 
Stipendiums während der Ferien zur Nebenarbeit 
gezwungen werden, statt diese Zeit zur Intensivie-
rung ihres Studiums nutzen zu können. Die Zeiten, 
in denen man sich in den ersten Semestern unver-
bindlich umsehen und einleben durfte, müssen nun 
einmal einem rationelleren Arbeitsstil weichen. 

Ziffer 3 unseres Antrages sieht die Rückverlage-
rung der Aufnahme von Pflichtdarlehen in das 
letzte Semester der jeweiligen Höchstförderungs-
zeit vor, verbunden mit einer Erhöhung des Pflicht-
darlehens auf insgesamt 1800 DM. Das Pflichtdar-
lehen beträgt augenblicklich bei bestandenem Exa-
men 1500 DM. Allerdings besteht die Auflage, durch 
die Koppelung von Darlehen und Stipendien ab 
viertem Semester zunächst einmal eine Verschul-
dung von 2500 DM auf sich zu nehmen. Davon wer-
den dann 1000 DM erlassen, wenn das Examen be-
bestanden wurde. 

Umfang und Zeitpunkt der Darlehensaufnahme 
sind seit Jahren deswegen so umstritten, weil sich 
an ihnen die ideologische Diskussion über die Stär-
kung der Eigenverantwortung speziell bei den Sti-
pendienempfängern auf dem Umweg über die soge-
nannte Risikobeteiligung entzündet hat. Es ist hier 
nicht der Zeitpunkt, ausführlicher darüber zu re-
flektieren, warum sich nur diese Gruppe direkt an 
den öffentlichen Aufwendungen für ihr Studium be-
teiligen soll. Aber das jetzige System der Eigen-
beteiligung kann keineswegs als eine vernünftige 
Lösung betrachtet werden. 

Damit nur ja niemand aus dieser Eigenverant-
wortung entschlüpfen kann, nimmt man in Kauf, 
daß Hochschullehrer während der Zwischenprüfun-
gen nicht nur den Leistungsstand der Stipendienbe-
werber prüfen, sondern gewissermaßen auch über 
die Kreditwürdigkeit der Studenten entscheiden. Ist 
es beispielsweise außerdem vertretbar, daß mit dem 
erheblichen Ansteigen der Verschuldung von Stu-
denten proportional auch der Verwaltungsaufwand 
immer mehr anwächst, nicht nur durch die steigende 
Zahl der Darlehensnehmer, sondern auch durch die 
komplizierten Berechnungen der gemischten Auszah-
lung von Darlehen und Stipendien? 

Warum lassen sich diese Dinge nicht pragmati-
scher regeln? Wenn sich schon unter den Beteilig-
ten — im Gegensatz zu den Betrofffenen — keine 
Mehrheit für eine völlige Abschaffung der Pflicht-
darlehen findet, sollte man wenigstens den damit 
verbundenen Verwaltungsaufwand so klein wie 
möglich halten und das immer mit einer Darlehens-
aufnahme verbundene Risiko an das Studienende 
legen, wo es sich übersehen läßt. Das hätte außer-
dem noch den Vorteil, daß der Anreiz verstärkt 
wird, das Studium so rechtzeitig zu beenden, daß 
eine Darlehensaufnahme nicht nötig wird. Heute 
liegt die umgekehrte Tendenz nahe, nämlich bis zur 
Höchstförderungsdauer zu studieren, um nicht auf 
weitere Stipendien verzichten zu müssen. 

In Ziffer 4 schlagen wir eine Erhöhung der Ein-
kommensfreibeträge für Eltern oder andere Unter-
haltsverpflichtete vor. Die Freibeträge wurden zu-
letzt zum 1. April 1964 erhöht. Seitdem sind ständig 
Elterngruppen einkommensmäßig aus dem Förde-
rungsanspruch für ihre Kinder herausgewachsen. 
Entsprechend sinkt auch der Prozentsatz der ge-
förderten Studenten. Früher hat man im Zusammen-
hang mit den Einkommensgrenzen gerne von der 
„Ratsgruppe" gesprochen, den Studienräten, Regie-
rungsräten, Amtsräten, deren Kinder in die Studen-
tenförderung einbezogen werden sollten. Diese 
Gruppen erreicht die Studentenförderung nur noch 
bei kinderreichen Familien. Um so wichtiger ist es, 
daß die Einkommensfreibeträge wenigstens durch-
schnittlichen Lebenshaltungskosten und Einkom-
mensverhältnissen gerecht werden. Dazu ist eine 
Anhebung der Freibeträge mindestens in der hier 
vorgeschlagenen Höhe von 1967 an erforderlich. 

In Ziffer 5 unseres Antrages handelt es sich um 
eine zahlenmäßig kleine Gruppe von Studenten, die 
sich jedoch deutlich von den übrigen abhebt. Bei den 
Absolventen des Zweiten Bildungsweges aus Er-
wachsenenkollegs und Abendgymnasien soll auf 
die Leistungen von Unterhaltsverpflichteten ver-
zichtet werden. Da der Erwerb der Hochschulreife 
auf diesen Wegen grundsätzlich eine abgeschlossene 
Berufsausbildung, für gewöhnlich auch die mittlere 
Reife, voraussetzt, liegt ihr Alter weit über dem der 
übrigen Studenten. Die wirtschaftlichen Bindungen 
zum elterlichen Haushalt sind weitgehend gelöst, 
eine Unterstützung von dort wird nur in seltenen 
Fällen gegeben. Deshalb sollte man ihnen ein Stu-
dium ohne die Belastung durch Werkarbeit oder er-
hebliche Zusatzdarlehen ermöglichen. 
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Anlage 26 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Dr. Pohle für die Fraktion der 
CDU/CSU zum Entschließungsantrag der Fraktio-
nen der CDU/CSU, SPD und FDP (Umdruck 76) — 
Anlage 13 —. 

Der Zustand, der sich aus dem Gegeneinander 
der verschiedenen Formen nationaler Energiepolitik 
ergeben hat, ist unhaltbar geworden; das scheint 
allgemeine Meinung zu sein. Der Unterschied im 
Kohlepreis zwischen inländischer und ausländischer 
Kohle und die Folgen dieser Unordnung treffen am 
härtesten die großen Kokskohleverbraucher, die 
aus technischen Gründen nicht ohne weiteres auf 
01 ausweichen können, insbesondere die Stahlin-
dustrie. Allein die Kohlepreisdifferenz verteuert 
das Roheisen an der Ruhr um 7 bis 8 % im Ver-
gleich zu den Produktionen in Italien, Holland und 
Frankreich, die auf freien Zugang zur US-Kohle 
aufbauen können. Das gilt für alle Standorte der 
deutschen Hüttenindustrie, auch z. B. die des Saar-
landes wegen deren schwieriger Lage im Wettbe-
werb mit der lothringischen Stahlindustrie. Wir 
können es uns nicht leisten, daß uns die Unmöglich-
keit einer gemeinsamen Energiepolitik nach der 
Kohlekrise auch noch eine Krise der Stahlindustrie 
bringt, einer Industrie, die voll wettbewerbsfähig 
wäre, wenn man ihr die gleichen Wettbewerbs-
grundlagen gäbe wie den Stahlindustrien der übri-
gen Länder. 

Für unsere Aufgabe gibt es mehrere Lösungen. 
Die beste Lösung, die der Bundeswirtschaftsmi-
nister mit allem Nachdruck anstrebt, wäre eine ein-
heitliche Lösung im Rahmen der Gemeinschaften. 
Der Beratende Ausschuß der Montanunion in Luxem-
burg hat sich vor kurzem nahezu einstimmig für 
eine solche Gemeinschaftslösung ausgesprochen. 
Der Entschließungsentwurf unterstützt diese Politik. 

Wenn jedoch die Gemeinschaftslösung nicht kurz-
fristig erreicht werden kann, ist eine nationale 
Übergangslösung notwendig, die die Wettbewerbs-
fähigkeit der deutschen Stahlindustrie erhält. Dafür 
gibt es verschiedene Möglichkeiten, die wir hier 
jetzt nicht erörtern wollen. 

Aber es muß hier sehr deutlich folgendes gesagt 
werden. Wenn wir weder eine Gemeinschaftslösung 
noch eine nationale Lösung zustande bringen, 
kommt zwangsläufig, ohne daß wir das verhindern 
können, eine ganz andere Lösung des Problems, 
nämlich eine allmähliche Auswanderung der deut-
schen Stahlindustrie zu Standorten, wo die Kohle 
billiger ist als bei uns. Ein großes deutsches Hütten-
werk hat errechnet, daß seine Ertragslage um 
80 Millionen DM jährlich günstiger wäre, wenn es 
US-Kohle zu Weltmarktpreisen kaufen könnte. 
80 Millionen DM im Jahr, das ist ein mächtiger An-
reiz zur Industrieverlagerung jenseits der deutschen 
Grenzen. 

Eine solche Industrieverlagerung wäre die schlech-
teste und teuerste aller denkbaren Lösungen. Die 
Bundesregierung muß eine bessere finden. Das ist 

der Sinn der Entschließung, die von allen drei 
Parteien dem Hohen Hause vorgelegt wird. 

Anlage 27 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Holkenbrink für die Fraktion der 
CDU/CSU zum Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP (Umdruck 64) — Anlage 
17 —. 

Meiner Fraktion geht es darum, durch diesen Ent-
schließungsantrag zum Ausdruck zu bringen, wie 
sehr ihr daran liegt, trotz der äußerst angespannten 
Haushaltslage alles zu tun, was im Rahmen eines 
ausgeglichenen Haushaltes möglich ist und was 
ebenfalls dem Haushaltsausgleich des künftigen 
Haushaltes nicht im Wege steht, um den Straßen-
und Wasserbau vorrangig zu fördern. Ich brauche 
die Gesichtspunkte, die in der zweiten Lesung dazu 
vorgetragen worden sind, nicht zu wiederholen. Die-
ser Entschließungsantrag möchte dem Herrn Finanz-
minister mit Nachdruck nahelegen, daß er zum frü-
hestmöglichen Zeitpunkt, sobald sich die Einnahmen 
überblicken lassen, dem Bundesverkehrsminister 
Ausgabeermächtigungen im Sinne des § 7 Abs. 6 
des Haushaltsgesetzes gibt. Wir wissen alle, daß 
Ausgabeermächtigungen und Mittelbereitstellungen 
im Straßenbau, wenn sie erst im Oktober kommen, 
nur noch teilweise bauwirksam werden können, je 
nach der Wetterlage. 

Unser Ziel also ist es, im Jahre 1966, wenn die 
Einnahmen es eben zulassen, und ohne daß der Aus-
gleich des Haushaltes gefährdet wird, auf diesem 
brennenden Sektor finanziell das nur Menschen-
mögliche zu tun. Wir unterstreichen dabei auch in 
der dritten Lesung, daß diese Mittel sowohl den 
Ballungsräumen, wie den verkehrsfernen Ausbau-
gebieten zugute kommen sollen. Wir unterstreichen 
ebenfalls, daß nicht zuletzt im Straßenbau auch dort 
geholfen werden muß, wo die Bundesbahn im Zuge 
der Rationalisierung Einschränkungen vorsieht, da-
mit solche Rationalisierungen die Voraussetzungen 
für Strukturverbesserungen nicht mindern und die 
Verkehrsinfrastruktur insgesamt eine Besserung er-
fährt. 

Die bisherige finanzielle Bedienung des zweiten 
Vierjahresplanes — das sollten wir hier nicht ver-
schweigen — verdient unsere Anerkennung. Die 
Jahre 1963, 1964, 1965 und die bisher bereits ge-
sicherten Mittel durch den Haushalt 1966 ergeben 
eine Erfüllung der vorgesehenen Mittel in Höhe 
von 97,8%. Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren, ich bin sicher, alle Planungsidealisten wären in 
den Ländern, in denen dieser Begriff so groß ge-
schrieben wird, stolz, wenn sie ein solches Ist-Ergeb-
nis vorweisen könnten. 

Diese Feststellung soll uns aber keineswegs schon 
beruhigen. Auf diesem Sektor des Straßen- und 
Wasserbaues mit den Engpässen, die sich in den 
kommenden Jahren zunächst noch verschärfen wer- 
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den, ist jede Million von enormer Wichtigkeit und 
nicht selten die wichtigste Voraussetzung einer 
gesunden Struktur für ganze Regionen. 

Aus diesen Gründen und den Gründen, die in 
der 2. Lesung bereits vorgetragen wurden, sowie 
im Interesse der Sicherung des Haushaltsausgleiches 
auf der einen Seite und im gleichzeitigen Interesse 
der dringenden Verbesserung unserer Verkehrs-
infrastruktur, bitte ich die Damen und Herren aller 
Fraktionen dieses Hohen Hauses, unserem Entschlie-
ßungsantrag ihre Zustimmung zu geben. 

Anlage 28 

Schriftliche Erklärung 

des Abgeordneten Gottesleben für die Fraktion der 
CDU/CSU zum Entschließungsantrag der Fraktionen 
der CDU/CSU und FDP (Umdruck 66) — An-
lage 20 —. 

Wir dürfen feststellen, daß in diesem Hohen 
Hause das Wissen um die große Bedeutung und das 
Bemühen um eine starke Förderung der Wissen-
schaft und Forschung in allen ihren Bereichen allge-
mein ist. Wir wissen, .daß im Bildungsgefüge unse-
rer Gesellschaft die wissenschaftlichen Hochschulen 
den obersten Rang einnehmen und daß aus den 
Reihen dieser Studierenden .ein wichtiger Teil der 
Führungsschicht von morgen erwächst. Darum gilt 
ihnen unsere besondere Sorge. Diese Sorge und 
dieses Mühen bekunden wir nicht nur hier in Debat-
ten vor der Offentlichkeit, sondern auch bei der stil-
len Arbeit im Ausschuß für Wissenschaft, Kultur-
politik und Publizistik. 

Wir alle begrüßen die Errichtung neuer Hoch-
schulen und darüber hinaus alle Maßnahmen, 
welche ,die Leistungsfähigkeit der bestehenden wis-
senschaftlichen Einrichtungen erhöhen. Wir sind 
darum dankbar, daß der Rotstift bei der Wissen-
schaft weniger aktiv war als lin anderen, auch be-
deutenden Bereichen. Ja, wir wollen gern feststel-
len, daß die Bundesregierung in den Förderungs-
beträgen weitergegangen ist, als es nach dem Text 
des Verwaltungsabkommens vom 4. 6. 1964 für die 
Jahre 1964 Ibis 1966 gewünscht war, daß nämlich 
Bund und Länder jährlich je 250 Millionen DM 
bereitstellen. 

Der Bund ging über seine Verpflichtung gemäß 
der rechtlichen Grundlage hinaus. Der Einzelplan 
für Wissenschaft und Forschung wurde hier um 
34 % erhöht. Wir erreichen, wenn wir zu den 
80 Millionen DM als Baransatz die Erhöhung der 
Bindungsermächtigung um 100 Millionen DM ein-
beziehen, nahezu die Summe, die der Wissenschafts-
rat in optimistischer Vorstellung gefordert hat 
(530 Millionen DM). So sind die Durchführung und 
Fortführung der geplanten und  in  Bau befindlichen 
Projekte gesichert und Zufriedenheit in weiten Be-
reichen der Wissenschaft eingekehrt. 

Der Weg hierzu war lang und schwierig. Es war 
ein Weg von der anfänglichen Ablehnung der Mit

-

zuständigkeit des Bundes bis zur guten Zusammen-
arbeit, die wir heute schon feststellen dürfen, zum 
kooperativen Föderalismus. Es ist hier angebracht, 
ein Wort des Dankes und der Anerkennung den 
Herren Ministern Lenz und Dr. Stoltenberg zu 
sagen für ihre hervorragende Arbeit wie auch für 
ihr Bemühen um die finanzschwachen Länder. 

Um die Leistungen auch weiterhin steigern zu 
können — und das wollen wir alle — brauchen wir 
zunächst eine klare vertragliche Grundlage, dies um 
so mehr, als das Verwaltungsabkommen in diesem 
Jahr ausläuft. Herr Minister Stoltenberg sagte hier-
zu: „Wir brauchen ein verbessertes Verfahren in 
der Erstellung der Planung der Beteiligung des 
Bundes." Wir richten — in Anerkennung der wesent-
lichen Steigerung der Bundesleistung — an die Län-
der die Bitte, den derzeitigen guten Stand ihrer 
Leistungen (über 1 Milliarde DM) unbedingt zu er-
halten. 

Hinzu kommt die Erkenntnis, daß Mehrjahres-
planung notwendig ist in der Bauplanung und Fest-
legung der Mittel nach sachlichen und wirtschaft-
lichen Gesichtspunkten. Diese Forderung nach mehr-
jähriger Haushaltsplanung wurde von allen Frak-
tionen des Hauses gestellt (Erler, Lohmar, Ent-
schließungsantrag vom 10. 2. 66). Es erfolgte ebenso 
die Zustimmung der Bundesregierung mit Betonung 
einer beträchtlichen jährlichen Steigerungsrate. 

Herr Minister Stoltenberg bedauerte das Fehlen 
eines Generalbauplanes und wünschte seine Auf-
stellung. Herr Kollege Dr. Lohmar forderte wie wir 
von der CDU/CSU und FDP verläßliche und lang-
fristige Planungen nicht nur der Länder, sondern 
auch des Bundes (Zitat Professor Raiser). Dabei 
denkt keiner von uns daran, die mehrjährige Be-
darfsplanung des Wissenschaftsrates in voller Frei-
heit einzuschränken, wie der Minister gestern abend 
betonte, sondern nur an Klarheit über das, was in 
den nächsten Jahren benötigt wird und zur Verfü-
gung steht. 

Wir bitten Herrn Minister Dr. Stoltenberg, der 
ja vor diesem Hohen Hause die Erklärung abgab, 
daß der Bund Klarheit schaffe, dies auch bei seinen 
Verhandlungen mit den Ländern zu tun. Der Wissen-
schaftsrat wolle in Zukunft jährliche Empfehlungen 
für Bundes- und Ländermittel geben (bisher nur für 
Bundesmittel). Der Bund vermag alsdann über den 
Wissenschaftsrat mitzuwirken, ohne eine direkte 
administrative Kompetenz zu haben. 

Ich möchte zum Schluß noch kurz ein Problem be-
rühren, das zwar nicht Inhalt des Entschließungs-
antrages ist, aber trotzdem besondere Beachtung ver-
dient. Bei voller Würdigung der Verdienste öffent-
licher wissenschaftlicher Einrichtungen müssen auch 
entsprechende Einrichtungen freier gesellschaftlicher 
Träger nicht nur Anerkennung, sondern auch Förde-
rung erfahren. Dies gilt auch für studentische Ge-
meinschaften, wenn sie religiös oder weltanschau-
lich geprägt sind. Sie ergänzen vorbildlich und er-
folgreich die Bildungsarbeit der Hochschulen (Stu-
dentenwohnheime, Heime der Gemeinden und Ge-
meinschaften). Der Wissenschaftsrat sollte hierzu 
nochmals eine Überprüfung wegen der ausschließ-
lichen Trägerschaft der Universität vornehmen. 
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Sicherlich werden dann diese studentischen Gemein-
schaften einen festen Platz im Leben der Hoch-
schulen einnehmen und auch großzügigere Förde-
rung erfahren. 

Wir sind in unseren Bemühungen um die Förde-
rung von Wissenschaft und Forschung auf dem rich-
tigen Wege. Ich möchte darum von dieser Stelle den 
Appell für uns alle wiederholen, nämlich alles zu 
tun, um in guter Gemeinsamkeit die großen und 
drängenden Probleme der Förderung von Wissen-
schaft und Forschung und hier auf dem Gebiet der 
Hochschulen zu lösen. 

Anlage 29 

Schriftliche Antwort 

des Bundesministers Katzer vom 25. Mai 1966 auf 
die Mündliche Anfrage des Abgeordneten Stroh-
mayr (Drucksache V/561 Frage VII/5) : 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag, dem relativ 
häufigen Umkippen von Tankfahrzeugen dadurch zu begegnen, 
daß für die Tanks nicht nur Querschotten, sondern auch Schotten 
in Längsrichtung vorgeschrieben werden, um etwa plötzliche Ge-
wichtsverlagerungen beim Einbiegen oder Bremsen weitgehend 
zu vermeiden? 

Der Einbau von flüssigkeitsabdichtenden Längs-
schotten in Tanks von Straßentankwagen zusätzlich 
zu den bereits allgemein angebrachten Querschotten 
ist nicht zweckmäßig, da hierdurch neue Abteile 
geschaffen würden, die mit jeweils einem Dom zur 
Befüllung und Befahrung versehen werden müßten. 

Schwallwände ragen dagegen vom Tankscheitel her 
nur zu etwa zwei Dritteln in den Tank hinein. Sie 
sind dazu bestimmt, die kinetische Energie des beim 
Fahrbetrieb — z. B. beim Bremsen — unvermeidbar 
auftretenden Flüssigkeitsschwalls zu mindern. 

Straßentankwagen sind allgemein zusätzlich zu 
den bereits genannten Querschotten mit Schwall

-

wänden quer zur Fahrtrichtung ausgerüstet. Das 
Anbringen von längslaufenden Schwallwänden 
könnte nur den Zweck haben, die beim Kurven-
fahren quer zur Fahrtrichtung auftretenden Schwall-
kräfte abzufangen. Diese Kräfte sind jedoch nicht 
sehr groß. Eingebaute Längsschwallwände würden 
die zur Säuberung und Prüfung des Tankinnern not-
wendige Befahrbarkeit des Tanks oder der Tank-
abteile stark beeinträchtigen oder sogar unmöglich 
machen. Aus diesem Grunde ist auch die Anbrin-
gung von Längsschwallwänden unzweckmäßig und 
kann nicht befürwortet werden. 
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